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19. CDU-Bundesparteitag in der Saarlandhalle zu 

Saarbrücken 

Montag, 4. Oktober 1971 
1. Plenarsitzung, Beginn 9.30 Uhr 

Dr. h. c. Kurt Georg Kiesinger: Meine Damen und Herren, ich eröffne den 
19. Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union und heiße Sie alle, 
Freunde und Gäste, herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Als ersten Akt dieses Parteitages haben wir die Wahl des Präsidiums des 
Parteitages vorzunehmen. Der Bundesvorstand schlägt ihnen als Tagungs­
präsidenten den Vorsitzenden des gastgebenden Landesverbandes, unseren 
Parteifreund, den IVlinisterpräsidenten Dr. Franz Josef Röder, vor. 

(Beifall) 

Sie sind mit diesem Vorschlag einverstanden? — Das Ist der Fall. 
Als weitere IVlitglieder des Parteitagspräsidiums schlägt Ihnen der Bundesvor­
stand vor: Herrn Ministerpräsidenten Dr. Hans Filbinger, 

(Beifall) 

Herrn Franz Amrehn, 

(Beifall) 

Frau Ruth Beckmann, 

(Beifall) 

Herrn Siegfried Dübel, 

(Beifall) 

Herrn Minister Dr. Heinrich Geißler, 

(Beifall) 



Herrn Landtagspräsidenten Dr. Helmut Lemke, 

(Beifall) 

Herrn Adolf Müller, Remscheid, 

(Beifall) 

Herrn Dr. Ernst Müller-Hermann, 

(Beifall) 

Herrn Anton Pfeifer, 

Herrn Dr. Günter Rinscfie, 

Herrn Dietrich Rollmann, 

und Herrn Rudolf Seiters. 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

Sind Sie mit diesen Vorschlägen einverstanden? — 
Das ist der Fall. Der Parteitag hat damit das Präsidium dieses Parteitages 
gewählt. 

Ich bitte unseren Freund Dr. Röder und die übrigen Mitglieder des Präsidiums, 
ihres Amtes zu walten. 

Präsident Dr. Franz Josef Röder: Meine Damen und Herren! Ich darf die Mit­
glieder des Präsidiums bitten, hier oben am Tisch Platz zu nehmen, und ich 
darf Sie alle im Saal ebenfalls bitten, Platz zu nehmen, damit der Parteitag 
beginnen kann. 

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen für das Vertrauen, das Sie dem 
Präsidium zum Ausdruck gebracht haben. Angesichts der begrenzten Zeit, 
die uns ifür die Erörterung von Sachfragen und zur Durchführung der Wahlen 
zur Verfügung steht, bitte ich sehr um ihre freundliche Unterstützung. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, wollen wir aller Parteifreunde ge­
denken, die seit dem letzten Parteitag verstorben ,sind. 

(Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen) 



Lassen Sie mich dabei eines Mannes namentlich gedenl<en, der die Züge 
der Christlich iDemot<ratischen Union in Deutschland wesentlich mitbestimmt 
hat: Josef Hermann Dufhues. Er starb am 26. März 1971 im Alter von 63 Jah­
ren an den Folgen einer tropischen Virusinfektion. Seit dem Jahre 1956, als 
unser Freund Dufhues auf dem Parteitag in Stuttgart, wie sich viele von uns 
erinnern, sich in einer bedeutenden Rede für die Erweiterung des Bundes­
vorstandes eingesetzt hat, ist er eine der herausragenden Persönlichkeiten 
auf allen Parteitagen und in der Führung der CDU geblieben. Sein Ansehen 
in der Partei, das in seiner politischen Umsicht und in seiner menschlichen 
Integrität begründet war, iührte dazu, daß er im Jahre 1962 zum Geschäfts­
führenden Vorsitzenden der Christlich Demokratischen Union gewählt wurde. 
Nur seine angegriffene Gesundheit hat ihn daran gehindert, daß er weiter 
in der aktiven Führung der Partei tätig sein konnte. Wir werden nicht ver­
gessen, was er für unsere Partei und für den Wiederaufbau Deutschlands 
geleistet hat. — 

Sie haben sich von Ihren Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen. — 

(Die Anwesenden nehmen Ihre Plätze wieder ©in) 

Dr. Helmut Lemke, Tagungspräsidium: ich erteile dem CDU-Landesvorsit­
zenden Saar, Herrn Ministerpräsident Dr. Röder, das Wort. 

Dr. Franz Josef Röder: Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten Damen und 
Herrenl Gestatten Sie mir, daß ich Ihnen In meiner Eigenschaft als Minister­
präsident des Saariandes und als Vorsitzender der CDU Saar ein herzliches 
Wort des Grußes und des Willkomms sage. Sie sind hier an der äußersten 
Westgrenze unseres Vateriandes in einem Land, das in vorderster Linie das 
Schicksal dieser Grenze ertragen mußte. Vor genau hundert Jahren war hier 
die Schlacht an den Spicherer Höhen, und in den letzten fünfzig Jahren ha­
ben zwei verheerende Kriege zwischen Deutschland und Frankreich Land 
und Menschen an der Saar unübersehbaren Schaden zugefügt. Vieles ist 
daher In diesem militärischen Aufmarsch- und Kampfgebiet unterblieben — 
ich denke an moderne Verkehrswege, an die lindustrielle und wirtschaftliche 
Erschließung, an kultureile und soziale Einrichtungen 'im weitesten Sinne — 
was anderswo selbstverständlich war. Unsere Wirtschaft hat in den letzten 
vierzig Jahren viermal ihren politischen Standort wechseln müssen, was es 
nirgendwo anders in Europa in diesem Ausmaß gegeben hat. 

Nirgendwo anders konnte daher auch die endgültige deutsch-französische 
Aussöhnung dankbarer empfunden werden als hier an der Saar. Hier waren 
die Menschen am unmittelbarsten von diesem historischen Vorgang betrof-



fen. Für sie ergab sich zum erstenmal die Chiance einer friedlichen und ge­
sicherten Zulcunft zwischen zwei ausgesöhnten Völkern. Es ist daher eine 
selbstverständliche Pflicht der Dankbarlteit, wenn der Bundesparteitag der 
Christlich Demokratischen Union, der zum erstenmal im Saarland unter vielen 
sichtbaren Zeichen der gewachsenen deutsch-französischen Freundschaft statt­
findet, bei dieser Gelegenheit das historische Verdienst 'ihres ersten Bundes-
parteivorsitzenden und ersten Kanzlers der Bundesrepublik Deutschland, 
Konrad Adenauer, in Erinnerung ruft. 

(Beifall) 

Es gehört zu den leuchtenden Zeichen europäischer Nachkriegsgeschichte, 
daß die französische Regierung den Volksentscheid der saarländischen Be­
völkerung vom 23. Oktober 1955 ohne Zögern anerkannt und damit zugleich 
ein Beipiel dafür gegeben hat, daß die Wiedervereinigung getrennter Gebiets­
teile unter Beachtung des Selbstbestimmungsrechts der Völker zu einer ver­
tieften Freundschaft zwischen benachbarten Völkern führen kann, 

(Beifall) 

ein Beispiel, meine Damen und Herren, von dem wir hier an der Saar im­
mer geglaubt haben, daß es auch andernorts Nachahmung finden würde. 

Ich freue mich, in diesem Zusammenhang den Vertreter Frankreichs im Saar­
land, Comte de Latour, unter uns zu sehen und ihn zu begrüßen. 

(Beifall) 

Wir wissen, daß jede andere aus Ungeduld, Geltungsbedürfnis oder Resig­
nation herbeigeführte Lösung von Grenzfragen den Keim einer unheilvollen 
Entwicklung in sich trägt. Eine solche Entwicklung, meine Damen und Herren, 
Ist uns hier im Westen glücklicherweise erspart geblieben. Es war daher nur 
konsequent, daß die Landesregierung unter Nutzung der neugeschaffenen 
Lage als wesentliches Ziel ihrer Politik ansah und ansieht, mit Hilfe des 
Bundes die geographische Lage des Saarlandes im Herzen der EWG auf der 
Grundlage der deutsch-französischen Freundschaft voll wirksam werden zu 
lassen und auf diesem Wege die Im deutsch-französischen Gegensatz erwor­
benen Nachteile und Schwächen zu beseitigen. 

Wenn Sie bei Ihrem Besuch in diesem Lande feststeilen, daß wir überall 
dabei sind, ein Netz von modernsten Verkehrsverbindungen zu schaffen und 
damit die Standortsituation für unsere Wirtschaft im Vergleich zu anderen 
konkurrierenden Wirtschaftsräumen zu verbessern, wenn Sie feststeilen, daß 
wir in großem Umfang neue und moderne Industriebetriebe angesiedelt ha-

8 



ben und daß wir unter diesen wirtschaftlichen Voraussetzungen kulturelle 
Einrichtungen geschaffen haben — um nur einige Beispiele zu nennen: unsere 
Landesuniversität, unser Theater, unsere Museen, den Saarländischen Rund­
funk, das deutsch-französische Gymnasium —, Einrichtungen, die der fried­
lichen und freundschaftlichen Begegnung der Menschen über die politischen 
Grenzen dieses Raumes hinweg dienen sollen, so wird unser Bemühen In 
solchen Zeugnissen für jedermann sichtbar. 

Das kleine Gastgeschenk mit dem Titel „Das Saarland heute", das Ich Ihnen 
zusammen mit einem Erzeugnis unseres Landes habe überreichen lassen, 
möge Ihnen ebenfalls zeigen, wie weit wir auf diesem Wege fortgeschritten 
sind. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir Saarländer wissen, daß die Maßnahmen, von 
denen ich sprach, nur mit Hilfe des Deutschen Bundestages und der Bundes­
regierung möglich waren. Da hier die größte Fraktion des Deutschen Bun­
destages und führende Mitglieder der früheren Bundesregierung anwesend 
sind, liegt mir sehr daran, das hier zum Ausdruck zu bringen. Es gehört zu 
der von der SPD systematisch betriebenen Geschichtsklitterung, zu behaup­
ten, wirkungsvolle Maßnahmen für die wirtschaftliche Umstrukturierung dieses 
Landes seien erst von dem Zeitpunkt an erfolgt, als die SPD an der Re­
glerungsverantwortung in Bonn beteiligt wurde. 

Ich brauche hier nicht auszuführen, daß ich bei Konrad Adenauer stets ein 
offenes Ohr für die Anliegen der Saar gefunden habe. Aber auch unter Lud­
wig Erhard war das nicht anders, wofür der Hinweis genügen möge, daß es 
ausschließlich seiner persönlichen initiative zu danken Ist, wenn einer der 
größten und modernsten Industriebetriebe in unserem Land so rechtzeitig 
angesiedelt werden konnte, daß er für die weitere Entwicklung bahnbrechend 
wurde. 

(Beifall) 

Sie, lieber Professor Erhard, sind hier an der Saar ein gern gesehener Gast, 
und mancher in Deutschland hat Ihnen angesichts der inzwischen eingetre­
tenen Entwicklung Abbitte geleistet und ist sich Ihrer geschichtlichen Ver­
dienste spät bewußt geworden. 

(Anhaltender Beifall) 

Es ist richtig, meine Damen und Herren, daß am 11. Februar 1969 ein für die 
Saar bedeutender Grundsatzbeschluß der Bundesregierung gefaßt wurde, in 
dem neben anderen wichtigen Maßnahmen auch der Wasseranschluß für das 
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Saarland beschlossen wurde. Das war zur Zeit der Großen Koalition; niemand 
wird das bestreiten wollen. Was aber mit Absicht unterschlagen wird, ist die 
Tatsache, daß dieser Beschluß nicht ohne Überwindung erheblicher Wider­
stände nur durch die Initiative des damaligen Bundeskanzlers und Vorsitzen­
den der Christlich Demokratischen Union Deutschlands, Kurt Georg Kiesinger, 
zustande gekommen ist. 

(Beifall) 

Auch das ist hier an der Saar nicht vergessen. Seien auch Sie herzlich will-
kommenl 

Die saarländische Bevölkerung und mit ihr die saarländische Regierung er­
warten von der gegenwärtigen Bundesregierung nicht mehr, aber auch nicht 
weniger, als die früheren Bundesregierungen bereits Im Grundsatz beschlos­
sen und getan haben. Wenn die angebahnte Entwicklung auch in Zukunft an­
hält, wird das Saarland in absehbarer Zeit in der Lage sein, nicht nur seinen 
eigenen Aufgaben gerecht zu werden, sondern auch einen angemessenen 
Beitrag im Rahmen der Bundesrepublik und zum Aufbau lEuropas zu leisten. 

Meine Damen und Herren, ich wünsche dem ersten Bundesparteitag der 
Christlich Demokratischen Union im Saarland einen vollen Erfolg. Mögen alle 
Teilnehmer trotz aller begründeten unterschiedlichen Auffassungen angesichts 
der weittragenden Entscheidungen, die zu fällen sind, sich von dem Geist 
gegenseitiger Achtung bestimmen lassen, der die Christlich Demokratische 
Union seit ihrer Gründung immer ausgezeichnet hat. 

Lassen Sie mich noch ein paar technische Bemerkungen hinzufügen. Ich weiß, 
daß viele von Ihnen bei Ihrer Unterbringung eine Reihe von Unzulänglichkei­
ten in Kauf nehmen müssen. Dieser Parteitag ist die größte Veranstaltung in 
unserem Land seit Kriegsende und stellt ganz besonders hohe organisatori­
sche Anforderungen. Der Landesverband Saar war im guten Einvernehmen mit 
dem Bundesgeschäftsführer und seinen Mitarbeitern, mit dem Herrn Ober­
bürgermeister der Landeshauptstadt und seinen Mitarbeitern und dem Ge­
schäftsführer der Saarlandhalle bemüht, alles zu tun, was möglich war. Ich 
möchte allen Beteiligten von dieser Stelle aus dafür danken und Ihnen gleich­
zeitig sagen, daß wir Ihnen auch in diesen Tagen bei irgendwelchen Schwierig­
keiten zur Verfügung stehen. 

Es sollte sich, meine Damen und Herren, auf unserem Parteitag nicht wieder­
holen, was an selbstverschuldeten, organisatorischen Mängeln bei dem Bun­
desparteitag der SPD im vergangenen Jahr vor unseren Landtagswahlen hier 
in Saarbrücken sichtbar geworden ist und was zu unrecht der Landeshaupt­
stadt und dem Land angelastet wurde. 
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Wir werden, lieber Herr Oberbürgermeister, vielmehr alles IVlögliche tun, um 
das geschädigte Ansehen der Landeshauptstadt durch die CDU in vollem Um­
fange wiederherzustellen. 

(Beifall) 

Dr. Helmut Lemke, Tagungspräsidium: Ich danke Ihnen, Herr Dr. Röder, für die 
Worte der Begrüßung, aber auch für die Gastlichl<eit des Saarlandes in jeder 
Hinsicht, insbesondere auch seitens unserer Parteiorganisation. Und ich danke 
Ihnen auch im Namen des Parteitages für die für uns alle sichtbaren großen 
Aufbauleistungen in diesem Lande in Ihrer Regierungszeit. 

Ich erteile nunmehr zum Grußwort dem Herrrn Oberbürgermeister Fritz Schu­
ster das Wort zur Begrüßung. 

(Beifall) 

Oberbürgermeister Fritz Schuster: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrter 
Herr Bundestagspräsident! Meine Herren Ministerpräsidenten! Meine Damen 
und Herren! Eine breite internationale Öffentlichkeit blickt heute auf Saar­
brücken. Was kann einer Stadt, die es wegen ihrer besonderen geographischen 
wie geschichtlichen Situation schon immer etwas schwerer hatte, sich im Kon­
zert der großen Wirtschaftsmetropolen zu behaupten. Besseres passieren? Ich 
darf mich deshalb beim Präsidium der CDU bedanken, daß es diesen wichtigen 
Parteitag in unsere Stadt einberufen hat. Im Namen des Rates der Stadt und 
der gesamten Bürgerschaft, besonders aber auch als Parteifreund heiße ich 
die hohen Gäste, die Delegierten und die internationale Presse auf das herz­
lichste in Saarbrücken willkommen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren! Sie sind zu einem Zeitpunkt in diese Stadt gekom­
men, an dem wir das Jubiläum der ßSOjährigen Stadtrechtsverleihung begehen 
konnten. Doch soll das nur historische Reminiszenz sein? Diese Stadt — und 
das hier herauszustellen ist mir ein Anliegen — ist in eine neue europäische 
Zukunft aufgebrochen, für die sie durch ihre Lage im europäischen Montan-
Dreieck Saar/Lothringen/Luxemburg und durch ihre vielfältigen menschlichen 
wie wirtschaftlichen Beziehungen über die Grenzen hinweg eine günstige Aus­
gangsposition besitzt. Dieser Weg von der einstigen Grenzbastion zur Stadt 
der Begegnung inmitten einer europäischen Lebensgemeinschaft ist markiert 
durch die deutsch-französische Aussöhnung, für die gerade wir der Politik und 
den großen Männern dieser Partei zu besonderem Dank verpflichtet sind. 

(Beifall) 
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Vielleicht gibt dieser geschichtliche Hintergrund Ihrem Bundesparteitag eine 
günstige Atmosphäre. 

Und sollten Sie, meine Damen und Herren, über den Tagesablauf hinaus einen 
Blick auf Land und Leute werfen können, wären wir Saarbrücker schon zufrie­
den, wenn Sie dabei den Ausspruch Goethes aus „Dichtung und Wahrheit" be­
stätigt fänden, den er auf seiner Reise in die Champagne hier getan hat: 
„Diese kleine Residenz war ein lichter Punkt in einem so felsig-waldigen 
Lande." 

Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Aufenthalt In unserer Stadt! 

(Beifall) 

Präsident Dr. Franz Josef Röder: ich danke Ihnen, Herr Oberbürgermeister, für 
Ihre freundlichen Worte! 

Lassen Sie mich nunmehr, meine Damen und Herren, allen Gästen unseres 
Parteitages ein herzliches Wort des Grußes entbieten. Wir freuen uns über die 
Anwesenheit zahlreicher prominenter ausländischer Gäste aus befreundeten 
europäischen Parteien aus Finnland, Großbritannien, Italien, Luxemburg, Öster­
reich und der Schweiz. 

(Beifall) 

Ihnen allen gilt unser herzlicher Gruß und unser ebenso herzlicher Dank für Ihr 
Erscheinen. In diesen Gruß und Dank schließe ich ein die anwesenden Reprä­
sentanten der diplomatischen Missionen und konsularischen Vertretungen in 
der Bundesrepublik. 

(Beifall) 

Ich erteile nunmehr zu einer Begrüßungsansprache der Baroness Evelyn 
Emmet of Amberley das Wort. 

(Beifall) 

Baroness Evelyn Emmet of Amberley: Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren und — kann ich so sagen? — meine lieben Freunde! 

(Beifall) 

Ich freue mich außerordentlich, mit der CDU noch eine Konferenz hier in Saar­
brücken mitzumachen und möchte Ihnen sofort die Grüße unseres ersten Mini­
sters, Herrn Heath, und unseres Außenministers Sir Alec Home überbringen. 

(Erneuter Beifall) 
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Ich werde beiden nächste Woche bei unserer Konferenz In Brighton begegnen 
und kann dann sicher sagen, daß ich guten IVlut und einen Willen, die nächste 
Wahl zu gewinnen, hier vorgefunden habe. 

(Beifall) 

Wir von unserer Gruppe gleichgesinnter Parteien sind im April in Wien zusam­
mengetroffen, und es ist sehr gut gegangen. Die Norweger haben uns dabei 
für nächstes Jahr eingeladen, und da hat mich auch Herr WIthalm angespro­
chen und mich gefragt: was sagt Mutti dazu? — Nun, ich habe die Einladung 
mit Freude angenommen, und danach habe ich gedacht, nicht „Mutti", sondern 
„Großmutti" sollte es heißen, denn ich habe jetzt doch viele Enkelkinder und 
habe auch, wenn Ich herumschaue, — sofern Sie mir das erlauben — hier 
viele adoptierte Enkelkinder. 

(Beifall) 

Sie müßten mit den Meinen zusammenkommen. Unsere Jugend muß zusam­
menarbeiten, um etwas wirklich Konkretes in Europa aufzubauen. Dann kön­
nen sich die Großmütter und die Großväter zufrieden zurückziehen. 
Ich möchte noch die Frauen, die der EFU zugehören, grüßen. In England bin 
ich jetzt Präsidentin unserer Gruppe, und wir arbeiten als Frauen sehr intensiv 
für das Verständnis europäischer Probleme. Es ist, glaube Ich, sehr wichtig, 
daß wir die Frauen hier beteiligen, denn sie sind doch, meine Herren, die 
Hälfte EuropasI 

(Beifall) 

Zum Schluß möchte ich Ihnen alles Gute wünschen und Ihnen für das schöne 
Willkommen herzlich danken. 

(Erneuter Beifall) 

Präsident Dr. Franz Josef Röder: Ich danke Ihnen, Lady Emmet, für Ihre guten 
Wünsche und darf Ihnen sagen, daß wir uns sehr darüber freuen, daß Sie heute 
wieder an unserem Parteitag teilnehmen, nachdem wir Sie aufgrund Ihrer Er­
krankung beim Parteitag In Düsseldorf vermissen mußten. 
Meine Damen und HerrenI Unser Parteitag erfährt eine hohe Auszeichnung 
durch die Anwesenheit vieler Gäste aus dem kulturellen und wirtschaftlichen 
Leben der Bundesrepublik. Ich bitte um Verständnis, wenn ich auf eine na­
mentliche Begrüßung verzichten muß. — Wir freuen uns über die Anwesenheit 
von Vertretern der evangelischen lund der katholischen Kirche sowie des Zen­
tralrates der Juden In Deutschland. 

(Beifall) 
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Ich begrüße die Vertreter der Gewerkschaften, des Deutschen Beamtenbundes, 
die Vertreter aller Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen, die des 
Deutschen Sportbundes sowie des Bundes der Vertriebenen. 

(Erneuter Beifall) 

ich begrüße sehr herzlich die Vertreter unserer Bundeswehr. 

(Beifall) 

Ich begrüße die Vertreter der l<ommunalen Spitzenverbände ebenso wie die 
Vertreter des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks, des Bundesver­
bandes der freien Berufe, des Bundeswehrverbandes und der Organisationen 
der Kriegsgeschädigten und Kriegshinterbliebenen, des VdK, und des Reichs­
bundes und sehr herzlich die Vertreter des Deutschen Bauernverbandes. 

(Beifall) 

Meine Oamen und Herren, dieser Parteitag genießt das bevorzugte Interesse 
der deutschen Öffentlichkeit. Ich habe daher die Freude, eine große Zahl aus-
und inländischer Vertreter von Presse, Rundfunk und Fernsehen zu begrüßen 
und ihnen für ihr Erscheinen zu danken. 

(Beifall) 

Mit ihnen begrüße ich auch die anwesenden Intendanten der ARD, des ZDF 
und des Deutschlandfunks. 

(Beifall) 

An dieser Stelle hätte ich gern den Vorsitzenden unserer Schwesterpartei, 
Franz Josef Strauß, begrüßt. Ich habe aber eben erfahren, daß er infolge 
schlechter W-itterungsbedingungen nicht in Saarbrücken landen konnte. Er Ist 
in Stuttgart gelandet und ist von dort mit dem Auto zu uns unterwegs. 

(Beifall) 

Er wird heute nachmittag ein Grußwort sprechen. 

Ich begrüße sehr herzlich die große Zahl der hier anwesenden und von mir 
eingeladenen saarländischen Ehrengäste und danke ihnen für ihr Erscheinen. 

(Beifall) 

Zum Schluß meiner Begrüßung darf ich nun zu uns selbst und unseren Partei­
freunden ikommen, die an hervorragender Stelle im Bund, in den Ländern oder 
in unserer Partei tätig sind. Ich begrüße sie mit der gleichen Herzlichkeit wie 
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die große Zahl der Delegierten und Parteifreunde, die ohne offizielles Amt und 
entsprechende Würde in Stadt und Land tagaus, tagein sich für die Ziele un­
serer Partei einsetzen und die an einem Tag wie dem heutigen mit ihren 
Erfahrungen und Vorstellungen in besonderer Weise zur Geltung kommen 
sollen. 

(Beifall) 

Zu 'Unserer großen Gemeinschaft gehören auch die vielen Ehemaligen, deren 
Interesse an unserer Arbeit wachgebliebenen ist, sowie die Frauen der ver­
storbenen Parteifreunde, die wir nicht vergessen haben. — 

(Beifall) 

Ich rufe nun Punkt 4 der Tagesordnung auf: Beschlußfassung über die Tages­
ordnung. 

Der Bundesvorstand hat sich gestern mit der Tagesordnung befaßt. Er schlägt 
Ihnen vor, nach der Rede des Parteivorsitzenden Kurt Georg Kiesinger keine 
Aussprache stattfinden zu lassen, sondern zunächst am Nachmittag auch die 
Berichte des Generalsekretärs und des Bundesschatzmeisters entgegenzuneh­
men und sich dann reichlich Zeit für eine Aussprache über die drei vorange­
gangenen Referate zu nehmen, die man nicht auseinanderziehen sollte. Die 
Aussprache würde dann allerdings nach den vorangegangenen drei Referaten 
gegliedert sein. Erhebt sich gegen diese Änderung Widerspruch, und wird dazu 
das Wort gewünscht? — Ich sehe das nicht. Wer mit dieser vom Vorstand 
vorgeschlagenen Tagesordnung einverstanden ist, den bitte ich um das Hand­
zeichen — Wer ist dagegen? — Ich sehe niemand. Wer möchte sich der Stim­
me enthalten? — Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Ich bitte nunmehr, daß (Kollege Filbinger das Präsidium übernimmt und die 
weitere Tagesordnung abwickelt. 

Dr. Hans Filbinger, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, wir kommen 
zum Tagungsordnungspunkt 5: 

Beschlußfassung über die Verfahrensordnung 

Der Entwurf der Verfahrensordnung befindet sich in den Mappen der Delegier­
ten. Wird das Wort dazu gewünscht? — Es wird nicht gewünscht. 
Dann kommen wir zur Beschlußfassung. Diejenigen, die zustimmen, daß wir 
uns diese Verfahrensordnung geben, bitte ich um ihr Handzeichen. — Danke 
sehr. Gegenstimmen? — Keine. Enthaltungen? — Damit hat sich der Parteitag 
die in den Mappen befindliche Verfahrensordnung gegeben. 
Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: Wahl der Antragskommission 
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Der Bundesvorstand macht Ihnen einen Vorschlag, der sich auf dem Platz 
jedes Delegierten befindet. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dafür ist, daß die Antragskommission laut 
Vorschlag des Vorstandes bestellt wird, den bitte ich um sein Handzeichen. — 
Danke sehr. Gegenstimmen? — Keine. Enthaltungen? — Danke sehr. Damit 
Ist die Antragskommission so bestellt. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: Wahl der Mandatsprüfungskommission 

Der Vorschlag des Bundesvorstandes befindet sich auf dem Platz jedes Dele­
gierten. Sind Wortmeldungen zu diesem Vorschlag da? — Das Ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer zustimmt, wird um sein Handzeichen ge­
beten. — Danke sehr. Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Nicht der Fall. Es 
ist so beschlossen. Die Mandatsprüfungskommission ist bestellt. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: Wahl der Stimmzählkommission 

Der Vorschlag des Bundesvorstandes befindet sich ebenfalls auf dem Platz 
jedes Delegierten. Bestehen Wortmeldungen? — Das Ist nicht der Fall. 

Zur Abstimmung! Wer zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Danke 
sehr. Bestehen Gegenstimmen? — Das Ist nicht der Fall. Enthaltungen? — 
Damit ist die Stimmzählkommission bestellt. 

Wir kommen nun zu Punkt 9 der Tagesordnung: Rede des Parteivorsitzenden 
Dr. Kurt Georg Klesinger MdB 

Herr Bundesvorsitzender, Sie haben das Wort. 

(Beifall) 

Dr. Kurt Georg Klesinger: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Meine 
lieben Parteifreunde! Ich freue mich, daß dieser Parteitag, auf dem ich zum 
letztenmal die Ehre habe als Parteivorsitzender zu Ihnen zu sprechen, gerade 
hier Im Saarland stattfindet. In diesem Land, das von uns getrennt war, das zu 
uns zurückgefunden hat dank des Willens seiner Bevölkerung und der weisen 
und brüderlichen Respektierung dieses Willens der Bevölkerung durch Frank­
reich. 

(Beifall) 

Dies hat, wie Sie, lieber Freund Röder, bereits festgestellt haben, die feste 
Grundlage für die Freundschaft zwischen unseren beiden Völkern gelegt. Ich 
freue mich, daß dieser Parteitag In einem Land stattfindet, in dem wir noch 
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vor kurzem einen harten Wahlkampf und einen glorreichen Sieg für die Christ­
lich Demokratische Uniion gewonnen haben, 

(Beifall) 

in einem Land, dessen Probleme und Sorgen und Nöte wir kennen und dessen 
Sorgen — auch Sie wissen es, Herr Präsident; ich war dankbar für Ihre Anmer­
kung — ich als Bundeskanzler stets meine volle Aufmerksamkeit gewidmet 
habe. 

Meine Damen und Herren, dieser Parteitag liegt in der IVlitte der Legislatur­
periode der Linkskoalition. Die Halbzeitbilanz dieser Koalition — die Spatzen 
pfeifen es von den Dächern — ist schlecht. Ihre ursprüngliche Mehrheit im 
Bundestag ist von zwölf auf sechs zusammengeschmolzen. Die Ergebnisse von 
neun Landtagswahlen haben die Position der Union nicht nur in den Ländern, 
sondern auch im Bundesrat beträchtlich gestärkt, da nun in vier Ländern die 
Union nicht mehr durch einen Koalitionspartner belastet ist. In zwei Ländern 
hat diese Koalition übrigens nur eine Mehrheit von einem Sitz im Parlament. 
Die FDP ist aus drei Landtagen verschwunden. In Hessen und in Berlin sind 
wir in großen Sprüngen bis an die 40 Prozent herangekommen. Meinungsum­
fragen zeigen die Union überall in Führung. Das Urteil der Mehrheit unserer 
Bevölkerung über die Arbeit der Regierung ist überwiegend negativ. Dies ist 
kein zu großes Wort, wenn man sagt; Die Bilanz dieser Regierung ist schlechtl 

Diese Entwicklung, meine Freunde, kam nicht von ungefähr. In der Innen- wie 
in der Außenpolitik ist es der SPD nicht gelungen, das zu verw.irkl'ichen, was 
sie sich vorgenommen hatte: in einem einzigen spektakulären Ansturm die Zu­
stimmung der Mehrheit unserer Wähler zu gewinnen, das, was ihr bei der 
Bundestagswahl im Herbst 1969 versagt geblieben war, die stärkste politische 
Kraft lin Deutschland zu werden. Sie war mit dem großen Versprechen gewal­
tiger Reformen angetreten und kann dieses Versprechen nun nicht erfüllen. 
Sie versprach Stabilität und muß zugestehen, daß die Preissteigerungen eine 
rinflatonische Rekordhöhe erreicht haben. 

Aus Nordrhein-Westfalen erreicht uns die Nachricht, daß im Vergleich zum sel­
ben Monat des letzten Jahres in Arbeitnehmerhaushalten eine Lebenshaltungs­
kostensteigerung von 6V2! Prozent zu verzeichnen ist. Für diese Entwicklung 
trägt die Regierung eindeutig die Verantwortung, 

(Beifall) 

und zwar durch ihre vor allem im ersten Jahr unentschlossene und wider­
sprüchliche Wirtschafts- und Finanzpolitik. Sie hat es versäumt, nach der Auf­
wertung ein binnenwirtschaftliches Absicherungsprogramm zu entwerfen und 
konsequent durchzuführen. Die Folge war Unsicherheit, Vertrauensschwund 
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allenthaiben. Und noch droht uns die öefahr jener unheilvollen Kombination 
von Inflation und Rezession, von Preissteigerungen und Arbeitslosigkeit, die 
wir aus den bitteren Erfahrungen anderer Länder kennen. 

Die Last dieser durch eine sozialistische Regierung verschuldeten Entwicklung 
trägt vor allem der kleine Mann. Während die Reallöhne und Gehälter im mo­
natlichen Durchschnitt von Januar 1970 bis Mitte Juni 1971 gegenüber 1969 um 
12,4 Prozent gestiegen sind, mußten sich die Rentner mit 2,9 Prozent begnü­
gen, und das Einkommen der Landwirte ist um 5 Prozent gesunken. 

Meine Damen und Herren, so viel zur Bilanz der Innenpolitik dieser Koalition. 
In der Außenpolitik warf sich diese Regierung mit einer Wiirklich durch nichts 
als durch ihr spektakuläres Bedürfnis erzwungenen Hast in eine schlecht vor­
bereitete, überstürzte Aktion, in Verhandlungen mit einem Partner, dessen 
überlegene Erfahrung, Härte, Zähigkeit und Macht sie hätte kennen müssen. 
Das bittere Ergebnis wird von aller Welt als die Anerkennung des Status quo in 
Europa gewertet. Es kann uns nicht verwundern, daß die Sowjetunion diese 
„Bestätigung der Ergebnisse des großen vaterländischen Krieges", wie es 
Herr Breschnew ausgedrückt hat, als Ihren seit langem erstrebten großen Er­
folg verbucht. 

Meine Damen und Herren, wenn es richtig ist, daß die Sowjetunion zur Zeit mit 
Rücksicht auf ihren großen Konflikt mit China und auf ihre wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten eine Entlastung auf ihrer Westflanke, eine Verständigung mit 
dem Westen, auch mit uns, sucht, dann war die Verhandlungssituation günstig 
und dann hat diese Regierung durch ihre überstürzte Hast und Hektik eine 
große Verhandlungschanoe vertan. 

(Beifall) 

Es ist grotesk, was man manchmal lesen muß. Erst gestern las ich die Darstel­
lung eines bekannten deutschen Schriftstellers und Zeitgeschichtlers zur Hal­
tung der Union zur Ostpolitik dieser Regierung. Er bemerkte dabei, daß er 
immer die Rückführung der 10 000 Kriegsgefangenen aus der Sowjetunion für 
die größte Leistung des „alten Herrn", Konrad Adenauers, gehalten habe, und 
er habe diese 10 000, dieses Zugeständnis der Sowjetunion, genauso wie diese 
Regierung durch Nachgeben erhalten. Meine Damen und Herren, ich war mit 
dabei; ich saß als Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses des Deutschen 
Bundestages mit am Verhandlungstisch in Moskau. Ich kann Ihnen sagen: Wir 
haben dieses Ergebnis, die Freilassung von 10 000 armen Kerlen, die zehn 
Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg noch hinter Stacheldraht lagen, nicht durch 
Nachgeben erreicht, sondern dadurch, daß wir zeigten, daß wir gewillt waren, 
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die Verhandlungen zu unterbrechen und nach Hause zu gehen — nicht durch 
Nachgeben, sondern durch FestigkeitI 

(Anhaltender Beifall) 

Die Regierung hätte sich daran ein Beispiel nehmen l<önnen, wenn sie dies ge­
wollt hätte. 

Meine Damen und [Herren, wer hat nicht gestutzt, als der französische Staats­
präsident in seiner Pressel<onferenz vom 23. September folgenden Satz aus­
sprach! Bedrängt von Journalisten über das deutsch-französische Verhältnis 
nach der beflissenen Krim-Reise des Bundeskanzlers sagte er: 

„Warum sollten wir bösen Blickes auf die Bundesrepublik sehen, wenn 
sie sich in Richtung der Anerkennung der DDR bewegt, gleichviel, in 
welche Worte man dies kleidet, da wir uns bis zum heutigen Tag aus 
Freundschaft zur Bundesrepublik Zurückhaltung auferlegt haben." 

Wie ganz anders klang das einmal. Präsident de Gaulle hat, wie jedermann 
weiß, zwar immer die Meinung vertreten, daß die Oder-Neisse-Grenze endgül­
tig sei, und ich habe häufig mit Ihm darüber gerungen. Aber ebenso entschieden 
hat dieser bedeutende Mann sowohl im Gespräch unter vier Augen, wie in der 
Öffentlichkeit, wie in der Sowjetunion selbst die „geschjchtswidrige Trennung" 
des deutschen Volkes und Landes — das künstlictie Gebilde, so sagte er wört­
lich, der DDR — verurteilt. Aber vielleicht hätte auch er wie sein Nachfolger 
angesichts dieses Marsches unserer Bundesregierung auf die Anerkennung 
nicht deutscher als die Deutschen sein können. 

Diese Regierung hat bei ihrer abgehetzten Eskalation der Zugeständnisse 
nie den ernsthaften Versuch einer Zusammenarbeit mit der Opposition unter­
nommen, obwohl es doch um eine der schwerwiegendsten Entscheidungen der 
deutschen Geschichte geht. 

„Wir brauchen die Opposition nicht", sagte Herbert Wehner, und „Mehrheit ist 
Mehrheit", .meinte Herr Brandt. Diese Regierung will es also darauf ankom­
men lassen, mit einer winzigen Mehrheit im Bundestag, die sie vielleicht nur 
durch den zufälligen Krankenstand gewinnt, die Ratifizierung der Verträge 
durchzusetzen. 

Und das würde — i c h sage es hier mit allem Ernst — verhängnisvolle Folgen 
haben. 

Es geht ja nicfit nur um die deutsche Frage, um die Wahrung — die wirkliche, 
nicht nur die verbale Wahrung — des Selbstbestimmungsrechts der Deutschen. 
Das weiß diese Regierung so gut wie wir alle. Nur wirklichkeltsblindes Wunsch-
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denken kann übersehen, daß die Politik der Sowjetunion darauf ausgeht, ihren 
Einfluß über ihren jetzt durch die Politik dieser Regierung gefestigten Besitz­
stand hinaus alimählich auf ganz Europa auszudehnen. Nichts, gar nichts, hat 
sich an diesem alten Ziel geändert. Auch die Zukunft Berlins müssen wir leider 
und selbstverständlich in diesem Zusammenhang sehen. 

Die Beratungen des XXIV. Parteitages In Moskau zeigten wieder einmal die 
politischen Ziele der Sowjetunion eindeutig. Herr Breschnew setzte sich dort 
dafür ein, die Widersprüche auszunutzen, die sich aus der Rivalität zwischen 
den Vereinigten Staaten, der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Japan 
ergeben. Durch bilaterale Kontakte mit den wichtigsten Staaten der Europäi­
schen Gemeinschaft strebt die Sowjetunion eine Art europäisches Rapallo an, 
das nach wie vor die Aushöhlung der NATO, die allmähliche Trennung Westeuro­
pas von den Vereinigten Staaten und die Verhinderung der politischen Einigung 
Westeuropas zum Ziele hat, die Aufrechterhaitung eines Zustandes der Ohn­
macht in Westeuropa als Vorfeld und künftiges Aktionsfeld der sowjetischen 
Politik. 

Wieder tauchte der Vorschlag der gleichzeitigen Auflösung der Organisation 
des Warschauer Paktes und der NATO auf. Dabei weiß jedermann, daß das 
östliche Bündnissystem durch seine bilateralen Pakte zusätzlich zum War­
schauer Bündnis im Gegensatz zum Westen doppelt gesichert ist. 

Dies alles sind keine geheimen, sondern offen ausgesprochene Zielsetzungen, 
deren zentrales Anliegen soeben durch den Außenminister der Sowjetunion 
In seiner Rede vor den Vereinten Nationen wieder formuliert wurde, indem er 
sagte, all das, was da jetzt vor sich gehe, könne nicht Im geringsten den hi­
storischen Kampf zwischen Soziaiismus und Imperialismus aus der Weit schaf­
fen und die Schärfe des Kampfes zwischen den beiden entgegengesetzten 
Linien in der Weitpolitik mildern. 

Meine Damen und Herren, das ist eine klare Sprache, und mich wundert es 
immer wieder, daß es so viele Wunschdenker In der westlichen Welt gibt, die 
diese klare Sprache — obwohl man nichts vor uns verbirgt — nicht verstehen 
wollen, und daß diejenigen, die auf diese Sprache hinweisen, dann als Frie­
densstörer oder Kriegstreiber verhöhnt werden. Nicht diejenigen, die auf diese 
Gefahr verweisen, sind die Kalten Krieger, sondern diejenigen, die in unserer 
Welt diese Gefahr hervorgerufen haben. 

(Beifall) 

Diese Sprache der Sowjetunion fordert vom Westen eine klare Antwort. Meine 
Freunde, wir wollen Frieden und Verständigung. Ich wollte zuerst etwas pathe­
tisch sagen: mit jedem, der guten Willens ist. Ich lasse dieses Pathos und 
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sage: Wir wollen Frieden und Verständigung mit jedem, dessen Interessenlage 
und dessen Wille auf eine Verständigung zielt. 

Meine Damen und Herren, wir wollen diesen Frieden und diese Verständigung 
auch unter Opfern, aber unter Opfern, die man einem Voll«, auch unserem 
Volk, zumuten kann. 

(Beifall) 

Wir werden nicht darauf verzichten, für unsere Landsleute im anderen Teil 
Deutschlands treuhänderisch zu denken und zu handeln, 

(Beifall) 

um jenes künftigen Tages willen, an den wir im Gegensatz zu anderen unver­
brüchlich glauben und auf den wir hoffen, an dem sie sagen können, was ihr 
Recht, ihr Menschenrecht, ist, was sie selber wollen und wohin sie wollen. 

(Lebhafter Beifall) 

Das ist der Kern dessen, was wir „Wiedervereinigung" nennen. 

Man sollte uns im Ausland verstehen und wissen, daß das keine überholte 
und verstaubte nationalistische Politik ist, die wir da treiben. Meine Freunde, 
wer in aller Welt, so frage ich Sie, so fragt die ganze Welt, sollte sich um diese 
17 Millionen drüben kümmern, wenn nicht wir, denen sie auf das Gewissen 
gebunden sindl 

(Lebhafter Beifall) 

„Den Frieden sicherer machen" heißt eine der Parolen der Regierung. Nun, 
meine Damen und Herren, neben und wegen der Wahrung des Selbstbestim­
mungsrechts unseres Volkes ist und bleibt das größte und wichtigste Ziel 
unserer Politik der Zusammenhalt des westlichen Bündnisses und die nicht 
nur wirtschaftliche, sondern auch politische Einigung Europas. 

(Beifall) 

Sie ist es, die uns den Frieden sichert und unsere Freiheit schützt. Sie ist auch 
die unerläßliche Voraussetzung — ich meine Festigung des Bündnisses und 
die Einigung Europas — für eine Politik der Entspannung nach dem Osten, 
wenn diese Politik der Entspannung etwas anderes sein soll als ein beständi­
ges Zurückweichen vor dem Druck der Sowjetunion. 

Meine Damen und Herren, nach dem Eindruck Herrn Pompidous hat diese 
Bundesregierung sich zur „Emanzipation" entschlossen, „um die Hände frei­
zubekommen"; so sagte er wörtlich. Man spitzte die Ohren. Die CDU hat nie 
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einer Abhängigkeit der Bundesrepublil< von den Vereinigten Staaten das Wort 
geredet, sondern einer Partnerscliaft der Europäer mit den Vereinigten Staa­
ten, in welcher die Lebensinteressen aller Partner gesichert sind. 
Daß dabei den Vereinigten Staaten eine gewisse führende Rolle zufällt, liegt 
in der Natur der Dinge. Ich habe es auf dem Berliner Parteitag so gesagt: 
„Die Vereinigten Staaten sollen in diesem Bündnis führen, aber nicht herr­
schen". Zu diesem Wort stehe ich auch heute. 

(Beifall) 

Meine Freunde, unser Land, die Bundesrepublik Deutschland, muß sich aus 
vielen Gründen mit größter Behutsamkeit in dieser Welt bewegen, und von 
Erfurt bis zur Krim haben die neuen Regierenden in Bonn sehr viel an dieser 
Behutsamkeit fehlen lassen. Nichts wäre gefährlicher, als wenn der Eindruck 
einer Schaukelpolitik entstünde, die wir treiben, oder einer Politik, die die 
Hände freizubekommen sucht, um etwa die Rolle des Ersten in Westeuropa 
zu spielen. Es gab andere, und zwar wiederholt, die diese Rolle des Ersten 
lin Europa zu spielen versuchten. 

Wir sind gebrannte Kinder, und deswegen sagen wir: nicht Emanzipation, 
sondern Integration — und wenn man dieses Wort nicht liebt: Einigung Euro­
pas. Das ist das Ziel der deutschen Politik. 

(Beifall) 

Ich habe gesagt, daß die Bilanz der Halbzeit für diese Regierung schlecht ist. 
Sie ist es leider darum auch für unser Volk. Es ist — ;ich sage es mit Bitter­
keit — vieles geschehen, was kaum mehr gutzumachen ist. Wo blieben denn 
jene frühen Beschwichtigungsformeln, durch die die Regierung uns sagte, man 
wolle doch nichts anerkennen, sondern nur respektieren, nichts festschreiben, 
sondern nur einen Modus vivendi begründen? Waren es denn nur beschwichti­
gende Formeln, oder gibt es tatsächlich einen offenen Dissens zwischen dieser 
Regierung und der Sowjetunion? Wäre die Regierung bei diesen Formeln ge­
blieben, dann wäre sie auf der Bahn früherer gemeinsamer Politik vorange­
schritten. 'Dann hätte es sich um einen wirklichen Gewaltverzicht gehandelt, 
und dann hätte es auch die Möglichkeit einer Zusammenarbeit zwischen Re­
gierung und Opposition In diesen Lebensfragen unseres Volkes gegeben. 

Ich habe den Bundeskanzler schon nach seiner Regierungserklärung und dann 
wiederholt nach diesem wirklichen oder vermeintlichen Dissens gefragt. Er hat 
mir auf diese Frage nie eine Antwort gegeben. 

Meine Freunde, das geringe Vertrauen unserer Bevölkerung zu dieser Regie­
rung und das sich immer wiederholende Votum der Wähler zugunsten der 
Union sind vor allem auf die verfehlte Innenpolitik und die gefährliche Außen-
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Politik der Regierung zurückzuführen. Aber wir haben auch das Unsere getan. 
Die Union hat In den vergangenen Jahren die IVlögllchkeiten, die ihr die Oppo­
sition bot, energisch ausgenutzt. Rainer Barzel hat auf dem Mainzer Parteitag 
den harten Kampf — Sie erinnern sich — für viermal 365 Tage und Nächte an­
gekündigt und gefordert, daß kein Tag vertändelt werde. Nun, ich kann In die­
ser Stunde nichts Besseres sagen als dies: Rainer Barzel hat in dieser ersten 
Halbzelt der Legislaturperiode für sich und seine Fraktion der CDU/CSU dieses 
große Versprechen voll und ganz gehalten. 

(Lebhafter Beifall) 

Meine Freunde, dafür schulden wir Ihm und der Bundestagsfraktion der CDU/ 
CSU großen Respekt und großen Dank. 

Diesen Dank schulden wir aber auch allen führenden Frauen und Männern 
In unseren Parteigremien. Ich habe ihre Arbeit gesehen und verfolgt und daran 
teilgenommen. Wir schulden diesen Dank unseren Frauen und Männern In den 
Landtagen und den Landesregierungen. Hier möchte ich einmal unseren Mini­
sterpräsidenten ein ganz besonderes Wort des Dankes sagen. Diese Arbeit 
ist nicht nur in den Ländern, sondern heute gerade auch in der zweiten ge­
setzgebenden Instanz dieses Landes, im Bundesrat, so wichtig geworden, 
denn dieser Bundesrat kann ein Bollwerk der Union In dieser schweren SItuar 
tlon sein, wenn nur alle von uns dort das Gebot der Stunde erkennen und 
zusammenhalten. 

(Beifall) 

Meine Freunde, man will uns weismachen — ich ihabe ja lange genug und mit 
Freude dem Bundesrat angehört —, lin dieser noblen Länderkammer hätten 
die niedrigen Streitigkeiten der Parteipolitik nichts zu suchen. Nun, meine Da­
men und Herren, wir alle wissen: Der Bundesrat ist wie der Bundestag ein 
Gesetzgebungsorgan des Bundes, und was für den Bundestag gilt, gilt auch 
für den Bundesrat. 

(Beifall) 

Ich möchte wissen, was die anderen sagen würden, wenn die Lage umgekehrt 
wäre — nein, ich imöchte es nicht wissen; wir alle wissen es ohnehin! 

(Beifall) 

Wiir sollten solche Argumente nicht allzu ernst nehmen. Es gibt aber leider 
manche Leute, die sie ernst nehmen. Sogar ein Zeitgeschlchtler, der das 
Grundgesetz nicht genügend gelesen hat, schreibt, daß der Bundesrat sich mit 
Länderangelegenheiten zu befassen habe. Was soll man da vom dürren Holze 
denken, wenn solches am grünen geschieht?! 
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Meine Freunde, wir schulden unserem Generalsekretär Bruno Hecl< Danic 

(Beifall) 

und all dem, wofür er verantwortllcii war. Ihm, dem Bundesgeschäftsführer 
und seinen Mitarbeitern schulden wir Dank. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, sie alle — erlauben Sie mir einmal im Hinblick auf 
die vielen Wünsche und Ansprüche, die ihnen gegenüber aus der Partei er­
hoben wurden, dies zu sagen — mußten viel harte und undankbare Arbeit 
leisten, weil von ihnen ständig Immer mehr gefordert wurde und gefordert 
werden mußte, als es ihnen die zur Verfügung stehenden Miittei und Möglich­
keiten erlaubten. Dieser Parteitag soll unter anderem ja auch helfen, darüber 
nachzudenken, wie wir das in Zukunft besser machen können. 

Erlauben Sie mir, ein Wort zu mir selbst und zu dem, was ich in diesen zwei 
Jahren zu tun versucht habe, zu sagen. Ich habe meine Aufgabe nicht darin 
gesehen, im Bundestag mit dem Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU zu wett­
eifern. Der Fraktionsvorsitz war sein Feld; diese Arbeit fiel in seine Verant­
wortung und unter seine Pflicht. Ich habe im Bundestag dann mein Wort ge­
sagt, wenn ich es für nötig hielt. Aber die im Sommer des vergangenen Jah­
res beginnende Kette der Landtagswahlkämpfe — ich komme eben aus dem 
zehnten, dem Bremer Wahlkampf zurück — gab dem Parteivorsitzenden die 
Gelegenheit, sich in hunderten, oft von Tausenden besuchten Versammlungen 
und Kundgebungen für die Union bei diesen Wahlen einzusetzen. 

(Beifall) 

Ich mache kein saures Gesicht dazu; die Sache hat mir Spaß gemacht, meine 
Damen und Herren. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich erwarte zuversichtlich, daß uns der nächste Sonntag eine Fortsetzung dieser 
Erfolge auch in Bremen und Im kommenden Frühjahr ebenfalls in Baden-Würt­
temberg, das mir natürlich besonders am Herzen liegt, bringen wird. 

(Beifall) 

Da ich ein unheilbarer „Hocker", um mit Theodor Heuss zu sprechen, bin, habe 
ich bei dieser Gelegenheit auch immer reichlich Chancen gehabt, mich mit 
unseren Parteifreunden draußen zusammenzusetzen und mir ein Bild von ihnen 
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zu verschaffen. Sonst komme ich ja mit ihnen fast nur l<olIektiv zusammen, sehe 
ihre zustimmenden oder kritischen l\/lienen. Dort gab es nun engste Tuchfüh-
iung. Wo immer ich war, habe ich ein sehr ermutigendes Biid bekommen. 
Draußen, sozusagen an der Front, weht ein frischer Wind. Wir alie wissen: Ohne 
den Einsatz dieser Männer und Frauen, die da draußen an dieser Front für 
die Union kämpfen, würden wir das große Ziel des Jahres 1973 — es darf 
natürlich auch früher sein, und wenn die Regierung uns dazu ermutigt, nehmen 
wir diesen ermutigenden Zuruf gerne auf — 

(Beifall) 

nicht erreichen. 

Dieses Ziel heißt, das zu gewinnen, was uns 1969 um 0,9 Prozent mißriet: die 
Mehrheit im Bundestag und die Bildung einer neuen Regierung durch die CDU 
und CSU. 

(Beifall) 

Meine Freunde, jetzt wird es ernst. Hier ist der Ort, um uns Rechenschaft da­
rüber zu geben, wie steinig der Weg sein wird, der zu diesem Ziele führt. Ich 
glaube, keiner in diesem Saal bestreitet, daß wir den bisher schwersten Bun­
destagswahlkampf unserer Geschichte ?u führen haben werden. Lassen Sie 
uns darum gemeinsam überlegen, womit wir konfrontiert sind. 

Ich habe schon als Kanzler der Großen Koalition zu spüren bekommen, wie 
stark das Machtpotential unseres größten politischen Gegners, verglichen mit 
dem unseren, ist; denn dieses Potential beschränkt sich ja keineswegs auf die 
Parlamente und die Kabinette. Die Sozialdemokratische Partei hat fast doppelt 
so viele Mitglieder wie die CDU und die CSU zusammen. Trotz einer stetigen 
Zunahme an Mitgliedern ist die CDU — leider.— eine Wählerpartei geblieben. 
Die Sozialdemokratische Partei hat einen dem unseren überlegenen, von star­
ker eigener Finanzkraft gesicherten schlagkräftigen Parteiapparat, den sie in 
langen Jahren aufgebaut hat. Sie hat in einer über viele Jahre hin verfolgten, 
oft rücksichtslosen Personalpolitik ihre Position überall, nicht nur im staat­
lichen lund kommunalen Bereich, überlegen aufgebaut. Jahr um Jahr werden 
ihr vor allem aus gewissen Sektoren der Hochschulen, nicht zuletzt aus den 
Pädagogischen Hochschulen, Bundesgenossen zugeführt, die sich durch einen 
entschiedenen ideologischen Kampfeswillen auszeichnen. Zum erstenmal wird 
die SPD überdies die gesamten Möglichkeiten des Staatsapparats zur Beein­
flussung der öffentlichen Meinung einsetzen, und sie tut dies mit der ganzen 
ihr eigenen Unbedenklichkeit. Sie scheut nicht einmal davor zurück, die Presse 
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unter Druck zu setzen, von der Androhung des Informationsentzugs bis zu dem 
ominösen Wort des Bundesl<anziers über die Schreibtischtäter. 

(Beifali — Vereinzelt Pfui-Rufe) 

Und schließiich wird sie durch die l\/lassenorganisation der Gewericschaften 
energisch unterstützt. Aber es geht weiter, meine Freunde: Wir sollten auch 
nicht den großen Vorteil unterschätzen, den die SPD dadurch gewinnt, daß sie 
zum erstenmal mit einem Kanzler in den Wahlkampf geht. Dazu kommt noch 
eine weitere Überlegung, und eine sehr wichtige: Je weiter wir uns von der 
Ausgangssituation der Bundesrepublik entfernen, desto wenjger kennen die 
jungen Wähler die Realitäten dieses Anfangs. Die Kriegsgeneration kannte aus 
eigener Anschauung die kommunistische Wirklichkeit. Sie erlebte die Notjahre 
nach dem Krieg und den großartigen Erfolg des Wiederaufbaues. Davon wissen 
die Jungen nur noch vom Hörensagen. Die großen Erfolge, die unter der po­
litischen Führung der Union, mit Konrad Adenauer als Kanzler — ich begrüße 
seinen ältesten Sohn, der heute unter uns ist, deswegen besonders herzlich — 

(Beifall) 

und .mit Ludwig Erhard, der meine Verehrung hat, als Wirtschaftsminister, 

(Anhaltender Beifall) 

die Erfolge, die da von uns errungen wurden, sind dieser jungen Generation 
nicht imehr eine Errungenschaft schwerster Mühen, sondern ein selbstver­
ständlicher Besitz, ja ein Besitz, der von den radikalen Ideologischen Kräften 
schon wieder angefochten wird, obwohl jeder Erfahrene weiß, daß breiteste 
Schichten unseres Volkes noch nie eine so große materielle Lebenssicherheit 
genossen haben wie in jenen Jahren und durch jene Jahre, die durch unsere 
Politik gestaltet worden sind. 

(Beifall) 

Unsere alten großen Parolen, mit denen wir in die Kämpfe zogen, mit 
denen wir unsere Siege errangen, sind verblaßt, eben weil sie erfolgreich wa­
ren und well sie für die Jungen selbstverständlich geworden sind. Und nun wer­
den diesen Jungen von dieser Regierung Rauschgold-, Talmiparolen vorge­
tragen. Und wer gehört zu diesen Jungen? Nun, es gehören alle zu ihnen, die 
nach dem Krieg noch in den Kinderschuhen staken, und das will 1973 heißen, 
alle etwa zwischen 18- und SSjährigen. Das bedeutet etwa 15 Millionen, also 
mehr als ein Drittel der gesamten Wahlberechtigten. 
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Und endlich können wir die Augen nicht davor verschließen, daß die allge­
meine geistige Situation sehr viel Wasser auf die Mühlen des Gegners lenkt. 
Der zunehmende Verfall alter Wertvorstellungen und ihrer Wirkungskraft, der 
Umschlag des Schwundes dieser Wertvorstellungen und Überzeugungen in 
utopischen Rausch oder ideologischen militanten Dogmatismus kommt natür­
lich jenen entgegen, die selber Ideologien anzubieten haben. Meine Freunde, 
Sie werden mich nicht mißverstehen. Ich stelle Ihnen diese Bilanz nicht vor, 
um Verzagtheit zu erzeugen, ganz im Gegenteil. Ich möchte erreichen, wir 
müssen erreichen, daß auch der letzte unter uns versteht, um was es geht, 
daß wir uns keinem leichtfertigen Optimismus überlassen, sondern alle Kräfte 
anspannen und. einspannen, um allen Widrigkeiten zum Trotz den vollen Sieg 
zu erringen. 

(Beifall) 

Vieles von dem, was ich als Machtpotential unseres Gegners darstellte, ist 
nicht neu. Trotzdem ist es der Union bis zu dieser Stunde gelungen, die 
stärkste politische Kraft in der Bundesrepublik zu bleiben. Das liegt einmal 
an dem großen Kapital an Vertrauen, welches die Union durch ihre großen 
Leistungen in unserem Volk behalten hat. Landauf, landab, bekomme ich das 
in Tausenden von Begegnungen oft rührend zu spüren. Millionen unserer Mit­
bürger, die täglich auf eine nicht immer uns freundlich gestimmte Presse an­
gewiesen sind, halten uns dennoch die Treue. Dies ist nicht anders zu erklären 
als durch die Fähigkeit dieser Menschen zu sehen, was wirklich ist, was man 
besitzt und was wir verlieren könnten. Dieser nüchterne Sinn unserer Mitbür­
ger ist unser stärkster Verbündeter. 

Sicherlich spielt der Einsatz unserer Mitarbeit in Dorf, Stadt und Land dabei 
eine große Rolle. Noch ist es ja so, daß die Mehrheit unseres Volkes, insbe­
sondere auch der größte Teil der Arbeiterschaft, der Faszination der Ideolo­
gien noch nicht verfallen ist. Aber es gibt Einbruchsgefahren; wir wissen, 
mehr bei der jüngeren als bei der älteren Generation. Wir sollten daher auch 
hier den Tag nicht vor dem Abend loben und wachsam bleiben. 

Die große Schwäche der Sozialdemokratie ist ihre programmatische Krise, die 
zugleich eine Krise ihrer Generaton ist. Meine Freunde, das Aufkommen star­
ker neomarxistischer Kräfte in einer Partei, welche die marxistische Tradition 
schon abgestreift zu haben schien, der entschiedenste Sozialrevolutionäre 
Wille dieser Jungsozialisten — von den noch weiter Linken gar nicht zu spre­
chen —, die mit zunehmendem Erfolg um die Macht in ihrer Partei kämpfen, 
hat die SPD in eine Krise gestürzt, die sehr viel schwerer ist, als sich nach 
außen zeigt. Vorgänge wie in München, bei denen dieser Konflikt wie eine 
Eruption zutage trat, werden sich ohne Zweifel wiederholen, verstärken und 
vermehren. 

27 



Demgegenüber — das zu sagen, ist nun eine große Freude für mich, ohne 
beschönigen oder beschwichtigen zu müssen — icann die CDU mit Genug­
tuung feststellen, daß sie bei aller Interessen- und 'Meinungsvielfalt eine große 
Volkspartei ist, weder eine programmatische noch eine Generationeni<rise 
kennt. 

(Beifall) 

Ich kann unseren Freunden von der Jungen Union und auch dem noch kleinen 
Häuflein des RCDS, das an unseren Hochschulen kämpft!; denn es gehört 
etwas dazu, sich dazu zu stellen; 

(Beifall) 

nicht, daß sie mich nicht manchmal geärgert hätten, ich habe meinen Vater 
auch oft genug geärgert —, in diesem Abschiedswort als Parteivorsitzender 
von ganzem Herzen dafür danken, daß sie so sind, wie sie sind, und daß sie 
so kämpfen. 

(Beifall) 

Wir haben uns mit dem Berliner Programm und seiner Fortschreibung in Düs­
seldorf ein gemeinsames Fundament geschaffen, und wenn Franz Josef 
Strauß jetzt da wäre, dann würde ich seinem Wort noch einmal ausdrücklich 
entgegentreten, das er in Düsseldorf gebraucht hat: eine Partei brauche keine 
Programme, sondern fähige Männer. Meine Damen und Herren, die CDU hat 
ein Programm, dann ist sie die CDU, oder sie hat kein Programm, dann ist sie 
ein pragmatischer Haufen und nichts mehr. 

(Beifall) 

Wir brauchen beides. Wir brauchen unser Programm und brauchen unsere 
fähigen — und wenn Sie wollen — unsere starken Männer. Dieses Funda­
ment werden wir weiterbauen mit jener gegenseitigen Loyalität — und lassen 
Sie mich das leise hinzufügen — und jener unerläßlichen Disziplin, auf die wir 
für unsere Existenz und für unseren Sieg angewiesen sind. 

(Beifall) 

Das gilt natürlich auch für das Verhältnis zu unserer Schwesterpartei, der 
CSU, die so erfolgreich gekämpft hat unter der Führung unseres Freundes 
Franz Josef Strauß, der bedauerlicherweise nicht unter uns ist. Der Nebel, 
der ihn gehindert hat, heute unter uns zu sein, bedeutet keinen politischen 
Nebel zwischen der CDU und CSU. Hier gibt es klare Sicht und klaren Flug, 
meine Damen und Herren. 
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Immer wieder wird von unseren politischen Gegnern der Versuch gemacht, 
uns prinzipielle programmatische Unterschiede zu unterstellen, indem man 
Nuancen verzerrt und dramatisiert. Das ist im übrigen gar nicht neu. Aber ich 
sage Ihnen getrost, daß sich alle täuschen werden, die ihre Hoffnung auf einen 
solchen Bruderzwist setzen. 

(Beifall) 

Es wird auch keine sonstigen Schwierigkeiten geben. Meine Damen und 
Herren, wir werden uns zusammenfinden, loyal wie eh und je, und niemand 
wird uns auseinanderreden können, wenn wir es nicht selber tun. 

(Beifall) 

Ich habe von den Ideologien gesprochen. Man hört die Meinung, es findet 
zur Zeit eine Reideologisierung der Parteien statt. Meine Damen und Herren, 
Ideologien — das ist unsere feste Überzeugung — verfehlen und vergewal­
tigen die Wirklichkeit. Mit ihnen kann man daher nur eine verfehlte und gefähr­
liche Politik machen. Sie sind — ich will nicht mißverstanden werden; ich rate 
niemandem, einfach an ihnen verächtlich vorbeizugehen — oft interessant und 
regen zur Prüfung der eigenen Position und zu fruchtbaren Auseinanderset­
zungen an. 

Ich habe von Karl Marx viel gelernt, und zwar gerade dort, wo er sich, wie 
die Geschichte bewiesen hat, geirrt hat. Wir müssen sie zur Kenntnis nehmen, 
wenn wir uns mit ihr auseinandersetzen wollen, und an dieser Auseinander­
setzung kommen wir wahrhaftig nicht vorbei. Aber — das ist entscheidend — 
niemals dürfen wir es ihnen, den Ideologien und den Ideologen erlauben, 
den Platz der pragmatischen Politik zu okkupieren. 

(Beifall) 

Deswegen kann ich nur jeden unserer politischen Freunde davor warnen, an­
gesichts dieser Ideologien, vor allem der kommunistischen, eine Art westliche 
Gegenideologie oder eine Gegenideologie der CDU zu fordern. Meine Damen 
und Herren, ich sage das mit ganz großem Ernst: das wäre das Ende der 
Christlich Demokratischen Union. 

Wir treiben praktische und pragmatische Politik, realistische Politik, die sich 
an einigen großen zentralen Ideen und Wertvorstellungen, vor allem an den 
Grundsätzen christlicher Verantwortung orientiert. So steht es in unserem 
Programm, und so soll es stehenbleiben. 

(Beifall) 
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Das Bild der politischen Landschaft, das ich Ihnen entworfen habe, die Schil­
derung unseres eigenen Kräfte- und Machtpotentials und dasjenige unseres 
Gegners zwingen uns zu klaren Entschlüssen und entschiedenen Maßnahmen. 
Unsere Stärl<e liegt in unserem Programm, in unserer realistischen Politik 
und in dem großen Vertrauen, das wir im Volk genießen. Wenn wir dieser 
Politik treu bleiben — lassen Sie mich so sagen: beweglich, aber nicht oppor­
tunistisch, prinzipientreu, aber nicht erstarrt, überzeugend und glaubwürdig, 
so wie bisher auch in Zukunft, vor allem auch für die junge Generation —, 
dann brauchen uns die billigen Schlagworte des Gegners keine große Sorgen 
zu machen. 

Unsere Schwäche liegt vor allem im organisatorischen Bereich, im Mitglieder­
stand, im ungenügenden Parteiapparat, in der geringen Finanzkraft, in der 
Unterlegenheit im Bereich der Einflußpositionen. Meine Freunde, diese Schwä­
che muß überwunden werden, und das ist eine .Herkulesarbeit. 

(Beifall) 

Die Beratungen dieses Parteitages, seine strukturellen und personellen Ent­
scheidungen müssen dieser Lage Rechnung tragen, und jeder wird nach be­
stem Wissen und Gewissen in Freundschaft und Aufrichtigkeit seine Entschei­
dungen treffen müssen. Denn es ist ja zum erstenmal in der Geschichte der 
CDU, daß sich zwei hervorragende Männer um das Amt des Parteivorsitzen­
den bewerben. Wir brauchen '\n den Führungspositionen der CDU die fähig­
sten Männer und Frauen. Aber — das sage ich Ihnen nach bitteren und sehr 
leidvolien Erfahrungen — wir brauchen vor allem eine starke, eine sehr 
starke Partei, wenn wir den Sieg erringen wollen. 

(Beifall) 

Meine Freunde, mit dieser Überzeugung und Hoffnung wünsche ich unserem 
Parteitag zu Saarbrücken ein glückliches Ergebnis und einen glücklichen Ver­
lauf. Mit dieser Oberzeugung und Hoffnung verabschiede ich mich von Ihnen 
als Parteivorsitzender und nur als Parteivorsitzender, denn meine Kraft und 
mein Kampf werden auch in Zukunft der großen Sache der CDU gelten. 

(Sehr lebhafter, anhaltender Beifall) 

Meine Freunde, ich bin glücklich in diesem Augenblick des mich überwälti­
genden Dankes aus Ihren Reihen; ich werde noch glücklicher sein, wenn ich 
dazu beitragen kann, daß dem künftigen Kanzlerkandidaten der Union das 
gelingt, was mir 1969 versagt blieb: eine Regierung der Union zu bilden und 
Politik aus Geist und Willen der Union zu treiben. Dieses Land und dieses 
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Volk, dieses ganze deutsche Volk, hat eine solche Regierung und eine solche 
Politik wahrlich nötig! Ich danke ihnen. 

(Starker Beifall) 

Dr. Hans Filbinger, Tagungspräsidium: Herr Bundesvorsitzender, Ich danke 
Ihnen namens des Parteitags für Ihre weitgespannte, richtungweisende und 
zupackende Rede. Sie haben es gespürt: der Parteitag ist Ihnen heute wie 
bei vielen Ihrer früheren meisterlichen Reden gefolgt; Sie haben die volle 
Zustimmung des Parteitags der Christlich Demokratischen Union gefunden. 

Die Christlich Demokratische Union hat Ihnen seit Ihrer unvergessenen Arbeit 
als Bundestagsabgeordneter und außenpolitischer Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion des Bundestages vieles zu danken. Sie dankt Ihnen für die Leistung, 
die Sie als Bundeskanzler für das deutsche Volk erbracht haben. 

(Beifall] 

Sie dankt Ihnen ebenso für Ihre Arbeit als Bundesvorsitzender der CDU 
seit 1967. 

(Erneuter Beifall) 

Und sie dankt Ihnen nicht zuletzt für Ihren wahrhaft beispiellosen Einsatz 
bei der letzten Bundestagswahl und bei neun erfolgreichen Landtagswahl­
kämpfen. 

(Beifall) 

Die Christlich Demokratische Union hat den Wunsch, daß Sie an sichtbarster 
Stelle auch in Zukunft in Ihren Reihen arbeiten und kämpfen, und aus diesem 
Grunde hat der Vorstand einstimmig beschlossen, Sie als Ehrenvorsitzenden 
der CDU mit Sitz und Stimme im Präsidium dem Parteitag in Vorschlag zu 
bringen. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir treten nun In die Abstimmung über den einstimmigen Vorschlag des 
Bundesvorstandes ein. Wer zustimmt, daß Bundesvorsitzender Dr. Kurt Georg 
Kiesinger zum Ehrenvorsitzenden ernannt wird, der wird gebeten, das Hand­
zeichen zu geben. — Ich danke Ihnen. Gibt es Gegenstimmen? — Keine. Ent­
haltungen? — Keine. 

(Beifall) 

Herr Dr. Kiesinger, Sie sind einstimmig zum Ehrenvorsitzenden der CDU er­
nannt. Ich gratuliere ihnen! 

(Anhaltender Beifall) 
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Meine Damen und Herren, ich unterbreche nun die Vormittagssitzung unseres 
Parteitages. Wir machen eine Pause von fünf Minuten. — 

(Unterbrechung von 11.17 Uhr bis 11.26 Uhr) 

Franz Amrehn, Tagungspräsidium: Die Sitzung wird wieder aufgenommen. 

Meine Damen und Herren, durch den bisherigen Zeitabiauf In der Abwicklung 
der Tagungsordnung bleibt uns noch genügend Raum, vor der Mittagspause 
einen weiteren Punkt zu erledigen. Ich hoffe, Sie sind damit einverstanden, 
wenn wir jetzt den Bericht des Generalsekretärs der Partei entgegennehmen. 

(Zustimmung) 

— Danke sehr. Ich rufe also Punkt 11 der Tagesordnung auf: Bericht des Ge­
neralsekretärs Dr. Bruno Heck, MdB. 

Ehe er das Wort erhält, darf ich noch folgendes mitteilen. Bisher sind noch kei­
ne Stimmblocks und auch noch keine Zettel für Wortmeldungen ausgegeben 
worden. Die Mandatsprüfung hat noch nicht ganz abgeschlossen werden kön­
nen. Infolgedessen werden wir Stimmblocks und die Wortmeldezettel unmit­
telbar nach der Mittagspause ausgeben. 

Nun bitte Ich aber, wirklich Platz zu nehmen und die Gespräche einzustellen 
oder, soweit sie fortgesetzt wenden sollen, auf dem Flur weiterzureden. Ich bit­
te, die Türen zu schließen. 

Das Wort hat nunmehr Herr Generalsekretär Dr. Bruno Heck. 

(Beifall) 

Dr. Bruno Heck: Herr Präsident! Verehrte Gäste! Meine Damen und Herren! 
Ob heute abend Rainer Barzel zum Parleivorsitzenden gewählt wird oder Hel­
mut Kohl, ob Sie morgen Konrad Kraske oder mich zum Generalsekretär be­
stimmen, wen Immer Sie ins Präsidium und in den Vorstand wählen, — von der 
neuen Führung wird viel erwartet. Aber die Partei wird nicht alles von dieser 
neuen Führung erwarten können, vor allem das nicht, was die Partei nur als 
Ganzes zu leisten vermag. 

(Beifall) 

In diesem Sinne wird die neue Führung so stark sein wie die Ideen, wie das 
politische Konzept der Union, sie wird so stark sein, wie die Solidarität der 
verschiedenen Kräfte in der Union dieses Konzept zu repräsentieren und zur 
Geltung zu bringen vermag. 
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Meine Damen und Herren, das vergarvgene Jahr hat der Partei für die Oppo­
sition im Bundestag und für die Landtagswahien viel abverlangt. Doch davon 
soll heute nicht besonders die Rede sein; hier soll keine Leistungsschau gebo­
ten v\/erden. Ich will einen Erfahrungbericht geben, einen Erfahrungsbericht un­
ter der einen Perspel<tive, unter der alles entscheidenden Frage: Was ergibt 
sich daraus für die Bundestagswahlen 1973? Wo sind wir gefordert? Was haben 
wir die nächsten zwei Jahre zu tun? 

Die Union ist nach wie vor die IVlehrheitspartei in unserem Land. Immer wieder 
haben die Koalitionsparteien den Versuch gemacht, den Bundesrat zu ero­
bern. Sie sind von den Wählern unmißverständlich zurückgewiesen worden. 
Unsere Partei wurde in der Geschichte unseres Landes oft bestätigt. Aber nie 
ist diese Bestätigung auch in den Ländern so eindeutig ausgefallen wie jetzt. 
Es ist kein Zweifel: Der Erfolg des Tages steht bei uns. 

Aber, meine Damen und Herren, da ist auch die andere Seite. Die SPD 
steckt Niederlage auf Niederlage sin, lund doch scheint ihre relative Stabilität 
als Partei davon nicht sonderlich erschüttert zu werden. Wir aber, wir quittieren 
unsere Erfolge mit einem zunehmenden Unbehagen. Ist das wirklich nur Füh­
rungskrise? IVIangelt es nur am Glauben an die Kraft, mangelt es nur an Ver­
trauen in die Leistungsfähigkeit der Parteispitze? Oder zweifelt die Partei auch 
an der Dauer ihres Erfolges? Sind wir unsicher geworden in unserem Selbst­
verständnis als Christlich Demokratische Union? Hat uns der Bruch von 1969 
doch tiefer getroffen, als wir alle gemeint haben? Woher stammt dieses Unbe­
hagen, diese Gereiztheit gegeneinander, diese aggressive Spannung in unse­
ren eigenen Reihen? Das ist die erste Frage, die wir uns heute stellen müssen. 

Meine Damen und Herren, wir alle spüren, daß das, was das Jahr 1969 signa­
lisiert hat, noch nicht überwunden ist. Es ist doch so, die Sozialdemokraten sind 
noch nicht ausgesteuert beim Volk, und wir — wir haben das Vertrauen im 
Bund noch nicht endgültig zurückgewonnen. Die Umfragen bestätigen, was uns 
nachdenklich stimmt. Wir liegen in der Meinung der Wähler vorn. 

Aber es ist offensichtlich: Dieses Ja der Wähler gilt mehr der Opposition gegen 
die Regierung Brandt und weniger der Partei, die in dieser Opposition steht. 

Im Grenzbereich der Wähler zwischen uns und den Koalitionsparteien ist die 
Bereitschaft, uns zu folgen, geringer als die Abneigung gegen die hektische 
Politik der Linkskoalition. Was bedeutet das für uns? Wie kommt das? 

Sicher, wir haben uns zu lange als Regierungspartei im Wartestand verstanden 
und damit gerechnet, daß die Koalition zerbrechen werde; wir hätten uns frü­
her auf vier Jahre Opposition einstellen müssen. Wir haben die Politik der Re-
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gierung mit taktischem Geschick und mit Erfoig attackiert und in Frage gestellt. 
Es Ist uns auch gelungen, aus der Ablehnung der SPD einen Vorsprung für uns 
zu gewinnen. 

Um was es aber jetzt geht, ist, diesen Vorsprung aus Ablehnung in einen Vor­
sprung aus Zustimmung zu verwandeln. 

(Beifall) 

Meine Parteifreunde, den Widerspruch zur Regierung und unseren eigenen 
Standpunkt formulieren wir Woche für Woche Im Parlament; um Zustimmung 
müssen wir draußen im Lande werben. Unser wichtigster Wahlhelfer in den 
vergangenen Landtagswahien war die Bundesregierung, ihre Schwäche war 
unser Gewinn. Aber auf diese Rechnung können wir für 1973 allein nicht 
setzen. Die Bevölkerung scheint sich an die Inflation zu gewöhnen. Sie könn­
te auch einmal bereit sein, etwas weniger Inflation als relative Stabilität zu 
begrüßen. Und In der Ostpolitik wird die Regierung versuchen, den Wählern 
mit kleiner Münze die großen Sorgen abzukaufen. Über all dem bastelt die 
SPD am Bilde Brandts herum, um Ihn als Vaterfigur, als Staatsmann und Hu­
manisten hochzustillsleren, zur tragischen Symbolfigur der Deutschen, die es 
auf sich nimmt, den Verzicht auf die politische Freiheit der ganzen Nation 
als angeblich unerläßlichen Beitrag zum Frieden durchzusetzen. Dies alles 
geschieht mit überlegenen finanziellen Mitteln, mit einer ungehemmten Mi­
schung von Staat und Partei und mit dem Freibrief eines parteipolitischen 
Bündnisses, das die Macht so gebraucht, wie sie erworben wurde: gegen die 
Mehrheit der Bürgerl 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, darauf müssen wir uns einstellen, wenn wir sicher­
gehen wollen. Deswegen die Frage an uns: Wie sieht das aus, was wir unse­
rem Volk auf 1973 hin anzubieten haben? Unser programmatischer Vorsprung 
vor der SPD ist eingeebnet. Union der Christen, Wohlstand für alle. Soziale 
Marktwirtschaft, Ja zum Westen, Ja zur Freiheit der westlichen Demokratie 
und zu ihrem mächtigen Bündnis — das waren Stichworte der Hoffnungen, 
das waren Formeln der Übereinstimmung, das war Millionen unmittelbar aus 
dem Herzen gesprochen. 

Daß wir diese Formeln gefunden haben, daß Männer an unserer Spitze ge­
standen haben, die eine Verkörperung, eine persönliche Bürgschaft jener 
Leitsätze gewesen sind, das hat uns zur größten deutschen Partei gemacht. 
Aber heute ist erreicht, für was wir damals die große Hoffnung waren. Heute 
ist das politische Feld von neuen Hoffnungen erfüllt. Der Wohlstand ist ge­
schaffen; heute geht es darum, seinen Immobilismus aufzulockern, Chancen 
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neu zu verteilen, neue Ziele zu setzen, im Wettbewerb der Leistungen Huma­
nität zu sichern. 

Franz Amrehn, Tagungspräsidium: Ich bitte einen Augenblick um Entschuldi­
gung, Herr Dr. Heck, Ich möchte noch einmal bitten, endgültig die Gesprächs­
gruppen aufzulösen, die sich insbesondere an den Türen und auf einigen 
Gängen befinden. Ich hatte gebeten, daß diejenigen, die jetzt unbedingt 
sprechen müssen, auf die Korridore hinausgehen. Es geht so nicht weiter, 
daß weiter geplaudert wird. 

(Beifall) 

Einige Herren lassen sich davon noch immer nicht beeindrucken. Ich bitte 
die Delegierten in der Nähe solcher Gesprächsgruppen, für den Fall, daß die 
Gespräche fortgesetzt werden, die Gruppen aufzufordern, die Unterhaltung 
einzustellen. Wenn ich nach rechts an die Türen schaue, sehe ich mehrere 
Gruppen, die ihre Gespräche fortsetzen. 

Dr. Bruno Heck: In diese Richtung drängen die neuen innenpolitischen Hoff­
nungen. 

Und in der Außenpolitik? Auch da sind neue Erwartungen aufgebrochen: Die 
Sicherheit mit dem Westen haben wir; nun ist die Sicherheit vor dem Osten 
und mit dem Osten dran. Versöhnung, Ausgleich, Normalisierung, Annäherung, 
Wandel, Zusammenarbeit, Friede; Friede auch mit den kommunistischen Staa­
ten, europäische Friedensordnung — im Feld dieser Begriffe liegt irgendwo 
das verborgen, was einer neuen Sehnsucht in unserem Volk entspricht. 

Hier liegen zwar die Gefahren, hier liegen auch die möglichen Mißverständ­
nisse, aber hier liegt vor allem jenes neue große Ziel, das jede deutsche 
Politik auf lange Sicht im Auge haben muß — einfach deswegen, weil es dem 
Verlangen nach einem Frieden und nach einer Sicherheit entspricht, die nicht 
auf dem Gleichgewicht des Schreckens beruhen. Das zu erkennen heißt nicht, 
die Ungeduld und Hektik der heutigen Ostpolitik zu rechtfertigen, die mit ihren 
Konzessionen und Vorleistungen am Ende nur bewirken wird, daß aus dem 
Gleichgewicht des Schreckens ein Übergewicht des Schreckens wird. 

(Beifall) 

Wir wollen einen Frieden, der frei ist von militärischer und politischer Hege­
monie, einen Frieden, der die Gegensätze nicht übertüncht oder unterdrückt, 
sondern die Chance bietet, sie frei auszutragen. Wir wollen das in einem in 
Freiheit geeinten Europa. 

Das sind die neuen Erwartungen, das sind die Hoffnungen dieses Jahrzehnts, 
auf die wir unsere politische Antwort geben müssen. 
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Meine Parteifreunde, unsere historischen Erfolge sind unbestritten, aber sie 
sind keine Zäune; sie hindern uns nicht, zu neuen Ufern aufzubrechen — im 
Gegenteil. Wenn wir nicht die Opfer dessen werden wollen, was es nun zu 
erringen gilt, dann müssen wir es auf dem Fundament tun, das wir In zwei 
Jahrzehnten geschaffen haben. 

(Beifall) 

Wir, die Union, haben zweimal in den letzten Jahren in intensivem Bemühen 
das Alphabet der politischen Sachprobleme durchgenommen. Zweimal ist die 
Partei dabei in ihrer meinungsbildenden Kraft gefordert worden. Wo stünde 
die CDU heute, wie sähe dieser Parteitag aus, wenn das Wagnis nicht unter­
nommen worden wäre — schon vor drei Jahren in Berlin —, unsere Partei 
ihren Weg selbst finden zu lassen, politische Lösungen nicht von oben zu 
präsentleren, sondern wachsen zu lassen? 

Wir sind auf diesem Wege um einiges welter als die Sozialdemokraten. Für 
sozialistische Parteien ist die Wählermeinung nicht viel mehr als das Podest 
formaler Demokratie, von dem aus das angeblich fortschrittliche, das sozia­
listische Bewußtsein in die Wirklichkeit umgesetzt werden soll. Meine Damen 
und Herren, täuschen wir uns nicht: der Opportunismus der SPD ist nur für 
die Wahlen da, für die Macht halten sie ihren Sozialismus bereit! 

(Beifall) 

Die Selbstherrlichkeit, mit der die Sozialdemokraten mit der Meinung des 
Wählers und mit der öffentlichen Meinung umspringen, Ist wahrhaftig nicht 
progressiv, sie bedeutet einen Rückschrittt hinter das, was in den letzten 
20 Jahren in unserem Volk an demokratischem Bewußtsein gewachsen ist. 

(Beifall) 

Wir weisen es mit leidenschaftlicher Entschiedenheit zurück, ja wir dulden es 
nicht, daß der Regierungschef unseres Landes die Kritiker seiner Politik als 
Schreibtischtäter diffamiert! 

(Beifall) 

Meine Parteifreunde, es wird überhaupt so manches auf Fortschritt hin frisiert, 
damit man solide und besonnene Arbeit um so leichter als altmodisch und 
konservativ-reaktionär verketzern kann. Solche Progressivität, solcher Pseudo­
Fortschritt können nicht unsere Sache sein. Wir müssen auf die neue Lage 
eine neue Antwort finden. Progressiv zu werden in der Art, wie die SPD es 
ist, Parolen nachzusprechen, die an uns wie fremde Kleider aus dem Leihhaus 
wirken, das entspricht weder dem Selbstverständnis noch der Stärke der Union. 

(Beifall) 
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Dazu muß ich heute einmal zweierlei sagen: Haben diejenigen, die gegen 
alles und jedes zu Felde ziehen, was im Umfeld unserer Partei „konservativ" 
genannt werden l<ann, wohl schon einmal durchgerechnet, wie viele Sitze wir 
im Bundestag noch besetzten, wenn der Teil unserer Wähler, die sie konser­
vativ nennen, beiseite geschoben würde? Was heißt das eigentlich: hie kon­
servativ, hie progressiv? Meine Parteifreunde, es ist weder progressiv, das 
Neue generell für das Richtige und Bessere zu halten, und es ist schon gar 
nicht konservativ, neue Fragen nicht zur Kenntnis zu nehmen oder sie gar 
mit alten Vokabeln zu beantworten. 

(Beifall) 

Diese Partei, unsere Union, kann als große Volkspartei nur Bestand haben, 
wenn ihre „Konservativen" fortschrittliche Menschen sind und die „Progres­
siven" In dem gewachsenen Boden der Geschichte wurzeln. 

(Beifall) 

Zum anderen: Ist schon einmal überlegt worden, wie wir Wahlen gewinnen 
wollen lediglich mit der Versicherung, wir seien auch modern, wir seien auch 
für alles das, was nachgerade Mode und im Schwange ist? Ist schon einmal 
bedacht worden, wie wir Wahlen bestehen wollen, wenn man in uns nicht viel 
mehr oder nicht viel anderes sähe als eine Auch-Partei? 

Meine Parteifreunde, wir haben vor 20 Jahren das Fundament gelegt und das 
Konzept entworfen, nach dem unser Land aufgebaut wurde. Wir tragen von 
daher keine ideologischen Scheuklappen mit uns herum. 

Wir sehen offen in das vor uns liegende Jahrzehnt, und wir sind in der Lage 
zu bestimmen, aus welchem Geist dieses Jahrzehnt gestaltet werden will. 
Allerdings sage ich auch dies: Die Partei muß sich die Kraft dafür immer wie­
der und auch heute zunächst innerlich erkämpfen. Wir dürfen nicht als eine 
geistige Gemischtwarenhandlung erscheinen. In der es von einem halben 
Sozialismus bis zu einem halben Kapitalismus alles und nichts gibt. 

(Beifall) 

Wir müssen uns entscheiden; wir müssen deutlich Ja und deutlich Nein sagen. 
Sonst werden wir nicht mehr verstanden. 

(Beifall) 

Ich sehe einige Themen, in denen wir das vage Aneinandervorbei der Mei­
nungen klären müssen, einfach deswegen, weil,es häufig als ein Gegenein­
ander erscheint. Die Frage lautet: Wie verstehen wir den Staat? Wie verstehen 
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wir die Gesellschaft? Wie verstehen wir das Verhältnis von Staat zu Gesell­
schaft? Meine Damen und Herren, die Gesellschaft kann die Unterschiede 
und Gegensätze ihrer Interessen letzten Endes nicht selbst ausgleichen. Die 
heutige Gesellschaft gilt als besonders aufgeklärt; aber Mord und Totschlag 
und Brutalität nehmen von Tag zu Tag zu. 

Während die politischen Entscheidungen in geradezu penetranter Weise mo­
ralisierenden Ansprüchen ausgesetzt sind, wird dem einzelnen das Recht auf 
hemmungslosen Libertinismus zugesprochen. An dieser asozialen Hemmungs­
losigkeit, meine Parteifreunde, muß jede Gemeinschaft zugrunde gehen, denn 
in der Gesellschaft kann nur das an sozialer Kraft wirksam werden, was der 
einzelne aus seiner personalen Moral an sozialer Verantwortung mit einbringt. 

(Beifall) 

Der innere Friede kann nur durch einen Staat gewährleistet werden, der im 
Verhältnis zur Gesellschaft mit eigener Autorität auftreten kann. 

(Beifall) 

Das ist keine Frage eines Polizeicomputers oder vermehrter Schießübungen. 
Auch hier sollten wir die grundsätzliche Problematik nicht ins Organisatorische 
verlagern. Wir sollten uns da nichts einreden lassen. Eine Ordnung, die auf 
Recht und Gerechtigkeit beruht, ist keine fragwürdige Sache. Wir dürfen nicht 
zur Abdankung des Staates die Hand reichen, denn an seine Stelle tritt nicht 
eine neue Freiheit, sondern — wie wir leider schon oft erfahren haben — 
nur neuer Terror. 

(Beifall) 

Schließlich zur Frage der Nation. Meine Parteifreunde, ist die Nation nur noch 
— wie Brandt meint — ein Gefühl der Zusammengehörigkeit, das die Deut­
schen in West und Ost miteinander verbinden soll, ein seelischer Ersatz für 
das veriorenengegebene gemeinsame Vaterland? Oder ist die Nation für uns 
mehr, ist sie für uns der Ausdruck unserer Freiheit, der Ausdruck einer ge­
schichtlich gewachsenen Gemeinschaft, der wir verpflichtet sind und deren 
Freiheit wir mitgestalten wollen? 

Es ist bequem, die Nation dort, wo sie uns fordert, auf ein Gefühl der Zusam­
mengehörigkeit zu reduzieren, um dann ein andermal mit dem neuen Selbst­
bewußtsein einer halbierten Nation doppelt aufzutrumpfen. Wenn wir in diesem 
Wechselspiel die Chancen der Freiheit für die ganze Nation erhalten wollen, 
müssen wir klären, wie wir zur Nation stehen und was sie uns politisch be­
deutet. 
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Drittens stellt sich, meine Freunde, eine Frage, die uns seit langem beschäf­
tigt, die uns seit langem begleitet und die uns Immer begleiten wird. Es ist 
die Frage: Wie steht es mit dem Selbstverständnis der Christlich Demokrati­
schen Union? Ist „CDU" für uns nur noch eine Markenbezeichnung, oder 
bedeutet es noch etwas für uns und für unsere Politik, daß wir uns christlich 
nennen? Auf diese Frage gibt es keine für alle Zeiten gültige Antwort. Aber 
das erspart es uns nicht, diese Frage, die immer vor uns stehen wird, immer 
neu zu beantworten. Solange wir uns christlich nennen, haben wir kein Recht, 
uns dem zu entziehen, was wir uns damit selbst als Norm und Maß gesetzt 
haben. 

(Beifall) 

Meine Parteifreunde, das sind einige grundsätzliche Fragen, die geklärt wer­
den müssen. Im Aktuell-Programmatischen — ich sagte es schon — sind wir 
längst auf dem richtigen Wege. Wir haben den Übergang geschafft von der 
Zeit, in der die Union In erster Linie die Partei des Bundeskanzlers sein konn­
te — und Ich füge hinzu: und sein mußte —, zu der Zeit einer selbstbewußten, 
sich selbst bestimmenden Partei der Mitglieder. Dieser Obergang ist besonnen 
und bruchlos vollzogen worden. Dieser Obergang ist und bleibt eine Lei­
stung der Partei, von der jeder einzelne von uns auf seine Weise erfahren 
hat, wieviel Kraft und Fähigkeit zur Umstellung sie erfordert hat. Die Partei, 
wie sie heute ist, braucht allerdings einiges mehr an interner Toleranz und 
einiges mehr an interner Solidarität, wenn sie Bestand haben soll. 

(Beifall) 

Das, meine Freunde, müssen wir alle gemeinsam Tag für Tag selber leisten. 

Nun zur Organisation. Was dazu an Daten und Fakten seit dem letzten Par­
teitag zu berichten Ist, liegt Ihnen schriftlich vor. Die Organisationsprobleme 
unserer Partei werden allerdings erst von ihrer Geschichte her durchsichtig. 
Unsere Partei ist von unten nach oben gegründet und organisiert worden. 
Und vieles von dem, was es geblets- und verwaltungsmäßig an Ungereimt­
heiten in unserem Land gegeben hat, ist in die Organisationsstruktur der Par­
tei eingegangen. Zur Zeit werden Land für Land Gebiets- und Verwaltungs­
reformen durchgeführt, um manche dieser Ungereimtheiten, vor allem aber 
die Unzulänglichkeiten zu beseitigen, die sich aus der Entwicklung unserer 
Industriegesellschaft ergeben haben. Die Partei wird sich dem mit ihrer Or­
ganisation anpassen müssen. Dabei ist, wie ich meine, zweierlei zu berück­
sichtigen. 

Erstens: Wir sollten das, was gewachsen und verwurzelt ist, bei allem Respekt 
nicht als heilige Kühe behandeln; wir sollten es aber auch ebensowenig leicht­
fertig auf die Seite schieben. 
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Zweitens: Unsere Partei muß Zug um Zug mit der staatlichen Gebiets- und 
Verwaltungsreform so zweckmäßig, so rationell und so ökonomisch wie mög­
lich organisiert werden. Dazu gehört auch, daß die Dienstleistungen der Ap­
parate der Partei auf Bundes-, Landes- und Kreisebene zu einer besseren 
Arbeitsteilung gebracht werden. 

IVIeine Damen und Herren, ich sage es ganz offen: Zur Zeit gibt es dafür nur 
eine Summe von Verantwortlichkeiten und im übrigen keine klaren, vor allem 
keine gemeinsamen Vorstellungen, wie die verschiedenen Ebenen der Partei 
einander zugeordnet sein sollen. Nur eines scheint mir sicher: Die Partei hat 
sich In den vergangenen Jahren mehr und mehr von einer Bundespartei zu 
einem Partelenbund mit angegliederten Vereinigungen von bemerkenswerter 
Selbständigkeit entwickelt. 

(Beifall) 

Wir dürfen die Dinge so nicht weiterlaufen lassen; wir müssen ein einheit­
liches Konzept vom Ortsverband über den Landesverband bis zum Bund 
erarbeiten und dann klare Verantwortungen schaffen. Die Verantwortungen, die 
wir heute haben, reichen gerade aus, um Sündenböcke zu ernennen. Eine 
Handhabe zum Durchgreifen — auch gegenüber Landesverbänden und Ver­
einigungen — geben sie nicht. 

(Beifall) 

Klare Verantwortungen zu schaffen, das Ist eine wichtige Voraussetzung dafür, 
daß die Partei überhaupt geführt werden kann. 

Auch das Führungsproblem reicht In die Geschichte der Partei zurück. Konrad 
Adenauer hat nach 1960 die Union praktisch nicht mehr selbst geführt. Ge­
raume Zeit war Dufhues zum Regenten bestellt. Dufhues sollte nach Adenauer 
den Parteivorsitz auch offiziell übernehmen — wir wissen heute, welche 
Macht es Ihm verwehrt hat, dieser Pflicht zu folgen. Nach Ihm gab es andere 
Bewerber, aber Ludwig Erhard hielt es nun für besser, Parteivorsitz und Kanz­
leramt auch weiterhin zu vereinen. 

An seiner Seite stand ein Erster Stellvertretender Vorsitzender sowie ein Ge­
schäftsführendes Präsidiaimitglied. Aber auch diese Zuteilung der Aufgaben 
schien der Partei nicht effizient genug. So wurden 1967 das Amt des Ersten 
Stellvertreters und des Geschäftsführenden Präsidialmitgliedes zur Funktion 
des Generalssekretärs zusammengeschmolzen. Der Vorsitzende erhielt darüber 
hinaus fünf Stellvertreter, die zusammen mit dem Ehrenvorsitzenden, dem 
Schatzmeister, dem Fraktionsvorsitzenden und dem Bundestagspräsidenten 
das Präsidium bildeten. 
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Diese Konstruktion ist bis heute formal die gieiche geblieben; durch den Re­
gierungswechsel von 1969 hat sie jedoch einen völlig neuen Inhalt bekom­
men. Wir haben Kiesinger in Mainz wiederum zum Parteivorsitzenden gewählt, 
in erster Linie, weil er die personelle Alternative zu Brandt gewesen ist. Aber 
der Parteivorsitzende, der bis dahin zugleich Kanzler gewesen war, trat trotz­
dem — fast zwangsläufig — politisch von Monat zu Monat mehr hinter dem 
Fraktionsvorsitzenden zurück. Nicht der Parteivorsitzende, sondern der Frak­
tionsvorsitzende wurde der erste Sprecher der Opposition im Bundestag. 

Die Regierung suchte lihrerseits den Fraktionsvorsitzenden als Ihren Wider­
part. Information und Meinungsaustausch wurden mit ihm, nicht mit dem Par­
teivorsitzenden gepflogen. Das brachte es mit sich, daß die Fraktionsgremien 
in ihrer politischen Kompetenz die Parteigremien alsbald überflügelt haben. 
In dieser Situation ist die Nachfolgefrage für den .Parteivorsitzenden und für 
den Kanzlerkandidaten sehr schnell zum Gegenstand der Bonner Kulissen­
gespräche geworden, und das hat sich dann ausgesprochen 'abträglich gegen 
die Parteiführung ausgewirkt. 

Das entwickelte sich fast zwangsläufig so und war kaum zu verhindern. Was 
folgt daraus? Wir stellen fest, daß dieselbe Führungsstruktur das eine Mal 
etwas taugt, das andere Mal hemmend wirken kann. Entscheidend bleibt es, 
ob die politische Rolle der führenden Persönlichkeiten mit der Rolle, die ihnen 
durch die Satzung zugewiesen ist, übereinstimmt. Und das ist seit 1969 für 
entscheidende Positionen nicht mehr der Fall gewesen. Wir sollten deshalb 
nicht unsere aktuelle Situation allein zum Gradmesser für die fälligen Ent­
scheidungen machen. Es könnte sonst sein, daß wir eine Führungsstruktur, 
deren innere Balance wir nun einigermaßen abzuschätzen wissen, durch eine 
neue ablösen, die sich alsbald wiederum als unzulänglich erweisen wird. 
Meine Damen und Herren, der CDU fehlt es nicht an politischer Führung für 
den Alltag. Auf die Ostpolitik, auf Wirtschaftsfragen, auf Innenpolitik Ist von 
der Union Jeweils rasch und von einer eigenen Plattform aus reagiert worden. 
Die Partei hat in dieser Situation getan, was sie tun mußte und tun konnte: 
sie hat über die Politik der Fraktion informiert, sie interpretiert und propagiert. 
Meine Parteifreunde, der CDU haben nicht die politischen Sprecher, der CDU 
hat die geschlossene Hinwendung der Parteispitze zu ihren inneren Problemen 
gefehlt. 

(Beifall) 

Die neue Führung muß diese Entwicklung normalisieren. Wir brauchen starke 
Landesverbände, aber Ihre Stärke darf nicht auf dem Gegensatz zur Bundes­
partei, sie muß auf dem Zusammenspiel mit ihr beruhen, 

(Beifall) 
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Nun ein Wort zu den Finanzen. Ich verrate l<ein Geheimnis, wenn ich sage, 
daß wir in eine prel<äre Lage geraten sind. Gelegentlich wird unsere finan­
zielle Enge als eine Gefährdung der kommenden Arbeit angesehen. Meine 
Damen und Herren, die Wahrheit ist anders: in Wahrheit sind wir längst ihr 
Opfer geworden. Eine Fülle von Plänen mußte zurücl<gestellt, anderes sogar 
eingestellt werden. Wenn wir in Zukunft die notwendigen Mittel beschaffen 
wollen, brauchen wir die ganze Partei, brauchen wir mehr Mitglieder, mehr 
Beiträge, und vor allem eine viel breitere Basis für unsere Spenden. Es ist 
auch nicht einzusehen, warum der steuerliche Freibetrag für Spenden an 
die Parteien angesichts der allgemeinen Einkommens- und Preisentwicklung 
nicht von 600 DM auf 1200 DM jährlich erhöht werden soll. 

(Beifall) 

Meine Parteifreunde, es ist wenig, es ist sehr wenig damit gewonnen, daß 
man den Schatzmeister zum Prügelknaben macht für etwas, was die ganze 
Partei versäumt hat und was deswegen auch den Einsatz der ganzen Partei 
erfordert. 

(Starker Beifall) 

Wie steht es nun mit der Bundesgeschäftsstelle? Es gehört nicht viel Erfah­
rung dazu, um zu wissen, daß es im politischen Geschäft nicht möglich ist, 
die Aufgaben säuberlich in politische und administrative zu trennen. Es gibt 
einen rein administrativen Bereich, es gibt die technischen Zwangsläufigkei­
ten aus der politischen Arbeit, aber ich halte es weder für zumutbar noch für 
praktikabel, die Bundesgeschäftsstelle allein darauf zu beschränken. Öffent­
lichkeilsarbeit, Herausgabe von Publikationen, Rednerdienste, Ausrichtung von 
Tagungen und Kongressen, Mitgliederwerbung — in all diesen Aufgaben 
mischt sich Politisches, Sachverstand und Administratives, und das läßt sich 
nicht auseinanderdividieren. 

Die politische Richtung aber — das sage ich mit gleicher Deutlichkeit — kann 
nicht vom Apparat, sie muß von der Partei und über die gewählten Reprä­
sentanten bestimmt werden. Letzten Endes muß die administrative und die 
politische Führung der Geschäfte Hand in Hand erfolgen. Daran wird auch 
diese oder jene künftige Besetzung der Parteispitze nichts ändern. Die Auf­
gaben bleiben so oder so die gleichen, und darüber will ich jetzt noch kurz 
sprechen: 

1. Wir müssen fürs erste die Finanzen auf allen Ebenen, in den Kreisverbän­
den, bei den Landesverbänden und bei der Bundespartei, auf drei Säulen 
solide abstützen. Wir müssen unsere Milgliederzahl verdoppeln und die Bei­
träge nicht nur beschließen, sondern auch einziehen. 

(Beifall) 
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Wir müssen etliche 10 000 Spender gewinnen, die uns jäiirlich wenigstens in 
der Höhe unterstützen, 'in der sie ihre Spenden an der Steuer absetzen kön­
nen. Wir müssen darauf drängen, daß die Mittel, die aus den öffentlichen 
Haushalten zur Abdeckung der Wahlkampfkosten erstattet werden, laufend 
den steigenden Kosten angepaßt werden. 

2. Dieser Parteitag sollte den Bundesvorstand beauftragen, eine Organi­
sationskommission zu bilden, die zunächst eine Bestandsaufnahme vornehmen 
und dann Vorschläge ausarbeiten soll, wie die Partei auf allen Ebenen und in 
ihrem Zusammenwirken bei einer zweckmäßigen Arbeitsteilung organisiert wer­
den soll. Der Vorstand sollte auf dieser Grundlage dem nächsten Parteitag 
ein entsprechendes Organisationsstatut zur Beschlußfassung vorlegen. 

3. Der Vorstand sollte beauftragt werden, eine Grundsatzkommission 
einzusetzen, deren Aufgabe es sein wird, die genannten grundsätzlichen Fra­
gen zu klären. 

4. Der Bundesvorstand und die Landesverbände müssen dafür sorgen, 
daß die Partei auf der Ebene der Kreis- und Ortsverbände instandgesetzt wird, 
das offene Forum für die politische Aussprache imit allen Bürgern zu werden, 
nicht nur über kommunalpolitische Fragen und Probleme, sondern vor allem 
auch über bundes- und landespolitische Themen von größerer Bedeutung. 

(Beifall) 

5. Die Partei muß bis zum letzten Mann mobilisiert werden. Die neue 
Parteispitze wird auch mit Bienenfleiß nichts erreichen, wenn sich ihre Energie 
nicht bis auf den letzten Mann überträgt. 

Meine Parteifreunde, über all dem steht eines: Wir sind eine Volkspartei, eine 
Partei für unser Volk und nicht für uns selbst. Unsere Aufgabe Ist es, unserem 
Land den Weg zu weisen. Wir dürfen unsere Kräfte nicht dadurch vertun, daß 
wir nur noch gegenseitig an uns herumnörgeln. 

(Beifall) 

Die CDU ist die Volkspartei mit klarer Mehrheit in unserem Land. Das muß 
unser Selbstbewußtsein bestimmen. Wir dürfen uns nicht drücken, wo es gilt, 
Position zu beziehen. Wir .sind im großen demokratischen Spiel unseres Lan­
des nicht Schiedsrichter, wir sind zur Zeit die Gegenmannschaft. 

(Beifall) 

Ein klares Ja oder ein klares Nein wird uns eher abgenommen als ein ge­
schicktes Vielleicht. 

(Beifall) 
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Die Lage der CDU ist niclit leicht, meine Parteifreunde. Wir haben schon unsere 
Probleme. Es ist wahrhaftig auch nicht so, als ob das Rennen schon für uns 
gelaufen wäre. Es hängt alles davon ab, ob wir die Kraft aufbringen, das zu 
leisten, was jetzt von uns gefordert wird. 

Die CDU ist vom Kopf auf die Füße gestellt worden. Nun muß sie beweisen, 
daß sie als Partei geschlossen marschieren kann. 

(Beifall) 

Meine Freunde, den nächsten Wahlkampf können wir nur unter der Devise 
gewinnen: Auf jedes einzelne Mitglied kommt es an. Die Mobilmachung der 
ganzen Partei — das, meine Parteifreunde, ist es, was von der neuen Führung, 
ja was von uns allen verlangt wird. 

(Anhaltender Beifall) 

Franz Amrehn, Tagespräsidium: Meine Freunde, dies ist nicht der Augenblick, 
um die Leistungen des Generalsekretärs zu würdigen. Aber es ist der Augen­
blick, um ihm zu danken für den geistigen und moralischen Anspruch seines 
Berichtes und für die Arbeit, die darin zum Ausdruck gekommen ist. 

(Beifall) 

Der Bericht wird am Nachmittag mit Gegenstand der allgemeinen Aussprache 
sein, die nach dem Referat des Bundesschatzmeisters stattfinden wird. 

Meine Freunde, wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Ich glaube, es hat 
wenig Sinn, sie kürzer als auf zwei Stunden zu bemessen. Aber wir fangen 
dann pünktlich nach zwei Stunden mit der zweiten Plenarsitzung um 14.15 Uhr 
wieder an. 

Damit schließe ich die erste Plenarsitzung. 

(Schluß der Sitzung: 12.15 Uhr) 
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Montag, 4. Oktober 1971 
II. Plenarsitzung 

Beginn 14.15 Uhr 

Dr. Ernst Müller-Hermann, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wir fahren in der Tagesordnung fort. 

Zunächst begrüße ich in unseren Reihen den Vorsitzenden der Christlich 
Sozialen Union, Herrn Dr. Franz Josef Strauß. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich begrüße in unseren Reihen ferner den Präsidenten der Europäischen Union 
Christlicher Demol<raten, den früheren Ministerpräsidenten von Italien, Dr. 
Mariano Rumor. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, Herr Rumor wird ein Grußwort an uns richten, und 
zwar in italienischer Sprache. Die deutsche Übersetzung seines Grußworts wird 
verteilt werden. — Das Wort hat Herr Präsident Rumor. 

(Beifall) 

Mariano Rumor:* Es ist mir eine Freude und eine Ehre, Ihnen als Präsident der 
Europäischen Union der Christlichen Demokraten und des Weltkomitees Christ­
lich Demokratischer Parteien in brüderlicher Verbundenheit die herzlichsten 
Grüße zu übermitteln. 

Wir alle sind in vielen europäischen Ländern und in der Welt eine große Kraft, 
die ihre Stärke gleichermaßen aus überkommenden Werten wie aus moderner 
Erkenntnis zieht. 

Wir sind die Kraft, die sich an dem ewigen und unveränderlichen Ideal der 
Menschenwürde begeistert und damit zugleich am Ideal der Freiheit und des 
Rechts; an menschlicher Solidarität und damit der Gerechtigkeit; am Fortschritt 
und damit am wahren Frieden zwischen Menschen und Völkern. 

So sind wir die iKraft, die ihre gemeinsame Grundlage darin findet, den echten 
Sinngehalten der Demokratie Ausdruck zu verleihen: im klaren Gegensatz zu 
den kommunistischen und reaktionären Vorstellungen über die Gesellschaft. 
Wir gehen aus von der Beseitigung der Ungleichheit, der Gewalt, der Verlet-

* Vorgelegte deutsche Obersetzung der italienischen Ansprache. 
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zung des Rechts, des Machtmißbrauchs und der Verringerung der politischen 
und wirtschaftlichen Macht. Nach unserer Vorstellung sind alle Bürger gleich 
und zugleich verantwortlich für ihr Tun sowie für ihr persönliches Glück. Alle 
Völker sollen gleichermaßen ihr eigenes Geschick bestimmen und alle gleicher­
maßen verpflichtet sein, gemeinsam eine freie und friedliche Existenz für alle 
Bewohner unseres Planeten aufzubauen. 

Wir wissen, daß wir dazu aufgerufen sind, diese Forderungen in einem der 
dramatischsten ^und entscheidensten Augenblicke der menschlichen Geschichte 
zu verwirklichen. Seien wir uns bewußt, daß von den Entscheidungen, die wir 
in diesen Jahren fällen werden, die Lage der Menschheit für eine lange Zeit 
abhängen wird. 

Jede politische Kraft, die sich ihrer Verantwortung bewußt ist, kann weder auf 
Ideen noch auf Mut verzichten, um die politischen Aufgaben entschieden und 
mit ausgeprägtem Erfolgswillen zu lösen. 

Mit diesem Parteitag beginnen Sie einen wichtigen Abschnitt für das künftige 
Leben und die Arbeit der CDU. 

Immerhin haben Sie sich für Ihre Zukunft eine solide Erfolgsbasis mit den her­
vorragenden Wahlresultaten geschaffen, die Sie in den verschiedenen Ländern 
der Bundesrepublik erzielten. 

Ohne zu übertreiben läßt sich feststellen, daß die Aussichten für die wähler­
stärkste Partei Ihres Landes äußerst günstig sind und daß die CDU zusammen 
mit der CSU mit begründetem Optimismus ihre Rolle von morgen betrachten 
kann. 

Und wir alle sind der Meinung, daß Ihre Befriedigung hierüber legitim ist und 
nehmen Teil daran; nicht inur wegen unserer natürlichen Verbundenheit, son­
dern weil wir uns auch bewußt sind, welch großen Beitrag Sie zur Bestärkung 
der Christlich Demokratischen Bewegung in Europa leisten und wie bedeutsam 
der Einfluß ist, der auf die Geschichte des Kontinents und der Welt ausgeübt 
wird. 

In der Tat kann niemand von uns übersehen, daß wir uns ganz besonders in 
Europa in einer zwar schwierigen, aber auch entscheidenden und an großen 
Möglichkeiten reichen Phase befinden. So wird in den nächsten Jahren über 
die Zukunft eines demokratischen und gemeinsamen Europas entschieden. 

Eine Reihe von Zielen liegt vor uns, die wir nur dann erreichen können, wenn 
wir sie uns mit aller Deutlichkeit vor Augen führen und sie mit Festigkeit und 
Ausdauer ansteuern. 

Wir müssen die nationalistischen Widerstände überwinden, um echte supra-
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nationale Einrichtungen zu scliaffen, ein europäisches Parlament, das vom 
Voll< gewählt wird, eine europäische Regierung, deren Zuschnitt die Interessen 
der Gemeinschaft über nationale Wünsche stellt; wir müssen den aus verschie­
densten Interessenlagen erwachsenden Partikularismus überwinden, Indem wir 
eine gemeinsame Wirtschafts- und Währungspolitik verfolgen; wir müssen jenen 
verhängnisvollen Teufelskreis sprengen, der darin besteht, daß Außenpolitik 
nur Sache des einzelnen Landes ist, und statt dessen zu einer gemeinsamen 
Politik gelangen, die jeden von uns und uns alle stärkt und damit die Voraus­
setzungen verbessert, unsere Rolle zu spielen. 

Es ist an der Zeit, der Wirklichkeit ins Auge zu sehen. Unsere Beziehungen zu 
den mit uns befreundeten und verbündeten Amerikanern waren während der 
Dollarkrise einer harten Prüfung unterworfen. Auch in anderen Bereichen sind 
Spannungen nicht auszuschließen, wenn es uns nicht gelingt, als ein Partner 
aufzutreten, der einstimmig spricht und handelt. 

Unsere Beziehungen zu Osteuropa werden, trotz der unterschiedMchen kultu­
rellen und politischen Systeme in dem Maße gleichberechtigt und konstruktiv 
sein, in dem wir durch unser ganzes Verhalten und durch unsere Überzeugung 
deutlich machen, daß wir den einmal eingeschlagenen Weg weltergehen werden 
und der Prozeß der europäischen Einigung unwiderruflich ist. 

Gerade weil die Vereinigung Europas das Ergebnis sowohl der institutionalen 
und politischen Strukturen als auch der kulturellen und gesellschaftlichen l\/1o-
delle ist, muß -unser Beitrag mit unseren gemeinsamen Vorstellungen überein­
stimmen. 

Die institutionale und politische Lösung, die wir verfolgen, ist eine gemein­
schaftliche Lösung, sicherlich eine Lösung sui generis, aber letztlich eine föde­
ralistische Lösung. 

Das kulturelle und gesellschaftliche Modell ist das einer großen und freien Ge­
sellschaft, in der allen die Verantwortung auferlegt ist, jedem eine gleiche 
Startchance zu gewährleisten, in der das Wohlergehen sicherlich ein Ziel ist, 
das zu erreichen unbedingt angestrebt werden soll, in der aber zugleich die 
dauernden und tiefen Werte unserer Kultur und Geschichte unser schöpferi­
sches Bemühen nähren, immer neue Wege zur Durchdringung der Zeit und 
ihrer Probleme zu finden; einer Zeit, die uns mit ihrer stürmischen technologi­
schen Entwicklung zwar dauernd mit neuen Möglichkeiten versieht, aber, gleich­
zeitig die Gefahr -in sich trägt, unsere geistigen Antriebskräfte verdorren zu las­
sen. 

Diese unsere geistigen Antriebskräfte wie das unserer Zeit eigene Gefühl ge­
bieten es, unser zugleich altes wie junges Europa davor zu warnen, aus Egois-
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mus nur sich selbst zu sehen. An uns ist es vielmehr, die Augen zu öffnen für 
die wichtige Rolle, die Europa bei der Bewältigung der großen, nur durch 
Internationale Zusammenarbeit zu lösenden Aufgaben in einer Welt zukommt, 
die noch \n zwei Blöcke gespalten ist, es aber immer weniger sein wird; ich 
meine den Kampf gegen die Unterentwicklung, gegen das Elend und den 
Hunger. Diese Themen sind in diesem, sich dem Ende nähernden Jahrhundert 
die tiefsten und eigentlichen Gründe der Unsicherheit und Instabilität, die den 
Frieden zwischen den Völkern gefährden. 

Liebe Freunde, dieser Weg Europas hinein in die Welt, hin zum Fortschritt und 
zum Frieden wurde uns Christdemokraten bereits durch unsere Gründer vor­
gezeichnet und fand immer beredten Ausdruck in unserer entscheidenden Mit­
wirkung am europäischen Einigungswerk, so beim Kongreß 1948, bei der 
Gründung der ersten Europäischen Gemeinschat 1952, bei der Schaffung der 
EWG 1957. 

Unsere Gründer haben uns auch gelehrt, daß wir diesen Weg nicht allein 
gehen sollen; wir suchen deshalb die Zusammenarbeit und Begegnung mit den 
großen demokratischen Kräften, die wie wir — wenn auch unter anderen 
geistigen und traditionellen Vorzeichen — eintreten für Freiheit, Demokratie 
und ein vereintes Europa. 

Es ist an uns, dieses Erbe realistisch zu übernehmen, jedoch nicht ohne Bin­
dung an unsere Ideale und nicht ohne den festen politischen Willen, der die 
geschichtlichen Ereignisse bewältigt. 

Um stark zu sein, müssen wir einig sein, wir müssen entschieden sein, wach­
sam und stets einen Schritt vor den anderen. 

Ich bitte Sie um eine intensive und vertrauensvolle Zusammenarbeit, ich bitte 
Sie hierum im Namen der Christdemokraten Europas, Latein-Amerikas, Asiens, 
aller Christ-demokratischen Kräfte und jener, die es noch werden. 

Ihre loyale und herzliche Zusammenarbeit war für uns immer Bestärkung und 
Antrieb zugleich. 

Die Aufgaben unserer Zeit, einer Zeit, die voll ist von schwerwiegenden Bedro­
hungen und tiefer Unsicherheit, die aber gleichwohl voller Hoffnung ist, die 
zur Gewißheit werden kann, wenn wir es nur wollen, verlangen nach noch eng­
erer Zusammenarbeit, mehr denn je selbst auf höchster politischer Ebene und 
der verstärkten Teilnahme aller unserer Anhänger an der politischen Willens­
bildung. 

Wenn wir uns auch in Details unterscheiden mögen, in den großen Fragen 
müssen wir einig sein. 
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Wir sind aufgerufen, eine verbindlicfie,.und klare Antwort zu geben auf die 
großen Fragen unserer Zeit, die uns alle berüliren: den Frieden unter den 
Völl<ern, den menschlichen Fortschritt, die wahre und echte soziale Gerechtig-
l<eit, die unmöglich ist ohne wahre und echte Freiheit. 

Vom Wert unserer Antwort wind unsere Glaubwürdigkeit gegenüber den kom­
menden Generationen abhängen, jenen, die nicht nur nach Neuem dürstet, 
sondern nicht minder nach Idealen. 

Wie wir unsere Aufgabe erfüllen, wird darüber entscheiden, ob es für uns ein© 
Zukunft gibt oder ein Untergehen in der Schar der Enttäuschten und Egoisten. 

Ich bin überzeugt, daß wir gemeinsam in europäischer, ja weltweiter Solidari­
tät die Antwort finden werden, wie sie in unseren fundamentalen Grundsätzen 
bereits vorgegeben ist. 

Für mich hat Ihr Parteitag und Ihre künftige Arbeit bereits diese universelle 
Größe. 

Wenn ich Ihnen daher viel Erfolg wünsche, gilt dieser Wunsch nicht nur Ihnen, 
sondern uns allen. 

Dr. Ernst Müller-Hermann, Tagungspräsidium: Sehr verehrter Herr Präsident 
und Freund Rumorl Der Bundesparteitag dankt Ihnen für Ihren Besuch und 
Ihre Ansprache. Ihr Aufruf zu einer intensivierten und vertrauensvollen Zu­
sammenarbeit aller Christlichen Demokraten in Europa fällt bei uns auf frucht­
baren Boden. Eine abgestimmte Politik der freien Kräfte Europas ist die 
erste und wichtigste Voraussetzung für alle Bemühungen um einen Ausgleich 
auch mit dem Osten. 

Wenn wir uns auch, wie Sie eben gesagt haben. In Details unterscheiden 
mögen — iin den großen Fragen müssen wir einig sein. Ihr Besuch auf un­
serem Bundesparteitag ist eine Bestätigung dafür, daß wir uns in der Zu­
sammenarbeit der Christlichen Demokraten auf dem richtigen Wege befinden. 

Möge die Europäische Union Christlicher Demokraten unter Ihrer Präsident­
schaft weiterhin zum Wohle aller europäischen Völker wirken! Ich danke Ihnenl 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, nunmehr erteile ich das Wort zu einem Gruß dem 
Landesvorsitzenden der Christlich-Sozialen Union, Franz-Josef Strauß. 

(Beifall) 
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Dr. Franz-Josef Strauß: Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Par­
teifreunde und besonders lieber Herr Vorsitzender und Herr Ehrenvorsitzen­
der der Christlich Demokratischen Union! Ich darf Sie um Verständnis dafür 
bitten, daß es in der Geschichte meiner häutigen Anreisen nach Saarbrücl<en 
gelegentlich Schwierigkeiten gegeben hat. Ich erinnere mich, daß ich, als ich 
zur Gründungsversammlung der Christlich Demokratischen Union im Jahre 
1951 in das Saarland kommen wollte, an der Grenze festgehalten und zurück­
gewiesen worden bin. Dieses ist mir heute nicht passiert, 

(Heiterkeit) 

aber ich sehe schon eine Überschrift gewisser Sensationsorgane, die etwa 
heißt: „Dicker Nebel über dem CDU-Parteitag — CDU hat Franz-Josef Strauß 
die Landung verweigert." 

(Erneute Heiterkeit) 

Ich wollte es humorvoll sagen und um Ihre Nachsicht dafür bitten, daß wir 
heute um halb neun Uhr, über Saarbrücken kreisend, wieder den Rückzug 
nach Stuttgart angetreten haben, wo ich mich immer sehr sicher und wohl 
gefühlt habe. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Das Jahr 1971 ist für die Christlich Demokratische Union aus einem beson­
deren Grunde ein Jahr von besonderer Bedeutung. lEs ist für uns beide — 
CDU und CSU — ein Jahr eines Einschnitts, nämlich der Halbzeit der Legis­
laturperiode in Bonn, eines Abschnitts nach zwei Jahren sozialistisch pseudo­
liberaler Politik, 

(Beifall) 

die uns Anlaß gibt zu sagen, daß die Meinung von 1969, 20 Jahre CDU/CSU 
seien zuviel, längst durch die Formel revidiert worden ist: zwei Jahre SPD/ 
FDP sind viel zuviel in unserem Lande. 

(Beifall) 

Das Jahr 1971 ist für die Christlich Demokratische Union durch die zwei 
Bundesparteitage gekennzeichnet, von denen der eine durch die Verabschie­
dung eines grundsätzlichen Programms und eines Sachprogramms gekenn­
zeichnet war, der andere ein wichtiges Datum in der Frage der personellen 
Entscheidungen noch an diesem Tage setzen wird. 

Dieser Einschnitt gibt mir Anlaß, hier besonders einem Mann zu danken, der 
heute von Ihnen zum Ehrenvorsitzenden der Christlich Demokratischen Union 
gewählt worden ist und der mit uns, der Restgarde von 1949, damals in der 
ersten Legislaturperiode im Kampf um die Neuformulierung deutscher Politik 
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nach dem Zweiten Weltkrieg angetreten ist. Ich n:ieine damit Kurt Georg 
Kiesinger. 

(Beifall) 

Ich möchte ihm Dank sagen für seine geistige Leistung, Dank sagen für sei­
nen gewaltigen physischen Einsatz; ich möchte ihm Dank sagen für das Ver­
ständnis und für die gute Zusammenarbeit, die seine Haltung gegenüber der 
CSU immer In besonderem Maße ausgezeichnet hat. 

Dieser Dank gilt nicht zuletzt auch seiner, wie man sagen kann, bewunderns­
werten Tätigkeit, die er während des bayerischen Landtagswahlkampfes im 
Ringen um einen großen Sieg in meinem engeren Heimatland Bayern an den 
Tag gelegt hat. Auch dafür ein besonders herzliches Wort des Dankes. 

(Beifall) 

Damit darf ich den Blick auf die zwei vor uns liegenden Jahre richten. Wir 
sind in die zweite Hälfte der Legislaturperiode und damit der gemeinsamen 
Oppositionstätigkeit in Bonn eingetreten. Über das Ziel brauchen wir uns 
keine Formulierungsschwierigkeiten zu machen. Das Ziel muß heißen, 1973 
die Wahlen so gut zu gewinnen, daß auch die Regierungsbildung nicht ver­
loren werden kann. 

(Beifall) 

Ich habe In den letzten Tagen — aber das ist kein neues Erlebnis, kein neues 
Daseinsgefühl — einige differenziert-kritische Äußerungen erlebt, und zwar 
wegen einer Formulierung, die ich hier, trotz aller Kritik, wiederhole. In mei­
nen Augen list das Jahr 1969 nicht die übliche, normale, auch für uns hinzu­
nehmende Wachablösung zwischen Regierungs- und Oppositionsparteien. Der 
Einschnitt 1969 bedeutet in der deutschen Nachkriegspolitik mehr; er ist der 
Beginn einer Umwälzung unserer Gesellschaftsordnung, wenn wir dem nicht 
mit dem Stimmzettel ein Ende bereiten können. 

(Lebhafter Beifall) 

Es hat keinen Sinn zu fragen: Wer trägt daran die Schuld? Darüber müßte man 
lange sprechen. Ich habe im Laufe der letzten Monate viele gesprochen, die 
mir entgegengetreten sind und gesagt haben: Wie konnten wir damals An­
hänger der törichten Parole werden „20 Jahre CDU/CSU sind zuviel"? In der 
Zwischenzeit haben wir uns eines Besseren besonnen, und wir werden die­
sen Fehler nicht mehr wiederholen. Ich hoffe, daß dafür eines Tages die 
Quittung auf den Tisch gelegt werden kann. 

Wenn ich heute ein besonders herzliches Wort des Grußes und des Dankes 
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und der Bereitschaft zur Zusammenarbeit sage, dann niclit zuletzt deshalb, 
weil wir in der Ordnung CDU/CSU einer Koalition in der Bundesrepublil< ge­
genüberstehen, deren beide Parteien immer weiter nach links gerückt sind 
und von denen die eine sich bereits heute dem Sog der Umarmung durch die 
andere aufgrund ihrer inneren Struktur nicht mehr entziehen kann. 

(Beifall) 

In der letzten Bundestagssitzung waren Kollege Barzel und ich — in dieser 
Reihenfolge — Gegenstand heftiger Kritik, nicht zuletzt deshalb, weil Rainer 
Barzel den l^ut gehabt hat zu sagen, daß eine an den Realitäten der Macht­
politik orientierte Politik Gefahr läuft, nicht mehr an den Menschenrechten 
orientiert zu sein. 

(Beifall) 

Ich habe mir diese Kritik in meinen folgenden Ausführungen in der Aktuellen 
Stunde zu eigen gemacht. Ich möchte hier ganz deutlich sagen, weil hier im­
mer wieder ein falscher Zungenschlag unterschoben wird: Zur Debatte steht 
nicht die Frage der politischen oder demokratischen Gesinnung des jetzigen 
Bundeskanzlers. Diese Frage stellt sich hier nicht. Die einzige Frage, die sich 
stellt, ist die, wohin seine Politik in unserem Lande führen wird. 

(Beifall) 

Die Frage der Einstellung, die Frage der demokratischen Substanz, die Frage 
der demokratischen Willensbildung — das ist die eine Seite. 

Für uns ist interessant: Wohin führt eine Politik, die sich — nach ihrer eigenen 
Aussage — mehr an den Realitäten der Macht als an den unveräußerlichen 
Menschenrechten orientiert? Hier liegt die Grenzlinie, wo wir uns leider nicht 
mehr verstehen. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich auch hier ein zweites Wort sagen. CDU — für die ich hier 
zu sprechen nicht das Recht habe — und CSU — für die ich zu sprechen das 
Recht habe — sind und bleiben Partelen der Mitte, der demokratischen Mitte, 
Parteien mit einer Kraft aus sich selbst heraus. Wir lassen uns nicht deshalb 
als rechtsradikal oder nationalistisch beschimpfen, weil andere, die jahrzehn­
telang mit uns dasselbe vertreten haben, nunmehr ihr Koordinatensystem so 
weit nach links verschoben haben, daß ihnen die früher gemeinsame Position 
nunmehr als rechts erscheint. 

(Lebhafter Beifall) 

In diesem Zusammenhang ein weiteres Wort. Wenn ich von dem Beginn 
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einer Umwälzung der Gesellschaftsordnung gesprochen habe, dann nicht zu­
letzt deshalb, weil für die Regierenden in Deutschland völlig neue Töne am 
Horizont auftauchen. Da werden die wenigen Kritil<er an der heutigen Regie­
rungspolitik, die es im Bereich unserer Publizistik gibt, des Mißbrauchs der 
Pressefreiheit beschimpft und beschuldigt und dann gleich mit dem Maulkorb 
bedroht. 

Wir sind es gewohnt gewesen — und wir werden es wieder gewohnt sein —, 
daß diejenigen, die in der Verantwortung und an der Macht sind, sich ein 
besonderes Maß an Aufmerksamkeit und Kritik gefallen lassen müssen. Die 
Kritik ist nicht nur das Recht der Opposition, sie ist auch das Recht der 
öffentlichen und der veröffentlichten Meinung. Hier geht es darum, in erster 
Linie diejenigen unter Kontrolle zu halten, die an der Macht sind, sie in der 
Ausübung der Macht zu überwachen und sie am Mißbrauch der Macht zu hin­
dern. 

(Beifall) 

Wenn die Publizistik diese Funktion nicht wahrnimmt, hat sie ihre Aufgabe 
in einem demokratischen Staat verfehlt. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich ein zweites Wort dazu sagen. In den letzten Tagen ist wie­
der eine ungute Formulierung durch unser Land gegeistert. Sie ist dann, wenn 
auch gequälten Herzens, von manchen noch verteidigt worden. Es ist das 
Wort von den Schreibtischtätern, die in unserem Land durch Verdummung und 
Hetze ein übles Geschäft betreiben. Ich möchte hier nicht über den Hinter­
grund des Wortes „Schreibtischtäter" sprechen und auch nicht davon, von 
welchem Bereich dieser Begriff bisher allein ausgedrückt worden ist. Wenn 
in unserem Lande aber solche Ausdrücke gebraucht werden, ist es an der 
Zeit, hier die Öffentlichkeit zu alarmieren, damit nicht nur solche Entgleisun­
gen, sondern auch die dahinterstehende Geisteshaltung nicht zum Normal­
zustand der Regierenden werden, solange sie ihre Regierungsgewalt noch le­
gitim ausüben können. 

(Lebhafter Beifall) 

Die Verteidigung der Demokratie in unserem Lande ist die Angelegenheit 
aller Demokraten. Sie ist die Aufgabe aller politischen Parteien. Sie ist die 
Aufgabe der öffentlichen und veröffentlichten Meinung, und sie ist sicherlich 
auch die Aufgabe aller demokratischen Organisationen. Wenn aber der Bun­
desvorsitzende der SPD auf dem Kongreß der IG Metall in Wiesbaden den 
DGB dazu aufruft, ihm in der Rettung der demokratischen Ordnung zu Hilfe 
zu kommen, liegt hier ein Mißverhältnis zur parlamentarischen Opposition 
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vor, weil er nämlich diese Opposition dann einer bestimmten Haltung bezich­
tigt. Bloß wegen Ihrer Kritik wird die Opposition nunmehr schon der Sabotage 
der Reglerungspolitik und der Gefährdung der Reform- und Friedenspolitik 
bezichtigt. Dagegen verwahren wir uns mit aller Eindeutigkeit und Entschlos­
senheit. 

(Beifall) 

Erlauben Sie mir ein weiteres Wort. Man hat heute manchmal Grund, die 
Frage zu stellen: Wie ernst wird unsere Verfassung noch genommen? Es geht 
nicht um den Text der Verfassung. Der Text der Verfassung gilt juristisch 
einwandfrei. Der Text der Weimarer Verfassung hat auch noch gegolten, als sie 
in der Wirklichkeit leider schon längst nicht mehr das Papier wert war, auf 
dem sie stand. Darum stellt sich heute die Frage, wie ernst heute Grundrechte 
und Grundfreiheiten genommen werden und ob unsere Gesellschaftsordnung 
bereit ist, hier mit einer Milde gegenüber den Gegnern der Verfassung — 
gleichgültig welcher Richtung — endlich Schluß zu machen. Eine Verfassung 
ist nicht mehr wert als die Bereitschaft Ihrer Gesellschaftsordnung, die Grund­
rechte und Grundwerte dieser Verfassung auch tatsächlich zu verteidigen 
und sich zu eigen zu machen. 

(Beifall) 

Es Ist eigenartig, daß diejenigen, die heute für einen besonders hemmungs­
losen Individualismus eintreten und die sich als besondere Demokraten mit 
spezieller Qualifikation vorkommen, einen fatalen Hang zum Kollektivismus 
zeigen und ebenfalls zu Gemeinschaftslösungen der Ordnung von morgen, 
die mit dem überkommenen Freiheitsbegriff nur mehr weniger und immer 
weniger gemeinsam haben. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte Ihnen in diesem Zusam­
menhang, auch weil es häufig mißdeutet wird, folgendes einmal ganz deutlich 
sagen. Uns ging es — das ist wohl unsere gemeinsame Auffassung, und ich 
habe besonderen Grund, das einmal sehr deutlich zu sagen — nie darum, 
etwa das Gespräch mit dem Osten nicht zustande kommen zu lassen. Uns ging 
es nie darum, etwa Verhandlungen zu verhindern, sondern im Gegenteil darum, 
Verhandlungen herbeizuführen, bei denen allein zwei Dinge im Mittelpunkt zu 
stehen hatten. 

Das eine war der bedingungslose Verzicht auf Gewalt von beiden Selten, und 
und das andere war die Bereitschaft zu einem Zusammenleben mit einer Ver­
besserung der Zusammenarbeit. Wäre man auf diesem von dem früheren 
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Bundeskanzler eingeschlagenen und von Kurt Georg Kiesinger in zäher, laut­
loser, aber ständig gleichsinniger Energie beschrittenen Wege weitergegangen, 
wäre es um unser Verhältnis zum Osten weniger interpretationsbedürftig und 
weniger kritisch bestellt, als es trotz aller Lobpreisungen heute der Fall zu 
sein scheint. 

(Beifall) 

Man sage uns auch nicht, daß unsere westlichen Verbündeten dieser Politik 
lauten Beifall spenden. Ich glaube, das ist von Kurt Georg Kiesinger hier schon 
sehr differenziert behandelt worden. Selbstverständlich wollen unsere west­
lichen Verbündeten durch deutsche Klagen und Schwierigkeiten nicht etwa in 
unnötige Gefahren gebracht oder in ihrer eigenen Entfaltungsmöglichkeit 
wirtschaftlicher Art gehindert werden. Insoweit sind sie völlig damit einver­
standen, daß die Deutschen ihnen helfen, gewisse aus dem Kriege überkom­
mene Schwierigkeiten beiseite zu stellen. Man sollte diesen Spielraum aber 
nicht mit Emanzipation der deutschen Politik nach beiden Seiten hin ver­
wechseln. Hier wird ein Weg beschritten, für den der Beifall immer leiser wird 
und angesichts dessen das kritische Gespräch und die besorgten Mienen bei 
der Frage, wohin die Deutschen mit ihrer Politik eigentlich gehen, immer 
deutlicher zu vernehmen sein wird bzw. zu erkennen sein wird. Wir brauchen 
eine Vorausberechenbarkeit und eine Durchsichtigkeit der deutschen Politik 
gerade auch nach der anderen Seite hin, um deren Verständnis wir uns be­
mühen und mit der wir eine Zusammenarbeit anstreben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in den letzten Monaten hat ein Be­
griff in unserer Wirtschaftspolitik besondere Bedeutung bekommen, der vorher 
vielen oft dem Wortlaut nach noch nicht bekannt war, nämlich der Begriff des 
Floatens. Floaten heißt Freigabe, d. h. zum Schwimmen, zum Schweben frei­
geben. Das bezieht sich auf schwimmende und schwebende Wechselkurse. 
Ich möchte beinahe sagen, das ganze Unternehmen der Regierungspoiitik ist 
ins Floaten geraten. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Man versucht nun, durch philologische Interpretationen der einen oder ande­
ren Äußerung innerhalb unserer Reihen Mißtrauen oder Zwietracht zu säen. 
Ich fühle mich gerade wegen gewisser Äußerungen und ihrer Deutungen in 
vergangener Zeit hier veranlaßt, ein oder zwei Sätze dazu zu sagen. Wir halten 
die Wechselkursfreigabe, wie sie im Mai von Schiller in letzter Verzweiflung 
vorgenommen worden ist, für einen Entschluß, der unsere Wirtschaft bereits 
in größte Bedrängnis gebracht hat und, soweit sie exportorientiert ist, in noch 
größere Bedrängnis bringen wird, wenn damit nicht in absehbarer Zeit Schluß 
gemacht wird, 
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Diese Freigabe der Wechsell<urse war ja der Endpunl<t einer Entwicl<lung. 
Ich wlli jetzt einmal einen etwas deutlictieren Vergleich wagen. Wer Herrn 
Schiller für diese Maßnahme lobt, handelt so ähnlich wie jemand, der ein Haus 
angesteci<t hat und der dann den Bewohnern, die die Wahl haben, zu ver­
brennen oder aus dem ersten Stoci< herunterzuspringen, die Empfehlung gibt, 
hinauszuspringen, und dafür die Lebensrettungsmedaille In Anspruch nehmen 
will. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Die Tatsache, daß die Versäumnisse und Fehler der Konjunkturpolitik die 
Bundesbank zu einer Hochzinspoiitik gezwungen haben, hat die Doilarflut 
ins Land gelockt. Die in unserem Land Immer leicht entfachbare Aufwertungs­
diskussion hat dann im IWIai zu einer lawinenartigen Doilarflut geführt, deren 
man nur mehr durch Wechselkursfreigabe Herr werden zu können glaubte. 
Während alle anderen ihre Wechselkurse sehr dosiert behandelt haben, haben 
wir einen Satz erreicht, der das Wort Schülers „aufwerten um 8 minus X 
Prozent" als Kennzeichnung eines außerordentlich schwierigen Abenteuers, ei­
nes ohnehin pannenreichen Unternehmens erscheinen läßt. Während die an­
deren noch etwas zuzulegen haben, haben wir schon mehr zugelegt, als wir 
Oberhaupt zulegen durften und haben deshalb keinen Spielraum mehr in dieser 
Richtung. 

Das gibt mir Veranlassung, hier zwar nicht weiter im einzelnen über diese 
Dinge zu sprechen, aber eines deutlich zum Ausdruck zu bringen, auch wenn 
die heutige Regierung es leugnen wollte. Es ist nun einmal so, daß in weiten 
Kreisen unserer Wirtschaft, nicht nur bei den Unternehmen, sondern bei allen 
ihren Teilnehmern eine zunehmende Unruhe, Unsicherheit und Ungewißheit, 
eine Zukunftsangst Platz greift. Wir hören es in jedem Zusammenhang, gleich­
gültig bei welchen Plänen, ob es nun um Währungspolitik, Steuerreform oder 
andere Probleme der Gesellschaftspolitik geht. Hier sind CDU und CSU auch 
heute noch Säule und Pfeiler der Hoffnung. Wir müssen in unserer kommenden 
Arbeit alles aufbieten, um der deutschen Öffentlichkeit zu zeigen, daß wir in 
der Lage sind, diese Hoffnungen zu erfüllen, diese Erwartungen zu rechtfer­
tigen und wieder einen fortschrittlichen reformbedachten, aber ruhigen und 
sicheren Gang der deutschen Politik im Inneren wie im Äußeren zu gewähr­
leisten. 

(Beifall) 

Wir müssen aus dieser schrecklichen Hektik herauskommen, in die die deut­
sche Politik durch kurzatmige Anlage hineingeraten ist. 

Lassen Sie mich hier zum Begriff der Oppositionspolitik noch eines sagen, 
gerade well man heute Immer wieder versucht, das eine oder andere Wort für 
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sich allein zu deuten. Ich bin kein Freund einer totalen Konfrontation. Es wird 
eine ganze Reihe von Problemen und Lösungen geben, bei denen auch zwi­
schen den Reglerungsparteien und der Opposition in Bonn Gemeinsaml<eiten 
möglich sind. 

Wenn Ich mich für eine scharfe Konfrontation ausspreche, dann auf den Ge­
bieten, wo grundsätzliche Unterschiede der Wertordnung und der Zieiorien-
tierung uns nicht erlauben, zu Kleinigkeiten Beifall zu klatschen, wenn die 
Kleinigkeiten im Rahmen einer Gesamtpolitik stehen, die nach unserer Auf­
fassung zum Unheil führen muß. Das ist der Unterschied dabei. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte der kommenden Wahl 
nicht vorausgreifen, aber da ich hernach nur mehr privat meine Wünsche an­
bringen kann, möchte Ich demjenigen, dem die IVIehrheit der Stimmen bei der 
Führung der Bundespartei der CDU gelten wird, auch hier schon von vorn­
herein ein herzliches Wort des Glückwunsches und ein Wort der Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit sagen. 

(Beifall) 

Ich möchte ihm sagen, daß ich viel Erfahrung habe und deshalb auch viel 
Mitgefühl habe und viel Hilfsbereitschaft habe für das, was mit Sicherheit 
kommen wird: daß jeder, der von Ihnen herausgestellt werden wird und jeder, 
der als Vorsitzender dieser Partei und jeder, der als Führungspersönlichkeit 
einer gemeinsamen Politik der Union von uns für die Führungsspitze in die­
sem Staat vorgesehen wird, damit zu rechnen haben muß, daß er einer gan­
zen Lawine konzentrierter Angriffe einschließlich Diffamierungskampagnen in 
ungewohntem Ausmaße sicher gegenübersehen wird. Wir brauchen uns gar 
keinem Zweifel darüber hinzugeben, was von gewisser Seite hier unternom­
men werden wird, um für das Jahr 1973 eine Ablösung dieser Regierung und 
•ihrer Kräfte zu verhindern. 

Und wenn Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, und wir in beiden 
Unionsparteien den Ernst der Situation und die Stärke der Hilfstruppen für 
die Fortsetzung der heutigen Politik in Bonn unterschätzen würden, dann 
gäbe es bei uns ein böses Erwachen nach den nächsten Bundestagswahlen. 
Und darum sage ich auch heute, daß die CSU — und ich sage es im Namen 
aller meiner Mitarbeiter und Freunde — mit Ihrem künftigen Vorsitzenden In 
engster Gemeinschaft zusammenarbeiten wird, nicht nur, um diesen Angriffen 
zu trotzen — man muß sie abschütteln, wie man etwas Lästiges abschüttelt —, 
sondern um für die gemeinsamen Notwendigkeiten auch Schritt für Schritt in 
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die Zukunft hineinzugehen, bis wir wiederum den Platz in der deutschen 
Politil< erreicht haben werden, an dem Politik in Deutschland nach unseren 
Vorstellungen freiheitlich, modern, reformerisch, aber auf dem Boden der 
bewährten Grundlagen wieder gestaltet werden kann. 

(Starker Beifall) 

Wir müssen zusammen denken, um die gemeinsame Politik zu formulieren. 
Wir müssen zusammen arbeiten, um diese Politik in der Öffentlichkeit ver­
ständlich zu machen. Wir müssen zusammen kämpfen, um diese Politik gegen 
unsere gemeinsamen Gegner durchzusetzen. Dann werden wir auch gemein­
sam siegen, und um die Frage geht es heute und um nichts anderes bei die­
sem Parteitag und dem folgenden. 

In diesem Sinne darf ich Ihnen allen ©inen erfolgreichen Ablauf dieses Partei­
tags wünschen, einen neuen Start, der dazu führt, daß mit neuer Kraft die 
Unionsidee in unserem Land als die einzige zukunftweisende, erfolgreiche 
und für die Zukunft Stabilität, Sicherheit, Wohlstand und Aufbau garantierende 
im allgemeinen Bewußtsein trotz allen Hemmnissen und Widrigkeiten er­
scheint. Das wollen wir gemeinsam betreiben, und dafür bin ich auch hier, 
um dieses Gelöbnis, um diese Zusage hier vor Ihnen abzugeben. 

(Lang anhaltender, starker Beifall) 

Dr. Ernst Müller-Hermann, Tagungspräsidium: Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich bin sicher, mich zum Sprecher des ganzen Bundesparteitags machen 
zu dürfen, wenn ich unserem Freunde Franz-Josef Strauß für seine offenen, 
eindeutigen, unmißverständlichen Worte herzlich danke. 

(Beifall) 

Die gespannte Aufmerksamkeit hier im Saal und der nachhaltige Beifall spre­
chen deutlicher als Worte für die enge Verbundenheit zwischen unseren Par­
telen und zugleich für die 'hohe persönliche Wertschätzung, die Sie, Franz-Josef 
Strauß, In unseren Reihen genießen. 

(Beifall) 

In den vor uns liegenden zwei Jahren wird es noch mehr als bisher auf klare, 
vorwärtsweisende Sachaussagen ankommen, die von CDU und CSU gemein­
sam getragen werden. Ich toln sicher, daß die dynamische Kraft, die von Ihnen, 
Franz-Josef Strauß, ausstrahlt, ein besonders gewichtiger Faktor sein wird, 
wenn es darum geht, in einem bestimmt schweren Kampf die Mehrheit des 
Volkes für die Sache der Union zu gewinnen. CDU und CSU müssen und wer-

(Beifall) 
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den gerade in dieser kritischen Pliase der deutschen Geschichte zusammenste­
hen und werden von niemandem ausmanövriert werden l<önnen. Dafür bürgt 
auch Ihre heutige l^lare Rede, für die wir Ihnen nochmals herzlich danken. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, zunächst darf ich noch bekanntgeben: Die Mitglieder 
der Stimmzählkommission treffen sich um 15.00 Uhr — die Zeit ist schon vor­
bei — zu einer Vorbesprechung im Fechtsaal; dieser Raum liegt auf gleicher 
Höhe imit dem Plenum im hinteren Teil des rechten Traktes, von mir aus ge-i 
sehen. Ich bitte die Damen und Herren, sich sofort dorthin zu begeben. 
Ich darf nun den Bericht der Mandatsprüfungskommission bekanntgeben. Die 
Mandatsprüfungskommission hat festgestellt, daß alle 522 voll stimmberechtig­
ten Delegierten und 50 Delegierte der Exil-CDU, die nach §28 Abs. 4 des Sta­
tuts nicht stimmberechtigt sind, bei Abstimmungen nach § 29 Abs. b, c, e und f 
des Statuts, anwesend sind. Entsprechend sind Stimmkarten und Stimmzettel-
Blocks für Abstimmungen ausgegeben worden. Die Mandatsprüfungskommis-
sion stellt fest, daß kein Einpruch gegen die ordnungsgemäße Wahl eines Dele­
gierten vorliegt. Unterschrieben von Herrn Andre, Vorsitzender. 
Wir fahren jetzt In der Tagesordnung fort und hören den Bericht des Bundes­
schatzmeisters Kurt Schmücker. 

Dr. h. c. Kurt Schmucker: Herr Vorsitzender, meine lieben Parteifreunde. Nach 
diesem temperamentvollen politischen Grußwort muß ich nun zu Ihnen über 
Geld reden. Nun, das Reden wird mir nicht schwerfallen, aber Ich bin sicher, 
das Zuhören wird Ihnen — zumindest zu Beginn — schwerfallen; denn über 
Geld kann man nur nüchtern sprechen, und Zahlen besagen da mehr als 
Worte. 

Seit einigen Monaten gibt es eine vielfältige, oft widersprüchliche Berichterstat­
tung über die Finanzlage unserer Partei. Diese Berichte haben eine erhebliche 
Beunruhigung in unsere Reihen hineingetragen und eine umfangreiche Kritik 
an der ßundespartel, am Bundesvorstand und insbesondere am Bundesschatz­
meister ausgelöst. 

Es Ist mir nicht möglich, in einem kurz zu haltenden Rechenschaftsbericht auch 
nur auf die wesentlichsten Veröffentlichungen einzugehen. Ich beschränke mich 
darauf, Ihnen die Daten und Zusammenhänge zu nennen, wie sie sich aus mei­
ner Arbeit und aus den Prüfungsberichten ergeben. Aber die öffentliche Debat­
te hat nicht nur Nachteile gebracht. Sie hat dafür gesorgt, daß man in unserer 
Partei sich auch einmal über Finanzen den Kopf zerbricht. Und ich sage gleich 
zu Beginn: Wenn nicht alle Parteifreunde den Schatzmeistern auf allen Ebe­
nen bei der Mlttelbeschaffung helfen, dann wird das erforderliche Ergebnis 
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nicht erzielt werden l<önnen. Hilfe und Unterstützung müssen alle geben, aucli 
diejenigen — gleichgültig, auf welcher Ebene —, die sich in führenden Posi­
tionen befinden. 

Ais ich 1947 noch in der Jungen Union war, begeisterte mich ein Satz von Dr. 
Bruno Six. Er sagte damals: „Ein richtiger Politii<er muß bereit sein, auch dann 
Pial<ate zu l<leben, wenn er schon Minister sein sollte!" 

(Beifall) 

Ich möchte diesen Satz abwandeln und sagen: Ein richtiger Politiker, gleich, 
in weicher Position, darf sich nicht zu fein sein, für die Partei betteln zu gehen. 

(Beifall) 

Und wenn er dies partout nicht mag, meine Damen und Herren, dann soll er 
die Bettelei wenigstens nicht stören. 

Der Bundsschatzmeister der CDU, gleichgültig wie er heißt, würde im übrigen 
froh sein, wenn er die Zuständigkeiten, die ihm in der öffentlichen Debatte all­
gemein unterstellt werden, tatsächlich auch hätte. Ich hoffe sehr, daß von 
diesem Parteitag ausgehend eine klare Abgrenzung der Kompetenzen einge­
leitet wird. 

Doch nun zu den Zahlen. Meine Damen und Herren, die Kasse ist geprüft. 
Ihre ordnungsmäßige Führung ist durch die entsprechenden Prüfungsvermerke 
vereidigter Prüfer bestätigt. Aber — und das weiß jeder — wir haben Schulden, 
wir haben hohe Schulden, und wir haben diese Schulden trotz vermehrter Ein­
nahmen. 

Das buchmäßige Vermögen der Bundesgeschäftsstelle betrug am 1. Januar 
1968 noch SVs Millionen DM. Am 31. Dezember 1970 lag eine Überschuldung 
von rund 5 Millionen DM vor. Das bedeutet also in drei Jahren eine Verschlech­
terung von etwa 8V2 Millionen DM. 

Die Ursachen dieser Verschlechterung sind folgende. Erstens: Erhöhte Wahi-
kampfkosten. Zweitens: Ausgabenerhöhungen durch die allgemeinen Kosten­
steigerungen und durch die in der Opposition gestiegenen Aufgaben. Die 
Mehrkosten bis zum 31. Dezember 1970 gegenüber dem 31. Dezember 1967 
betragen aliein 6,6 Millionen DM. Die in der Bundesgeschäflsstelie entstan­
denen — nicht gedeckten — direkt erfaßten Wahlkompfkosten und die von 
mir soeben genannten aligemeinen Kostensteigerungen ergeben zusammen 
einen Betrag von rund 9,5 Millionen DM. 

Um liquide zu bleiben, mußten wir Bankkredite aufnehmen. Es wurde uns ein 
Piafond von 12 Millionen DM eingeräumt, der zur Zeit ausgeschöpft ist. Bun-
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desvorstand und Bundesausschuß haben im Einvernehmen mit den Landes-
vorsitzenden Beschlüsse gefaßt, wie dieses Defizit abgedecl<t werden soll. 
Die Durchführung dieser Beschlüsse, die ich gleich erläutern werde, werden 
unsere Banl^schulden auf cirl<a 8 IVlillionen DM senken. 

Ich möchte zunächst aber einmal die Frage beantworten, wie es zu diesem 
Defizit kommen konnte. Erstens: 1967 war in Braunschweig Dr. Seebohm zum 
Bundesschatzmeister gewählt worden. Ehe seine Tätigkeit, von der wir alle 
viel erwartet hatten, richtig anlaufen konnte, starb er knapp vier Monate nach 
seiner Wahl. Es hat dann ein halbes Jahr gedauert, bis der Bundesausschuß 
einen vorläufigen Nachfolger bis zum nächsten Parteitag wählte. In dieser 
zehnmonatigen Vakanz sind viele Fäden abgerissen. 

Es hat dann aber noch einmal ein halbes Jahr gedauert, bis die Tätigkeit des 
Nachfolgers zu den ersten Ergebnissen führen konnte, d. h. also, daß seit 
Braunschweig fast IV2 Jahre vergingen, ehe sich in der Mittelbeschaffung 
wieder erste Ergebnisse einstellten. Dieser Zeitverlust und die dadurch ent­
gangenen Einnahmen sind bis heute noch nicht aufgeholt worden. 

Dr. Ernst Müller-Hermann, Tagespräsidium: Meine Damen und Herren, ich 
bitte doch um erhöhte Aufmerksamkeit für den Herrn Bundesschatzmeister. 
Ich bitte diejenigen, die jetzt unbedingt Gespräche führen müssen, das außer­
halb des Saales zu tun. 

(Beifall) 

Dr. h. c. Kurt Schmücker: Zweitens. Der ordentliche Etat des Bundestagswahl­
kampfes — auf diese Feststellung lege ich besonderen Wert — ist mit dem 
Abschluß des Jahres 1969 bis auf einen Rest von 1 Million DM voll bedient 
worden. Die Sonderaklion gibt es innerhalb unserer Partei und in der 
Öffentlichkeit eine Vielzahl widersprechender Darstellungen. Richtig ist, daß 
wir eine Sonderaktion durchgeführt haben und daß sie erhebliche Kosten ver­
ursachte. Die Wahlkampfleitung war der Oberzeugung, diese Aktion durch­
führen zu müssen, und sie durfte davon ausgehen — das möchte ich aus­
drücklich bestätigen —, daß die Finanzierung gesichert sei. Aber ich bitte Sie 
um Verständnis dafür, wenn ich mich auf diese Formulierungen hier beschränke. 

Drittens: Als unsere Partei trotz des großartigen Wahlergebnisses in die Oppo­
sition gedrängt worden war, wurde ihr sehr bald deutlich, wie teuer Parteir 
arbeit in der Opposition ist. Ich bedauere, sagen zu müssen, dem Bundesvor­
stand und über ihn den Landesparteien ist die schwierige Finanzlage der 
Bundespartei offenbar erst 1971 deutlich geworden, obwohl es an rechtzeitigen 
Warnungen, Hinweisen und Aufforderungen nicht gefehlt hat. Auch der Finanz-
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ausschuß, dem alle Länder angehören, hat sich zu diesem Problem rechtzeitig 
kritisch geäußert. 

So wurde schon der Haushalt 1970 mit dem ausdrücl<lichen Vermerk versehen, 
daß er nur bei entsprechend hohem Spendeneingang gefahren werden könne. 
Ich habe in der beschlußfassenden Vorstandssitzung nachdrücklich auf die 
neuen Schwierigkeiten der IVlittelbeschaffung hingewiesen, die nicht zuletzt, 
meine Damen und Herren, aus dem Parteiengesetz herrühren. Dieses Parteien­
gesetz macht es selbst denjenigen, die zu größeren Spenden bereit sind, 
denkbar schwer, wenn nicht gar unmöglich, Geld als Spenden zur Verfügung 
zu stellen. Im übrigen sind die Im Gesetz erlaubten Beträge gemessen an 
der Geldentwicklung und gemessen an den Aufgaben der Parteien viel zu 
niedrig angesetzt. Sie bedeuten meines Erachtens eine Deklassierung der po­
litischen Parteien gegenüber anderen Organisationen. 

(Beifall) 

Der Vorstand beschloß in gemeinsamen Überlegungen mit den Landesvorsit­
zenden und dem Bundesausschuß Maßnahmen, um zunächst einmal den lau­
fenden Etat 1971 und den Etat 1972 sicherzustellen. Einer dieser Maßnahmen 
verdanken wir, daß wir heute in Saarbrücken statt in Hamburg tagen. Das 
hat uns eine Einsparung von 150 000 DM eingebracht. 

Hinzu kommen folgende Maßnahmen: Der vorübergehende Verzicht der Lan­
desverbände auf ihren Anteil der Wahlkampfkostenerstattung des Bundes, 
einmalige Leistungen der Fraktionen des Bundes und der Länder, Übernahme 
von Publikationskosten und verstärkte Werbetätigkeit für bestimmte Wirt­
schaftsdienste schaffen einen Ausgleich von insgesamt 1,4 Millionen DM. Der 
Bundesausschuß beschloß In einer Sitzung am 10. Mai 1971 eine Umlage an 
die Verbände, die einem Sonderbeitrag von 10 DM je Mitglied entspricht. Das 
sind 3,5 Millionen DM. 

Diesem Parteitag liegt ein Antrag vor, die Abführung des Anteils an den Mit­
gliedsbeiträgen von bisher 50 Pfennig je Mitglied und Monat auf 1 DM zu er­
höhen. Das würde 2,1 Millionen DM erbringen. 

Aber wenn Sie alles zusammennehmen, bleibt zum Schluß immer wieder ein 
Fehlbetrag von 8 Millionen DM. Meine Freunde, das ist kein rechnerischer 
Zufall. Es Ist also die Aufgabe des Bundesschatzmeisters, zunächst einmal 
diese rund 8 Millionen DM aus dem freien Raum aufzubringen. Darüber hinaus 
wird er Anstrengungen unternehmen müssen, die Mittel für den Wahlkampf 
1973 anzusammeln, einen Wahlkampf, der wohl der härteste und auch der 
teuerste unserer Parteigeschichte werden wird. 
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Meine Freunde, ich darf nun einiges zu den Leistungen sagen. Icli liabe sehr 
ausführlich dem Bundesfinanzausschuß am 21. Juli 1971 darüber berichtet. 
Dieser Bericht ist in gekürzter Form allen Landesvorsitzenden, den Mitgliedern 
des Bundesvorstandes und den Landesschatzmeistern zugesandt worden. Nur 
einiges daraus möchte ich in den Rechenschaftsbericht an den Parteitag 
übernehmen. 

Gleich nach meiner Beauftragung 1968 habe ich in Erkenntnis der völlig ge­
wandelten Lage — Spruch des Bundesverfassungsgerichtes, Steuergesetzge­
bung, Parteiengesetz — in Fortsetzung erster Überlegungen unseres Freundes 
Seebohm nach neuen Wegen gesucht. Dies war und ist auch heute noch ein 
mühsames und langwieriges Beginnen. Immerhin haben die letzten drei Jahre 
gezeigt, daß die eingeschlagenen Wege gangbar sind. 

Mit Hilfe dieser neuen Systeme sind von Oktober 1968 bis zum 30. Juni 1971 
rund 4 Millionen DM zusätzlich hereingeholt worden. Man wird solche Über­
legungen behutsam, aber zielstrebig weiter betreiben müssen. Welche Arbeit 
hinter dem Ergebnis steckt, wollen Sie bitte daraus ersehen, daß dazu über 
tausend Einzelkontakte erforderlich waren, von denen ein Viertel — ich möchte 
sagen: nur ein Viertel — zum positiven Ergebnis führten. 

In der bisher üblichen Weise sind im gleichen Zeitraum Spenden von 9,2 Mil­
lionen DM hereingeholt worden. Wir hatten mit etwa 24 Millionen DM ge­
rechnet. Aber, meine Freunde, das wissen Sie alle, Spendeneingänge kann 
niemand erzwingen, selbst dann nicht, wenn man eine feste Zusage bekom­
men hat. Woran das liegt, darüber kann man den ganzen Abend philoso­
phieren. 

Meine Freunde, Ich habe aber auch eine angenehme Aufgabe, nämlich hier 
vor dem Parteitag und im Namen des Parteitags den zahlreichen Spendern 
zu danken, die in einer hohen Zahl unseren Appellen gefolgt sind. 

(Beifall) 

Die Summe von 9,2 Millionen DM setzt sich aus 2375 Einzelspenden zusammen, 
die zum größten Teil geholt werden mußten. Denen, die beim Holen halfen, 
möchte ich ganz besonders herzlich danken. 

(Beifall) 

Ich möchte an dieser Stelle wiederholen, daß bei einer Intensivierung unserer 
Tätigkeit der Mittelbeschaffung die Kräfte des Bundesschatzmeisters — also 
nur einer Person — allein niemals ausreichen. Wenn nicht sehr viele — ich 
möchte lieber sagen: wenn nicht alle — mithelfen, wird der ungeheuere Finanz­
bedarf für 1973 nicht gedeckt werden können. 
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Ein paar Worte möchte ich zu unseren Wirtschaftsbetrieben sagen. Die Leistun­
gen der Wirtschaftsbetriebe sind gestiegen; sie gehören jedoch nicht in diesen 
Rechenschaftsbericht, sondern in die Aufsichtsgremien der einzelnen Betriebe. 
Ich bitte aber, diese Arbeit nicht zu übersehen. 

Die Einnahmen aus den Anteilen an den Mitgliedsbeiträgen und den Wahl­
kampfkostenerstattungen gemäß Parteiengesetz sind aus dem durch das Par­
telengesetz geforderten Rechenschaftsbericht ersichtlich; ich brauche auch hier 
nur darauf hinzuweisen. 

Lassen Sie mich aber an dieser Stelle noch einige Worte zu der weltverbrei­
teten Meinung sagen, Parteien müßten sich allein oder zumindest überwiegend 
aus Mitgliedsbeiträgen finanzieren. Richtig ist, meine Freunde, daß sich das 
Verhältnis zwischen Mitgliedsbeiträgen und Einnahmen aus anderen Quellen 
erheblich zugunsten der Mitgliedsbeiträge verbessern muß. Es ist aber eine 
Utopie, zu glauben, daß eine Partei in Deutschland ausschließlich aus Mit­
gliedsbeiträgen leben könnte. Ein Beispiel dafür: wir haben 350 000 Mitglieder. 
Selbst wenn wir es erreichen könnten, 1 Million Mitglieder zu haben, und 
wenn jedes dieser Mitglieder im Schnitt einen Monatsbeitrag von 5 DM leisten 
würde, dann hätten wir Einkünfte von 60 Millionen DM im Jahr. 

Das Ist fürs erste sicherlich eine überraschend hohe Zahl. Aber rechnen Sie 
diesen Betrag bei einer angenommenen Zahl von 300 Kreisverbänden auf 
Monate und Kreisverbände um, so stünden jedem Kreisverband monatlich 
etwas über 15 000 DM zur Verfügung. Das wäre nicht einmal genug, um eine 
ausreichende Arbeit in einem Kreisverband mit Geschäftsstelle und entspre­
chendem Apparat kontinuierlich zu finanzieren. Aber alles, was darüber hinaus­
geht — die Aktivitäten der Landesverbände, der Bundespartei, der Sonder­
organisationen usw. —, könnte nicht mehr finanziert werden. Und wenn Sie 
bei diesem Rechenexempel den angenommenen Monatsbeitrag auf 10 DM 
erhöhen, kommen Sie auch noch nicht zu einem Ergebnis. 

So bleiben alle Parteien — und auch wir — zusätzlich auf andere Einnahme­
arten als Mitgliedsbeiträge angewiesen. Aber — und das muß ich sofort hinzu­
fügen — wir müssen die Eigenleistungen In Form der Mitgliedsbeiträge 
wesentlich erhöhen. Der Durchschnitts-Monatsbeitrag steht bei knapp 2,70 DM. 
Bei einer Mitgliederzahl von rund 350 000 und bei 300 Kreisverbänden ergibt 
das je Kreisverband nicht mehr als 3200 DM im Monat. Damit kann keine 
Arbelt geleistet werden. 

Ich möchte die Kritiker bitten, sich die eben genannten Zahlen doch noch 
einmal durch den Kopf gehen zu lassen. Vielleicht werden sie sich dann auf-
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raffen, einiges zu tun, um die öffentlichl<eit zu ermuntern, die Parteiarbeit 
doch auch finanziell stärker zu unterstützen. 

Ich möchte aber auch auf das Engagement der Bürger in anderen Demol<ratien 
hinweisen. Wenn wir wie die konservative Partei in England über 7 l\/lillionen 
Mitglieder oder wie die Labour Party über 10 l\4iliionen Mitglieder zählten, dann 
brauchten wir uns über Finanzfragen nicht so intensiv und nicht so laut zu 
unterhalten. Allerdings, meine Damen und Herren, haben die Briten und 
andere Demokratien kein Parteiengesetz deutscher Perfektion; korporative 
Mitgliedschaften sind in fast allen Ländern selbstverständlich möglich, und man 
versteht es einfach gar nicht, daß wir Deutschen bis zum letzten alles so 
reglementleren müssen, ich kenne kein demokratisches Land, das den Par­
teien das Leben so erschwert, wie es das unsere tut — und das, obwohl die 
Parteien einen Verfassungsauftrag haben. 

(Beifall) 

Meine Freunde, der beliebte Hinweis auf die Sozialdemokraten bringt auch 
nicht viel ein, denn die Mitgliederzahl der SPD von über 800 000 — wohlge­
merkt: einschließlich Bayern — ist zwar höher als unsere Zahl, aber sie würde 
auch nicht reichen, um eine Vollfinanzierung der Partei aus Mitgliederbeiträgen 
durchzuführen. Auch die SPD kann ihre Arbeit nur zum geringeren Teil mit Mit­
gliederbeiträgen finanzieren. Und auf den Beweis der Richtigkeit dieser meiner 
Behauptung — daß nämlich keine Partei allein durch Beiträge existieren 
kann — kam es mir im Augenblick an. 

Was die SPD in ihrer Finanzierung sicherer macht, ist das beträchtliche Ver­
mögen, das diese Partei besitzt. Sie erhielt mit der Wiedergutmachung, die 
ich ausdrücklich als voll gerechtfertigt anerkennen möchte, ein Startkapital 
von 100 Millionen DM. Wir dagegen begannen mit Null. — Das Vermögen der 
SPD liegt bei 400 Millionen DM. Neueste Nachrichten berichten von der Grün­
dung einer neuen Holding mit einem geplanten Jahresumsatz von 500 Millio­
nen DM. Ich wiederhole: bei uns gibt es kein Vermögen; wir haben erst da­
mit begonnen, ein Vermögen aufzubauen. Und daß es dabei — vor allem 
was die Liquidität angeht — immer Schwierigkeiten gibt, das weiß jeder, der 
für sich privat einen solchen Versuch des Vermögensaufbaus begonnen hat. 

Damit komme ich zum nächsten Punkt, zum Hausbau. Hier liegt Ihnen ein 
besonderer Bericht der Baukommission, den der Mainzer Parteitag beschlossen 
hatte, schriftlich vor. Ich kann mich daher auch hier auf wenige Worte be­
schränken. 

Dieser Bundesvorstand hat bei seinem Amtsantritt für den Hausbau Daten 
vorgefunden, die ihn zwangen, diesen so und in der Zeit durchzuziehen, wie 
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es jetzt geschehen ist. Der Mainzer Parteitag hatte einen Sonderbeitrag der 
Partei für den Hausbau beschlossen. Der Beitrag sollte so hoch sein, daß er 
mindestens 3 Millionen DM erbringen würde. Es ist für uns kein gutes Zeichen, 
daß dieser Beschluß nach zwei Jahren erst mit einer Summe von noch nicht 
600 000 DM erfüllt worden — und das heißt eben: nicht erfüllt worden — ist. 

Die Umlage Ist vom Parteitag, also von den Delegierten, beschlossen worden. 
Und wenn das Ergebnis nun unbefriedigend ist, dann möge man dieses Resul­
tat bitte nicht als Klage gegen die Bundespartei einsetzen. Die Einstimmigkeit 
des Mainzer Beschlusses sollte außerdem auch jede Debatte über die Rich­
tigkeit dieses Beschlusses ausschließen. Man kann doch schlecht etwas, das 
einstimmig beschlossen worden ist, hinterher verketzern bzw. die Ausführungen 
mit zusätzlichen Schwierigkeiten belegen. 

Die Bereitstellung der beschlossenen 3 Millionen DM list einer der wesent­
lichen Bestandteile der Kalkulation; und auf sie kann nicht verzichtet werden. 

Dieses Haus, dessen Mittelteil in diesen Tagen von der Bundesgeschäftsstelle 
bezogen wird, dient nicht nur einer besseren Unterbringung der Bundesge­
schäftsstelle, dient nicht nur der Rationalisierung der Arbeit, sondern ist 
gleichzeitig der erste bescheidene Anfang einer Vermögensbildung, durch 
die wir in Krisenzeiten kreditfähig werden. — Im übrigen bezieht die Partei 
nur einen Teil des Hauses; der Rest geht an Fremdmieter. 

Wir haben uns weitere Wege der Finanzierung überlegen müssen, um das 
ganze Vorhaben rentabler gestalten zu können! und haben zu diesem Zweck 
eine Kommanditgesellschaft gegründet, die erst ab Mai 1971 mit ihrem Anteil 
auf den Markt kommen konnte und nicht, wie vorgesehen, schon im Herbst 
1970, als ein Absatz noch leichter und schneller möglich gewesen wäre. Ich 
habe alle Parteistellen über dieses Vorhaben genau unterrichtet, und dabei 
bin ich auch einer kritischen Einstellung begegnet, die zum Teil doch mit sehr 
ungerechtfertigten Argumenten arbeitet. 

Wir haben kürzlich für diese Kommanditgesellschaft einen Beirat gebildet, in 
dem auch namhafte Vertreter von Banken sitzen. Dieser Beirat hat sich voll 
und ganz hinter unser Vorhaben gestellt und wird uns helfen, die Anteile 
schneller abzusetzen. Bis zum heutigen Tage sind 5 Millionen gezeichnet 
worden; wir wollen bis zum Ende des Jahres 18 Millionen erreicht haben. 
Ich bitte Sie, uns dabei, so weit es geht, zu helfen. 

Ich möchte aber noch einmal und abschließend zu diesem Punkt sagen: der 
Mainzer Beschluß über die 3 Millionen muß durchgezogen werden; sonst 
stimmt die Rechnung nicht. 

(Vereinzelt Beifall) 
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Ich komme zum Schluß. Über die von mir hier genannten Zahlen liegen Prüf­
berichte vereidigter Wirtschaftsprüfer vor. Dazu werden die Rechnungsprüfer, 
die Herren Horten und Blumenfeld, sicher noch einiges sagen wollen. 

Nur noch einige Mitteilungen darüber, wohin die Mittel geflossen sind, möchte 
ich Ihnen geben. Die bisherigen Prüfberichte geben nur Ausi<unft über die 
Bundesgeschäftsstelle. Die Bundesgeschäftsstelle aliein ist aber nicht die 
Bundespartei. Leistungen im Interesse der Bundespartei sind auch in einer 
Weise erfolgt, die ihren Niederschlag nicht in den offiziellen Berichten findet. 
Die Leistungen an die Bundesgeschäftsstelle und im Auftrag der Bundesge-
schäftsstelle und an andere Institutionen auf Bundesebene haben von 1968 bis 
1971, also im Berichtszeitraum, zirl<a 7 Millionen DM betragen. Ais Vorleistung 
auf die zu erwartenden 3 Millionen DM aus Bausteinen sind 1,8 MilMonen DM 
gezahlt worden. 

Dienstleistungen der Wirtschaftsbetriebe werden im Etat der Bundesgeschäfts­
steile nicht ausgewiesen. Sie betrugen für diesen Zeitraum rund 3 Millionen 
DM. 

Die Landesverbände haben aus den Einzelal<tionen des Bundesschatzmeisters 
im gleichen Zeitraum nahezu 3 Millionen DM erhalten. Wenn Sie diese Ergeb­
nisse richtig würdigen wollen, dann dürfen Sie das Geleistete getrost in einen 
Vergleich zum Geforderten setzen. Aber Sie sollten nicht ausschließlich so ver­
fahren; denn fordern läßt es sich leicht, zahlen ist schon schwieriger. Ich bitte 
Sie, diese Leistungen auch im Vergleich zu Leistungen früherer Zeit zu sehen. 

Aus dem freien Raum ist von 1968, wohlgemerkt Oktober 1968, bis Juni 1971 
ein Betrag von 12 Millionen DM hereingeholt worden, nicht gerechnet die Ein­
nahmen aus Mitgliedsbeiträgen und Wahlkampfkostenerstattungsmitteln, nicht 
gerechnet die gestiegenen Kostenübernahmen seitens der Wirtschaftsbetriebe, 
nicht gerechnet die Einnahmen aus Bausteinen und Kommanditeinnahmen, 
sondern nur die Spenden und Leistungen aus dem freien Raum. Das ist genau 
doppelt so viel wie in den früheren Jahren. Ich weiß, daß es dennoch zu wenig 
ist im Vergleich zu den notwendigen und von uns mit Hoffnung erwartenden 
Leistungen. 

Wie schwach die innerparteiliche Unterstützung war, verrät die Bausteinaktion. 
Ich will hier nicht klagen und nicht anklagen, sondern Sie nur herzlich bitten, 
jetzt mit dafür zu sorgen, daß auch diese Aktion zum Abschluß gebracht wird. 
Denn wir müssen alle Kräfte anspannen, um den bisher schwierigsten Wahl*-
kampf zu finanzieren. Nicht nur in der politischen Debatte, auch beim Geld­
sammeln geht es um unseren politischen Auftrag, als CDU die Zukunft unseres 
Volkes zu sichern. 
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Ich wiederhole zum x-ten Male: Der Wahlsieg 1973 ist nicht nur eine Frage gu­
ter Politik, nicht nur eine Frage guter, überzeugender Argumente und des per­
sönlichen Engagements und der richtigen Führung, sondern auch eine Frage 
der Parteifinanzen. 

Der Finanzausschuß hat Vorschläge erarbeitet. Sie sollten zur Grundlage der 
Finanzarbeit unserer Partei gemacht werden. Der Erfolg dieser Vorlage steht 
und fällt aber mit der Bereitschaft aller — auch aller führenden Parteifreunde 
auf allen Ebenen —, sich an der keineswegs angenehmen Aufgabe der Mittel-
beschaffung zu beteiligen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir nach diesem Bericht bitte noch 
eine persönliche Bemerkung. Ich werde, wie ich meinem Wahlkreis vor einem 
halben Jahr mitgeteilt habe, 1973 nicht wieder Im Bundestag kandidieren. 
Damit scheide ich 1973 auf der Bonner Ebene aus der Politik aus. Es ist immer 
schlecht, im Wahljahr die Pferde zu wechseln. Deshalb möchte ich Sie bitten, 
schon jetzt, auf diesem Parteitag, einen anderen Schatzmeister zu wählen. Ich 
weiß sehr wohl, daß die Position des Schatzmeisters das undankbarste Amt ist, 
das eine Partei zu vergeben hat. Darum möchte ich persönlich auch allen dan­
ken, die mir durch Rat und Kritik geholfen haben. 

Ein Schatzmeister ist auf die Mithilfe aller angewiesen. Ich biete meinem Nach­
folger diese Mithilfe an, insbesondere für die Abwicklung des Hausbaus und 
die organisatorische Umstellung der Mittelbeschaffung. Die Vorarbeiten sind so 
weit gediehen, daß angefangen werden kann, wenn der Vorstand die Richtlinien 
gutheißt. Ihnen allen herzlichen Dank! 

(Beifall) 

Dr. Ernst Müller-Hermann, Tagungspräsidium: Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, das Amt des Schatzmeisters ist eine Bürde. Diese Erfahrung hat wie 
andere auch Kurt Schmücker machen müssen. Es Ist aber sicherlich gut, daß 
der Bundesschatzmeister heute ein so ganz und gar ungeschminktes Bild der 
Lage gegeben hat. Ich habe volles Verständnis für ihn und wir alle haben vol­
les Verständnis für ihn, daß er das Unbefriedigende der heutigen Situation 
so offen beim Namen genannt hat. Aber nur volle Klarheit kann die Vorausset­
zung dafür sein, daß wir durch gemeinsame Anstrengungen die Finanzen der 
Partei wieder auf ein gesundes und solides Fundament stellen. 

Der Finanzbericht wird ein besonderer Punkt ider folgenden Aussprache sein. 
Ich möchte aber jetzt schon die Gelegenheit nutzen, unserem Freund Kurt • 
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Schmücker den Dank des Parteitags für seine jaiirelange, unermüdliche, auf­
reibende und strapaziöse Arbelt auszusprechen, von der wir wissen und bei 
der wir überzeugt sind, daß sie stets ganz im Dienst unserer gemeinsamen 
Sache gestanden hat. 

(Beifall) 

Dr. Helmut Lemke, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, wir kommen 
jetzt zur allgemeinen Aussprache über die Rede des Bundesvorsitzenden, den 
Bericht des Generalsekretärs und den Bericht des Schatzmeisters. Wir wollen 
die Aussprache gern gliedern, und zwar wollen wir Im ersten Teil die politi­
schen und die Fragen der Parteistruktur, Im zweiten Teil die Finanzfragen 
behandeln. 

Zunächst hat Herr Dr. Kohl das Wort. 

(Beifall) 

Dr. Helmut Kohl: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
bin mir über die Zumutung durchaus im klaren, die für jeden von Ihnen darin: 
besteht, daß er seit heute früh, 9.30 Uhr, Rede um Rede anhören muß. Aber: 
Heute, an diesem Nachmittag, In diesem Saal und in der Geschichte unserer 
Partei, der Union, ja, auch in der Geschichte der deutschen Parteiendemokratie 
vollzieht sich eine Art Deutschland-Uraufführung. Zum erstenmal — dies ist ein 
Ertrag der Demokratie-Diskussion der letzten Jahre, nicht zuletzt aus der jun­
gen Generation in unserem Lande — stehen hier zwei Kandidaten um den Vor­
sitz, um die Führung unserer Partei nicht gegeneinander, sondern nebenein­
ander. Meine Damen und Herren, damit haben Sie auch die Qual einer Ent­
scheidung. Ich bin dennoch dafür, daß wir uns zu dieser Qual der Entschei­
dung auch bekennen. Denn dies zeigt, daß die Union der siebziger Jahre in der 
Lage Ist, die Forderungen nach mehr Demokratie voll zu erfüllen. 

Heute steht an die Wahl des Vorsitzenden unserer Partei für die restliche Le­
gislaturperiode, 1971 bis 1973, nicht mehr, aber auch nicht weniger. Wenn ich 
das sage, weiß jeder, daß diesem heutigen Treffen der Union ein Treffen der 
beiden Unionspartelen CDU/CSU folgen wird, die dann gemeinsam den Spitzen­
kandidaten der Union, den Kanzlerkandidaten, zu benennen haben. 

Da auch dies für die Diskussion wichtig ist, darf ich es noch einmal unter­
streichend sagen: Es Ist für uns in diesem Saal unbestritten, daß der gemeinsa­
me Kandidat von CDU und CSU für das Amt des Bundeskanzlers die Nummer 
eins der CDU/CSU in Deutschland ist. 

Und das heißt für den Fall meiner Wahl — das ist ganz selbstverständlich —, 
daß ich meine ganze Kraft für den Sieg der Sache und der Mannschaft und da-

69 



mit auch des Spitzenkandidaten der CDU/CSU einsetzen werde, ganz gleich, 
wer dieser Spitzenkandidat sein wird. Diese selbstverständilche Loyalität sollte 
hier nur hervorgehoben werden. 

Unser Thema heißt: Wir wollen die Wahl gewinnen. In diesem Zusammenhang 
wird gesagt: Wenn wir die Wahl gewinnen wollen, müssen wir mit einer Stim­
me sprechen. 

Ich sage ja: mit einer Stimme als Partei. Dies heißt, daß, wenn immer wir 
sprechen, wir eine gemeinsame, als Partei erarbeitete Politik dem Wähler in 
Deutschland anbieten. Dies verstehe ich unter Einheit der Partei. 

(Beifall) 

Wir — das heißt die CDU Deutschlands, das heißt die Landesparteien der CDU, 
das heißt die Kreisparteien der CDU, die Fraktionen im Bund, im Land und auf 
den Rathäusern — wir wollen gemeinsam mit allen unseren Mitgliedern diese 
Politik formulieren. 

In diesen Tagen — und dies hängt mit unserer Parteigeschichte zusammen — 
wird oft gesagt: Was wir brauchen, ist jetzt den einen und dazu möglichst noch 
den starken Mann, ich fürchte, daß manch einer, der so formuliert — ich sage 
das so, wie ich es empfinde — häufig diese Formulierung wählt als Ersatz für 
das eigene Handeln und die eigene Hingabe für die Sache dieser Union. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, die Diskussion um die SacWrage, um die richtige 
Politik schafft jene Einigkeit, die wir erwarten. 'Ich hebe aus den letzten 
Wochen nur zwei Problemkreise hervor, die jetzt diskutiert werden müssen, 
die zwar nichts miteinander zu tun haben, die aber tief auch die Frage der 
Einigkeit und der Strukturen unserer Partei und die Diskussionsfähigkeil berüh­
ren: Ich meine die Frage der Steuerreform sowie die noch fällige Diskussion um 
den §218. Das zeigt ganz deutlich, daß diese Union In Deutschland kein Zweck­
verband für Wahlen ist, kein Wahlverein des 19. Jahrhunderts, daß sie sich weg-
entwickeit hat, von der Kanzlerpartei der fünfziger Jahre hin zu einer großen 
Volkspartei, die auch in der Opposition in der Lage sein wird, Richtlinien der 
Politik für diese Partei und für den Wahlsieg 1973 zu entwickeln. 

Meine Damen und Herren, wer die Partei so sieht, muß sie auch als eine große 
Chance anerkennen, die einzelnen Interessen dieser Partei zu koordinieren. 
Wenn wir nicht begreifen, daß wir zunächst Mitglieder der CDU und dann erst 
Mitglieder der Sozialausschüsse, des Wirtschaftsrates, der Jungen Union oder 
sonst irgendeiner wichtigen Vereinigung sind, werden wir an diesem wichtigen 
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Ziele vorbeileben. Die Union ist mehr als die Addition von Landesverbänden 
und Vereinigungen, die der Bundespartei gerade soviel Macht und Einfluß ge­
statten, daß der eigene Einfluß möglichst v\/enig tangiert wird. 
Wer den Bericht des Bundesschatzmeisters hörte, wer hörte, wie es um die 
Finanzlage der Partei bestellt ist, hat daraus — und auch das spreche ich hier 
aus, weil es darum geht, in dieser Stunde Klarheit zu gewinnen — den Hin­
weis entnehmen können, daß wir oft genug auch in diesen wichtigen Fragen 
der Finanzen nicht jene Solidarität aufbrachten, die unerläßlich ist, wenn diese 
Union eine Zukunft haben will. 

Auftrag unserer Parteien nach dem Grundgesetz ist es, eine schöpferisch© 
Konzeption der Politik vorzunehmen. Wir haben das mit dem Berliner Programm 
und mit der Fortschreibung dieses Programms getan. Aufgabe der Fraktionen 
im Bund, im Land und in den Gemeinden ist es, diese Zielvorstellungen, auf 
eine lange Sicht entwickelt, in einer realistischen Form durch pragmatische Po­
litik zu bestätigen. Hier liegt also die große Chance für die Union, daß ihre 
Mitglieder mithandeln können, daß wir den Schatz der Erfahrungen und der 
Kenntnisse dieser Mitglieder, die kein Mandat haben, die es oft ja nicht haben 
wollen, voll sichern und voll nutzen. Hier liegt auch die noch größere Chance 
für die Union, gerade gegenüber der jungen Generation attraktiv zu werden, 
weil wir durch diese Diskussion in unseren eigenen Reihen offener und bereiter 
werden, auch uns selbst zur Disposition zu stellen. Dann werden wir auch in 
der Lage sein, fernab jener Selbstgerechtigkeit, die auch hie und da gelegent­
lich bei uns anzutreffen waren, den richtigen Weg zu finden. 

(Beifall) 

Harte Diskussionen um die Sache sind nie eine Belastung, das Verschweigen 
eines Dissenses ist es immer. Ich finde, wenn wir diese Wahl 1973 gewinnen 
wollen und — wie es Franz-Josef Strauß eben richtig gesagt hat — gewinnen 
müssen, dann müssen wir alles tun, damit alle Mitglieder dieser Union in 
Deutschland — der CDU und der CSU — und die Millionen unserer treuesten 
Anhänger diesen Wahlkampf gemeinsam mit den Kandidaten unter Führung 
der Partei entfesselt führen. 

Wenn wir das wollen, müssen wir erreichen, daß das, was die CDU in diesem 
Wahlkampf — sowohl personell — wie von der Sachbezogenheit her — ver­
tritt, als Einheit steht. Das hat viel zu tun mit Solidarität untereinander. Auch 
das hat Franz-Josef Strauß gerade angesprochen. Die moralische Statur der 
Union und die Fähigkeit, anziehend auf viele Wähler zu wirken, hängt nicht 
nur von der Sachaussage ab, hängt nicht nur von Personen ab; sie hängt 
auch davon ab, wie wir miteinander umgehen. 

(Beifall) 
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Meine Damen und Herren, hier haben wir — und es war gelegentilch heute 
zu spüren — einen Nachhoibedarf, den wir auch dann decken soliten, wenn 
wir nicht gerade große Männer der Partei stürmisch verabschieden. 

(Erneuter Beifall) 

Organisation allein wäre zu wenig. Vieles von dem, was ich eben hier sagte, 
muß zwar in Organisation übersetzt werden. Ich sprach von der Finanzlage 
der Partei. Ich sprach aber auch von der Transparenz und von dem Durch­
sichtigmachen unseres politischen Woliens. Wir müssen über unsere Präsenz 
am Arbeitsplatz, über die Frage der Betriebsgruppenarbeit sprechen, ferner 
etwa über die Frage, was wir zu tun beabsichtigen, um das, was in den letzten 
Jahren immer unsere Chance war, nämlich daß die Mehrheit der Frauen in 
diesem Lande CDU wählte, auch morgen und übermorgen gilt, auch in jener 
inzwischen auch weit über 10 Millionen angestiegenen Gruppe der Berufs­
tätigen. 

Ich sprach l<urz von unserem Verhältnis zur jungen Generation. Wir sollen den 
Jungen nicht mit billigen Parolen nachlaufen, die gerade gängig sind. Wir 
sollten eine Politik der Prinzipien entwickeln und dafür werben, daß diese 
prinzipielle Politik die Politik von morgen und damit die Politik der jungen 
Generation iist. 

(Beifall) 

Dies gilt für den Bereich aller Gruppen 'in unserem Land. Kurt- Georg Kiesinger 
hat mit Recht hier den RCDS hervorgehoben. Sie können das Bild verbreitern. 
Die Union ist vor 25 Jahren mit einem starken Impuls aus den Kirchen ange­
treten. Theologie und das Bild der Kirchen haben sich heute in vielen Punkten 
verändert. Haben wir das hinreichend zur Kenntnis genommen? Sind wir dort, 
wo viele von uns auch persönlich die Quelle ihrer Kraft haben, so präsent, 
wie das notwendigerweise sein müßte? Haben wir die neuen Gruppen hin­
reichend begriffen? Ich denke an die leitenden Angestellten, um nur eine von 
vielen zu nennen. Haben wir begriffen, daß Organisation der siebziger Jahre 
Management und ein klares Ja auch zum hauptamtlichen Beruf in der Partei 
mitbedeutet? Ist unsere Haltung hier nicht noch weitgehend in den Gedanken 
des Wahlvereins beheimatet? Dies alles ist ein Teil der Politik. 

Der andere — und hier wird mehr über die Glaubwürdigkeit unserer Politik 
ausgesagt — ist: Was haben wir im prinzipiellen zu sagen? Sind wir bereit, 
in diesen nächsten Jahren und insbesondere bewußt bei der Bundestagswahl 
die Wahlkampfplattform und die Aussage vom Prinzip her, von den Grund-
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Sätzen her anzugehen? Wir können nicht allein auf das Versagen der anderen 
hoffen und uns damit eine Chance ausrechnen. 

(Beifall) 

Die CDU/CSU muß eine überzeugende Alternative anbieten, den Nachweis, 
daß sie zur Sache und zur Person besser ist. Dies scheint mir auch die beste 
Antwort auf jene Politil< der Reideologisierung zu sein, von der gesprochen 
worden ist. 

Unsere Politik kann es auch im Hinblick auf das Verständnis des „C" nicht 
sein, auf ein Schlagwort ein anderes zu setzen. Unser Verständnis muß eine 
argumentierende, überzeugende Politik sein, die hart in Form und Sache sein 
darf, deren Kern aber ein klares Argument enthalten muß. 

Unser Ehrenvorsitzender sprach von der Wählerverschiebung bis 1973. Über 
die Hälfte der Wähler des Jahres 1973 werden Nachgeborene sein, d. h. eine 
Gruppe, die nach dem Zweiten Weltkrieg die entscheidenden Impulse ihres 
Lebens empfing. Diese Gruppe ist nicht mit Schlagworten zu befriedigen, mit 
konservativen oder progressiven Worthülsen. Der Inhalt der Politik ist ent­
scheidend. 

Es ist entscheidend, ob es uns möglich ist, in diesen Jahren als Partei deut­
lich zu machen, daß Freiheit und Bindung für diese Christlich Demokratische 
Union in Deutschland eine Grundlage staatlichen Zusammenlebens sind, daß 
wir eine Reprivatisierung des Staates oder die Vergesellschaftung unseres 
Staates nicht mitmachen, daß unser Ja zu diesem freiheitlichen System ein Ja 
ist zum System der westlichen Demokratien in unserem Sinne, daß daraus 
die Bindungen etwa zur NATO, zur Hilfe für die Dritte Welt, zur europäischen 
Integration und unsere kritische Haltung zur Ostpolitik, wie wir sie jetzt erle­
ben, erwachsen. 

Dieses Ja zur Freiheit bedeutet ein Ja zur Sozialen Marktwirtschaft, die soziale 
Gerechtigkeit bedeutet, daß dieser Rechtsstaat seiner sozialen Prägung nach 
kein bloßer Berechtigungsstaat ist. Es ist ein Ja zur Leistungsgesellschaft. 

Wir müssen uns ernsthaft prüfen, ob jener Weg im Bereich der deutschen Bil­
dungspolitik, den auch wir in den letzten Monaten und Jahren zum Teil mit­
gegangen sind, nämlich dem Gesetz der großen Zahlen zu verfallen und nicht 
zunächst über die Leistungen, das Opfer und die Anforderungen zu sprechen, 
der Weg der Union der siebziger Jahre sein kann. 

(Beifall) 
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Wenn wir das sagen, meine Damen und Herren, ist darin enthalten: Das Ja 
zu melir Chancengleichfieit, das Ja zum Eigentum in seiner Sozialbindung 
und auch das Ja zu einer vernünftigen Fortschreibung unserer Poiitil< durch 
Reformen, die jetzt machbar und auch zu finanzieren sind, und vor allem die 
Erl<enntnis, daß auf diesem Weg Opfer zu bringen sind. Ich meine, daß es 
in den nächsten Jahren das Wichtigste ist, bereit zu sein, von uns und ande­
ren Opfer zu verlangen. 

Meine Damen und Herren! Bruno Heck hat auf die Nation und auf unser Ver­
hältnis zur Geschichte hingewiesen. Ich glaube nicht, daß wir es zulassen kön­
nen, daß in der Diskussion in unseren eigenen Reihen dieses Thema weiter­
hin so tabuisiert wird, wie das lange genug der Fall war. Wenn wir nicht ein 
vernünftiges Verhältnis zur jüngsten Geschichte mit all dem, was darin ent­
halten ist, gewinnen, wenn es eben nicht oder nicht mehr und noch mehr als 
bisher möglich ist, daß wir zum 20. Juli und zu all dem, was damit angespro­
chen ist, ein klares und uneingeschränktes Ja sprechen, dann werden wir 
manche Fragen gerade aus der jungen Generation nicht beantworten können. 

Viele der Jungen sehen heute — das ist ihr gutes Recht —, Leistungen des 
Staates als bare Selbstverständlichkeit an. Wir müssen jetzt eines feststellen: 
daß die großen und zentralen Hoffnungen unseres Landes, die europäische 
Einigung und die Wiedervereinigung der beiden Teile Deutschlands, blasser 
geworden sind. Der politische Alltag hat uns voll ergriffen. 

Man kann sagen: Es fällt uns heute schwer, politische Festtage zu feiern. 
Aber, meine Damen und Herren, man kann auch sagen: Es fehlt uns weltge­
hend die Idee vom Ganzen, der Entwurf für ein Leben von morgen. Ich glaube, 
darin liegt die große Chance der Union als Partei In all ihren Teilen. 

Es gibt hier kein Patentrezept, aber wenn wir es gemeinsam erarbeiten und 
wenn wir zusammenstehen, dann liegt hier die Chance der Union im Bund, in 
ihrer Bundestagsfraktion, in den Ländern und ihren Landtagsfraktionen und 
Landesregierungen und in den vielen Rathäusern der Bundesrepublik. Das 
möchte ich in -diesem Amte als Parteivorsitzender, wenn ich Ihre Stimme finde, 
um ein Stück weiterbringen. 

Zum Schluß noch ein persönliches Wort. Die CDU — ich sagte es schon — hat 
erstmals die Qual und die Chance einer Entscheidung. Ich wende mich — das 
gilt für das private Leben genauso wie für die Politik — immer gegen den 
Satz „Alles oder Nichts". 

(Lebhafter Beifall) 
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Auf den Sonntag folgt zwangsläufig der Werktag. Das gilt auch - und das 
soll In dieser Stunde mit bedacht wenden - für jenen Wahlsonntag im Okto­
ber des Jahres 1973. 

Ich möchte hier klar sagen: Wie immer das Ergebnis Ihrer Wahl heute sein 
wird, meine Haltung zu dieser Partei ändert sich in nichts. Sie, ist seit 25 
Jahren meine politische Heimat. Ich habe in dieser Union viele Freunde und 
Kameraden gefunden. Die Partei trug mich in wichtige Ämter und gab mir 
die Chancen für wichtige Ämter. Das alles führt für mich zu der Überzeugung 
— es ist nicht nur eine Überlegung —: Dafür bin Ich dankbar. 

(Anhaltend starker Beifall) 

Dr. Helmut Lemke, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, das Wort hat 
Herr Dr. Barzel. 

Dr. Rainer Barzel (mit Beifall begrüßt): Herr Vorsitzender! Meine lieben Partei­
freunde! Fünf Fragen sind, wenn Ich es recht verstehe, Hauptgegenstand der 
Diskussion, die nüchtern und so zu führen Ist, daß wir morgen und übermor­
gen alle miteinander das Ziel erreichen, das Franz-Josef Strauß hier formu­
liert hat. 

1. Wie sichern wir unser Profil als CDU, also den Vorrang und die stetige 
Einwirkung der Partei, also Ihrer Mitglieder und Ihrer Institutionen, auf die 
praktische Politik? 

2. Wie bringen wir die Partei organisatorisch, finanziell und politisch in die 
optimale Form, und wie können wir diese so halten, daß wir Im eigenen Be­
wußtsein wie in dem der Öffentlichkeit reformerisch beiben? 

3. Wie können die Geschlossenheit und die Integration in der Union, wie die 
Kampfgemeinschaft mit der CSU verbessert werden? 

4. Sollen Parteivorsitz der CDU, Fraktionsvorsitz der CDU/CSU und Oppo­
sitionsführer bzw. Kanzlerkandidat zusammengefaßt werden? 

5. Welches ist für die kommenden zwei Jahre, für die wir einen Parteivor-
sitzenden wählen, die Hauptaufgabe? 

Alle fünf Fragen halte ich für berechtigt. Ich will sie beantworten — so prä- ^ 
zise wie öffentlich möglich, so kurz, wie hier geboten und in der Bereitschaft, 
weitere Fragen nachher zu beantworten. 

1. Wie sichern wir unser Profil als CDU, also den Vorrang und die stetige 
Einwirkung der Partei, ihrer Mitglieder und ihrer Institutionen auf die prak­
tische Politik? 
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Meine Antwort: Vorrang und Mitwirkung der Partei sind gesidiert, wenn wir 
alle uns als Partei begreifen und nicht nur grundsätzilcli entschlossen, son­
dern zu Grundsätzen entschlossen sind. 

(Beifall) 

Dies heißt konl<ret folgendes. Vorrang und Mitwirkung der Partei sind gesi­
chert: 

a) wenn das Programm der Partei - es ist das beste, was wir kennen — aus­
sagekräftig auch für die praktische Politik ist. Da ist zur Zeit der Fall. Deshalb 
dazu kein Wort mehr. 

b) Wenn die Institutionen der Partei immer wieder kritisch prüfen, ob Geist 
und Buchstabe des Programms von der praktischen Politik konsequent ver-
fogt werden, wenn sie regelmäßig tagen, handlungsfähig und entscheidungs-
willig sind. Das ist zur Zelt überwiegend, aber noch nicht durchgehend der 
Fall. 

c) Wenn der Fluß der Informationen und Meinungen zwischen Bundes-, Lan­
des- und Kreispartei, zwischen den Vereinigungen, zwischen der Basis und 
der Führung wie auch umgekehrt organisiert und als wesentliche stetige Auf­
gabe behandelt wird. Das ist nach meinem Eindruck zur Zeit noch nicht voll 
zufriedenstellend. 

d) Wenn die Führenden Zeit für Diskussionen draußen haben. Das kann — ich 
komme darauf zurück — ohne Hetze verbessert werden. Die Versammlung Ist 
nicht tot. Die Mitbürger wünschen gerade mit denen zu diskutieren, die sie 
vom Fernsehen und von woanders her besonders kennen. 

(Beifall) 

e) Wenn CDU und CSU eine gemeinsame und für die jeweils nächste Legisla­
turperiode verbindliche Wahlkampfaussage, also ihr Regierungsprogramm 
verabschieden, so daß nicht erst — das ist ein Zustand, den ich beklage — 
die Bundestagsfraktion — so Ist es Jetzt — oder ein Bundeskanzler — so war 
es früher — die wegen der unterschiedlichen Programme der beiden In einer 
Fraktion vereinten Partelen die Kompromisse zu Lasten der Parteiprogramme 
beider herzusteilen gezwungen sind. Wer den Rang der Partei und der Mitglie­
der fördern will, muß für die Bundespolitik diese gemeinsame Wahlkampfaus­
sage, dieses Regierungsprogramm herbeiführen. Sonst verkürzt er die Mitwir­
kungsrechte der Institutionen wie der Mitglieder. 

(Beifall) 

Im übrigen: Das beste Programm, die vorzüglichste Organisation und die 
Erfüllung aller dieser und anderer gleich folgender Punkte nützen wenig, 
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wenn nicht in der prai<tischen Politik Parteifreunde tätig sind, die sich nicht 
scheuen, zuzupacl<en, d. h. also auch Fehler zu machen und dabei auch Dreck­
spritzer von Gegnern abzubekommen. 

(Beifall) 

Damit wir aber bei dieser Arbeit — ich sehe das Problem sehr wohl — nicht 
den Gefahren des Tages, der Alltagskompromisse und des Pragmatismus er­
liegen, müssen wir die kontrollierende Spannung zum Programm wie zu des­
sen Fortentwicklung auch in der Führung organisieren. Ich komme darauf in 
gesondertem Zusammenhang. 

Meine Freunde, ich komme zu Frage 2: Wie bringen wir die Partei organisa­
torisch, finanziell und politisch in die optimale Form, und wie können wir diese 
so halten, daß wir im eigenen Bewußtsein wie in dem der Öffentlichkeit refor­
merisch bleiben? 

Meine Antwort: a) Wir brauchen unter klarer Führung eine arbeitsfähige, 
homogene, auf konkrete und sichtbare Delegation gestützte Führungsmann­
schaft mit Mitgliedern aus Partei und Fraktion — dies nicht nur aus Gründen 
der Organisation der Verantwortung und der Arbeitsteilung, sondern ebenso­
sehr — sprechen wir dies offen aus —, weil keiner von uns in jeder Frage 
und an jedem Tage allein gleich gut ist. 

(Beifall) 

b) Der Bundesvorstand sollte einen Grundsatzausschuß aus fünf Mitgliedern 
einsetzen. Dieser sollte in engem Kontakt mit der Wissenschaft die für die 
Politik relevanten neu auftretenden Fragen von der Biologie über die Päda­
gogik bis zur Waffentechnik rechtzeitig erfassen und dem Vorstand vorschla­
gen, in welcher Weise und mit welchem Ziel die Partei sich damit befassen 
soll. Dieser Ausschuß soll sich ferner in besonderer Weise, also noch mehr 
als alle anderen als beauftragt begreifen, den Grundsätzen unserer Partei, 
also unserem Programm und der Verwirklichung durch die praktische Politik 
zu dienen und darauf zu achten. An diesen Ausschuß sollen sich wie selbst­
verständlich alle Parteimitglieder direkt mit Anregungen wenden können. 

(Beifall) 

c) Die Wahl des Generalsekretärs und die des Schatzmeisters sind hier wesent­
lich. Ich will hier auch meine Vorstellungen im Hinblick auf die Personen 
einbeziehen. Für den Fall meiner Wahl würde ich Ihnen morgen zum General­
sekretär Konrad Kraske vorschlagen, 

(vereinzelt Zischen) 

einen Mann, den wir alle kennen, meine Freunde, 
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(Beifall) 

erprobt in Partei- und Fraktionsarbeit, einen IVIann, den wir als einen Mann 
des Programms und der absoluten und konsequenten Ehrlichkeit kennen und 
— das füge Ich hinzu — dessen klugen Rat, wenn Sie mich wählen sollten, 
Ich brauche, gerade deshalb, weil er mir häufig widerspricht. 

Meine Freunde, ich will auch einen Vorschlag für die Wahl des Schatzmeisters 
machen, obwohl der Vorsitzende hier nicht ein besonderes Vorschlagsrecht 
hat. Da dies aber In der Diskussion ist, sollte hier alles offen auf den Tisch 
kommen. Ich würde Sie bitten, Walter Kiep in dieses schwere und undankbare 
Amt zu wählen. 

(Beifall) 

Nachdem Kurt Schmücker, dem auch ich danke, mir gesagt hatte, er werde 
sich aus dieser Arbelt wenigstens zum überwiegenden Teil zurückziehen, 
habe Ich Walter Kiep gebeten, sich zur Verfügung zu stellen. Er hat sich mit 
Zustimmung seiner Landespartei und unter der Selbstverständlichkeit der 
Abwicklung seiner gegenwärtigen Verpflichtungen bereit erklärt, dieses Amt 
zu übernehmen, wenn er gewählt wird. Er ist dann bereit, andere Ämter ab­
zugeben, um ganz In diesem Amt zu arbeiten. Wir haben die Vorstellung, 
einen Beirat zu schaffen und in bestimmten Bereichen die Mitwirkung Kurt 
Schmückers zu erhalten. 

d) Unsere Öffentlichkeitsarbeit muß noch verstärkt werden, denn alle gute 
Politik, meine Freunde, hilft wenig, wenn die Mitglieder nicht merken, daß die 
Politik gut Ist. Aber ohne Geld geht gerade dies nicht, wie wir in dieser Woche 
im Angesicht der gewaltigen Anzeigen der Bundesregierung haben feststellen 
müssen. 

Letztens: Wir sollten — Ich hatte vor, dies hier zu sagen, eigentlich gleich Im 
Anschluß an das, was Strauß hier gesagt hat —, wie ich meine, noch Jn diesem 
Jahr zusammen mit der CSU den Kanzlerkandidaten auswählen, dann bald 
unsere Mannschaft, also den Kern einer kommenden CDU/CSU-Regierung auf 
einem Kongreß von CDU und CSU präsentieren und später unser Reglerungs­
programm, also die Wahlaussage auf eben diese Weise verkünden. 

Frage 3: Wie können wir Geschlossenheit und Integration In der Union, wie die 
Kampfgemeinschaft mit der CSU verbessern? Die Antwort, soweit sie nicht 
schon erwähnt Ist, auch — und ich scheue mich nicht, dies hier aus praktischer 
Erfahrung vorzutragen —: 

a) durch folgende Arbeitsweise — denn nur Vorhaben nützen nichts —: Bun­
desausschuß und Bundesvorstand sowie die Konferenzen der Landes- und 
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der Vereinigungsvorsitzenden tagen so regelmäßig wie die der Geschäftsführer. 
Das Parteipräsidium der CDU sollte montags früh tagen, weil montags im 
späteren Verlauf des Tages ohnehin der Bundesvorstand ebenso wie die 
CSU-Landesgruppe zusammentreten, so daß im Laufe dieses einen Tages 
alle notwendigen Abstimmungen mit der XSU mit besonders sachkundigen 
Abgeordneten und der Fraktionsführung erfolgen können. Der gleichbleibende 
Vorsitz könnte die Konsequenz der Bemühungen verstärken. Auf diese Weise 
zustandegekommene Beschlüsse, Erklärungen usw. würden, so glaube Ich, 
dazu führen — weil niemand übergangen wurde und erst nach Beratung und 
Diskussion entschieden wurde —, daß wir in der Tat mit e i n e r Stimme 
sprechen können. 

(Beifall) 

b) Diese Arbeitsweise schafft — so ergibt eine Analyse meines Terminkalen­
ders; ich bin sicher, für die anderen Kollegen gilt das gleiche — für alle Betei­
ligten zusätzlich Zeit für die dringende Arbeit draußen. Im übrigen tagt der 
Bundestag etwa in 22 von 52 Wochen des Jahres. Auch sind, wie Sie unserem 
Bericht entnehmen, die großen Initiativen der Fraktion eingebracht und die 
Arbeitsteilung eingespielt. 

c) Wir brauchen Kollegialität und Solidarität. Mit anderen Worten: Wir alle 
müssen als Kollegen, welche dasselbe Engagement auszeichnet, zusammenwir­
ken, Mitglieder und Vorstand, Minister und Stadträte, Abgeordnete und Dele­
gierte. Ich habe nie zu denen gehört, die einer Diskussion auswichen oder eine 
abweichende Meinung tadelten, solange es keine Diskussion und keine Ent­
scheidung des zuständigen Gremiums gegeben hat. Diese Haltung verlangt die 
Kollegialität. Nach Diskussion und Entscheidung aber gelten, Gewissensfragen 
ausgenommen, Solidarität und Disziplin. Nur so werden wir weiterkommen. 

(Starker Beifall) 

d) Unser Verhältnis zur CSU, die, dessen bin ich sicher, eine eigenständige und 
eigenwillige Partei ist und bleibt, unser Verhältnis zur CSU muß sich hin und 
her durch engste Zusammenarbeit auszeichnen. Nur so werden wir eine Mehr­
heit bekommen. Und vielleicht darf ich es, Franz Josef Strauß, so sagen: Wir 
haben uns miteinander angewöhnt, von „Schwesterpartei" zu sprechen, und 
ich glaube, die Schwester hat an nichts ein größeres Interesse als daran, einen 
möglichst großen, gesunden und starken Bruder zu haben, meine Damen und 
meine Herren. 

(Beifall) 

e) Wir werden im Frühjahr Befriebsratswahlen haben. Auch dies gehört hier­
her. Wir sind, wie Sie alle wissen, gegen die Parteipolitisierung im Betrieb. 
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Aber wir werden unsere Freunde, die dort arbeiten, nicht im Sticti iassen dür­
fen. Sie haben einen Anspruch darauf, daß wir ihnen in diesem Kampf helfen. 

(Beifall) 

Frage 4: Sollen Parteivorsitz der CDU, Fral<tionsvorsitz der CDU/CSU und Op­
positionsführer bzw. Kanzlerl<andidat zusammengefaßt werden? Meine Antwort 
wird Sie l<aum überraschen. Sie lautet: Jal, und sie bleibt so, auch wenn Sie 
sich für eine andere Person entscheiden, wie natürlich mein leidenschaftliches 
Engagement für diese Politik, für die ich nun so lange hier stehe. Warum, meine 
Freunde, bin ich dieser Meinung? 

a) Wir können uns einfallen lassen, was noch keiner gedacht hat, und doch 
wird man uns fragen, zu Hause und draußen, wichtige Gesprächspartner, die 
für uns entscheidend sind, man wird uns fragen: Wer ist eure Nummer eins? 
Und das kann nur einer sein. 

b) Alle Erfahrungen im Bereich der Freundschaft, im Bereich der Kollegialität, 
im Bereich der Zusammenarbeit lehren, daß nur bei zweifelfrei geklärten Ver­
hältnissen positiver Erfolg eintritt. Ausgeklammerte oder vertagte Fragen führen 
höchstens zur Schwäche. 

(Beifall) 
Und ich füge hinzu 

c): Nur der Oppositionsführer im Bundestag wird erfolgreich bleiben, der nicht 
nur seiner Fraktion, sondern auch seiner Partei Autorität und Durchschlagskraft 
gibt. Schafft man zwei Zentren, eins im Bundestag und eins außerhalb, so hal­
biert das in dieser Lage die Kraft. 

(Beifall) 

d) Die Mehrheit der Wähler, so meine ich, wird nur gewinnen, wer zunächst 
die Mehrheit seiner Partei gewonnen hat. 

5. Frage und letzte Frage: Was ist in den zwei Jahren, für die wir heute einen 
Parteivorsitzenden zu wählen haben, die Hauptaufgabe? Meine Antwort: Wir 
sind, meine Freunde, weder allein noch als Selbstzweck auf der Welt. Ja wir 
wissen nicht einmal sicher, wie die letzten Tage deutlich gemacht haben, wann 
die nächste Bundestagswahl sein wird. Was uns betrifft, so sind wir täglich zu 
Neuwahlen bereit. 

(Starker Beifall) 

Die gegenwärtige deutsche Politik — davon wird morgen im Bericht der Frak­
tion mehr zu sagen sein — fordert uns auch deshalb heraus, weil sie in wesent-
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liehen Punkten das Gegenteil.unseres Programmes tut und weil sie manches 
von dem ruiniert, was wir auch an Reformen geschaffen haben. Diese Heraus^ 
forderung müssen wir annehmen, annehmen auf die Weise, welche die parla­
mentarische Demokratie verlangt: durch Kampf. Und Kampf für unser Prog­
ramm und Kampf gegen die Koalition sind in der gegenwärtigen Lage ein und 
dieselbe Sache. 

(Anhaltend starker Beifall) 

Dr. Helmut Lemke, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, das Wort hat 
nun Herr Dr. Schröder. 

Dr. Gerhard Schröder: 
(Mit Beifall begrüßt) 

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde! Ich glaube, 
wir alle hier in dieser Halle fühlen, daß dies einer der wichtigsten und wahr­
scheinlich entscheidungsreichsten Parteitage ist, die wir je gehabt haben. 

Das erklärt sich aus drei Gründen. Das erklärt sich aus der Situation, in der wir 
stehen, die heute schon mehrfach sehr beredt geschildert worden ist. Das er­
klärt sich aus der Aufgabe, die vor uns liegt, und es erklärt sich nicht zuletzt 
daraus, daß unsere Gedanken, ob wir das wollen oder nicht, im Kern auf 1973 
ausgerichtet sind. 

Vor uns steht die Frage: Von wem und wie soll die Christlich Demokratische 
Union geführt werden? Meine lieben Freunde, zum erstenmal in unserer zwar 
noch jungen, aber doch schon relativ langen Parteigeschichte bietet es sich 
nicht an, dem Bundeskanzler das Amt zu offerieren. Und selbst als dieser von 
uns gestellt wurde, hat die Partei, wie Sie sich alle erinnern, zur Einrichtung 
des Geschäftsführenden Vorsitzenden gegriffen. 

Heute morgen haben wir alle unseres verstorbenen Freundes Dufhues ge­
dacht. Wir würden glücklich sein, hätten wir ihn heute unter uns. Das aber 
bestätigt, was ich sage, daß auch in einer Zeit, in der wir den Bundeskanzler 
gestellt haben, der Geschäftsführende Vorsitzende letztlich der Weg war, unter 
dessen Zeichen man die Partei gestellt hat. 

Ich erwähne das jetzt nicht, um das Gute oder Nichtgute, das Mögliche oder 
Nichtmögliche dieser Lösung zu diskutieren, sondern ich möchte nur sagen, 
heute, meine lieben Freunde, sind wir in einer anderen Lage. Ich möchte in 
dieser anderen Lage eine ganz klare Aussage machen. Ich bin nicht dafür, 
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daß wir eine Personalunion mit anderen Spitzenämtern der Unionspartelen 
vornehmen. 

(Beifall) 

Ich halte diesen Weg oder, würden wir diesen Weg gehen, ich hielte diesen 
Weg der Ämterhäufung für unzweckmäßig, ja nicht nur unzweckmäßig, sondern 
für schädlich. 

(Beifall) 

Wenn wir, meine lieben Parteifreunde, es fertigbekommen wollen — und wir 
haben es heute noch keineswegs fertigbekommen —, die ganze Partei zu mo­
bilisieren — wir wissen, daß das notwendig ist; das ist heute morgen in den 
Ansprachen gesagt worden —, dann kann das nur dadurch geschehen, daß 
sich jemand dieser Aufgabe, der Mobilisierung der ganzen Partei mit größter 
Intensität widmen kann. 

Auch die beste Delegation — uns ist geschildert worden, was man nicht alles 
durch Delegation erreichen kann — ist nicht in der Lage, diese Intensität für 
die Partei — ich spreche hier nur von der Partei — herzustellen. Die Partei — 
Sie haben das heute morgen in sehr sorgenvollen Referaten wahrscheinlich 
nicht überhört — hat schwierige struktuereile, organisatorische, nicht zuletzt 
sehr schwierige finanzielle Probleme zu lösen. Diese Probleme müssen ge­
löst werden, denn sie stellen auf dem Bild, das wir für die ganze Nation dar­
stellen, zur Zeit einen, wenn nicht häßlichen, so doch sehr unzulänglichen 
Fleck dar. 

Was spricht nun gegen eine Trennung der Ämter? Im Grunde wird gesagt, es 
spräche die Gefahr der Rivalität durch Institutionen dagegen. Meine lieben 
Freunde, ich weigere mich, das zu glauben. 

(Beifall) 

Ich habe aus eigenem Erleben in der Christlich Demokratischen Union die 
Erfahrung gemacht, daß Vertrauen und Loyalität viel größer sind, als das 
gelegentlich angenommen wird. Wie wären unsere großen Erfolge in den 
vorausgegangenen neun Landtagswahlen zu erklären, wenn nicht durch Ver­
trauen und Loyalität in Verbindung mit einer vernünftigen Arbeitsteilung, die 
alle unsere führenden Politiker auf den rechten Platz im richtigen Augenblick 
gebracht haben? 

Ich sage noch einmal, wenn wir durch Institutionen Rivalität hervorriefen, 
dann wäre das eine schlechte Hoffnung für die Zukunft. 

Das, was wir brauchen, meine Damen und Herren, meine lieben Parteifreunde, 
ist eine vernünftige, funktionsgerechte Arbeitsteilung. 1973 — niemand von 
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uns sollte etwas anderes annehmen — steht uns nicht einfach ein SOprozen-
tiger oder über SOprozentiger Sieg ins Haus. Wir werden diesen Sieg, auf den 
ich hoffe, 1973 nur dann erkämpfen l<önnen, wenn wir alle Funktionen so gut 
wie nur möglich besetzen. Wenn wir dann jeden Tag offen, intensiv, kamerad­
schaftlich zusammenarbeiten — so und nicht anders werden wir es 1973 
schaffen. 

(Anhaltender Beifall) 

Dr. Helmut Lemke, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Dübel, Exil-CDU. 

Siegfried Dübel: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Parteifreunde! Erlauben Sie mir, auch im Namen meiner engeren poli­
tischen Freunde von der Exil-CDU, einige kurze Bemerkungen zu den Themen 
der Ostpolitik, die heute im Referat des Parteivorsitzenden, aber auch in dem 
Bericht von Dr. Heck angeklungen sind. Wir repräsentieren hier den mittel­
deutschen Gründungsbereich der Christlich Demokratischen Union. Deshalb 
wollen wir in diesem Augenblick harten politischen Ringens um die Ost- und 
Deutschlandpolitik, in dem Augenblick einer politischen Konfrontation, die 
wir nicht gesucht haben, sondern In die wir hineingeworfen sind durch eine 
ISOprozentige Drehung und Wendung der neuen Regierungspoiitik, vor dem 
Parteitag, vor der Führung der Christlich Demokratischen Union und der Bun­
destagsfraktion herzlichen Dank sagen. 

Wir möchten danken dafür, daß sich die Partei und die Bundestagsfraktion 
immer wieder für die Menschen in Mitteldeutschland eingesetzt haben. 

(Beifall) 

Wir möchten danken dafür, daß sie immer wieder und unüberhörbar deutlich 
gemacht haben: auch für die Landsleute zwischen Eibe und Oder muß bei all 
dem, was heute in der Ostpolitik verhandelt wird, eine gründliche Verbesserung 
Ihrer Lage herauskommen. 

(Beifall) 

Wir danken nicht zuletzt dafür — der Bundesparteivorsitzende hat das in 
seinem Referat heute wieder deutlich gemacht —, daß die CDU — ich muß 
beinahme sagen — als einzige Partei In der Bundesrepublik das Ziel einer 
wirklich fortschrittlichen emanzipatorischen Politik nicht aus den Augen ver­
loren hat, nämlich die Selbstbestimmung für alle Deutschen wiederherzustellen 
und zu erstreben. 

Entspannung Ist nicht möglich, solange die Menschen gewaltsam voneinander 
ferngehalten werden. Normalisierung ist nicht gegeben, solange nicht jenes 

83 



Maß an sachlichen Beziehungen in allen Lebensbereichen von Kultur und 
Wissenschaft bis zum Sport gesichert wird. 

Meine Freunde, erlauben Sie mir einen l<urzen Hinwels auf ein Faktum. Für 
die Olympiade 1972 in München sind vom Internationalen Olympischen Komi­
tee 1,2 Millionen Karten für das Ausland vorgesehen. Für Mitteldeutschland 
waren 100 000 Karten reserviert. Am Ende des vergangenen Jahres hatte das 
Nationale Olympische Komitee Mitteldeutschlands 13 000 Karten abgefordert, 
und wir lesen nun im amtlichen Bulletin der Bundesregierung vom 23. Juni 
1971, daß nur 2000 Menschen aus Mitteldeutschland zu den Olympischen Spie­
len nach München kommen können. 

Meine Damen und Herren! Das Ist eine Selbstdarsteliung der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands nach einer 26jährigen kommunistischen Erzie­
hung insbesondere der jungen Generation, daß man es wagt, gerade 2000 
jungen Menschen zu gestatten, zu einem Sportfest vorübergehend in die 
Bundesrepublik zu kommen! Das ist mehr als eine der Meinungsumfragen, die 
heute bei uns so beliebt sind; das ist schon fast eine von der SED unfreiwillig 
verantaltete Volksabstimmung. 

(Vereinzeit Beifall) 

Meine Freunde, es wird keine Entspannung geben, wenn nicht jenes Maß an 
innerer Kommunikation, das zwischen zivilisierten Bereichen in der Welt üblich 
ist und das Innerhalb eines Volkes selbstverständlich sein muß, zwischen den 
beiden Teilen Deutschlands hergestellt wird. 

Niemand, so glaube ich, meine Freunde, bejaht die Aussöhnung mit den 
Völkern Osteuropas mehr als die Demokraten In Mitteldeutschland und als 
diejenigen, die aus Mitteldeutschland vertrieben wurden und hier ihre Politik 
für die mitteldeutschen Menschen tun müssen. Aber eine Aussöhnung mit den 
Völkern hat zur Voraussetzung, daß die Kommunikation nicht beschränkt 
bleibt auf aufgezwungene Funktionäre; vielmehr müssen die Völker selbst ein 
Mindestmaß an politischer Artikulation besitzen. 

Unsere Bitte, meine Freunde, an den neuen Vorsitzenden, an den Vorstand 
und auch wieder an die Fraktion: Bleiben Sie in der deutschlandpolitischen 
Grundhaltung fest, die Sie bisher eingenommen haben! 

(Beifall) 

Sie entspricht der Tatsache, daß sich die CDU vom Gründungstage an als die 
Christlich Demokratische Union Deutschlands verstanden hat. 

(Beifall) 
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Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Das Wort hat nun Herr Lorenz aus Berlin. 

Peter Lorenz: IVIeine setir geehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Ge­
statten Sie mir einige Worte zur Lage meiner Heimatstadt Berlin, die ja seit 
dem letzten Bundesparteitag wieder einmal deutlich im Mittelpunkt der in­
ternationalen Politik gestanden hat. Vor uns haben sich noch vor einem Jahr 
drohend die sowjetischen und kommunistischen Forderungen nach einer weit­
gehenden Trennung vom freien Teil Deutschlands erhoben. Wenn es nach 
dem kommunistischen Willen gegangen wäre, dann dürften die Delegierten 
der Berliner CDU heute hier nicht mitwirken. Wenn es nach dem sowjetischen 
Willen gegangen wäre, dürften wir nicht länger ein Teil der CDU Deutschlands 
sein; kein Berliner dürfte mehr einer Organisation der Bundesrepublik ange­
hören; kein Berliner dürfte mehr bei Kongressen, Ausstellungen und Messen 
im Ausland im Verband mit der Bundesrepublik auftreten. 

Wir wissen alle, daß diese Bestrebungen nicht zuletzt dank der Haltung un­
serer westlichen Verbündeten abgewehrt werden konnten. Aber, liebe Freunde, 
die Westmächte sind nicht deutscher gewesen als die Deutschen selbst, und 
der Verzicht der Bundesregierung Brandt/Scheel auf Teile der Bundespräsenz 
hat deshalb Eingang in das Rahmenabkommen der Vier Mächte über Berlin 
gefunden. 

Dadurch wird nun erstmals in einem internationalen, völkerrechtlich verbind­
lichen Abkommen die ungleiche politische Lage der beiden Teile der gespal­
tenen alten Reichshauptstadt festgehalten. Während die sogenannte DDR den 
Ostteil der Stadt unbeanstandet als ihre Hauptstadt bezeichnen kann, während 
dort nicht nur alle Ministerien ihren Sitz haben, sondern auch die Volksarmee 
marschiert, ist die Tätigkeit von. Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung 
im Westen der Stadt eingeschränkt worden, und die Bundesversammlung soll 
gar nicht mehr nach Berlin kommen dürfen. 

Die Anerkennung zweier deutscher Staaten auf deutschem Boden durch die 
Bundesregierung und der Moskauer Vertrag haben bewirkt, v^oran auch die 
Westalliierten bei ihren Beratungen über Berlin nicht vorbeigehen konnten: 
das Ziel, die beiden Teile Deutschlands durch freie Selbstbestimmung des 
ganzen deutschen Volkes mit Berlin als Hauptstadt einmal wieder zusammen­
zufügen, ist von der SPD und der FDP durch ihre Politik praktisch aufgegeben 
worden. Man spricht auch dort nicht mehr von dem selbstverständlichen 
Recht unserer Landsleute in West und Ost, die Gesellschaftsordnung, in der 
sie leben wollen, selbst zu wählen. 

Für meine Heimatstadt schafft das neue Probleme. Ich sage Ihnen allen, be­
sonders aber der Bundestagsfraktion und dem Bundesvorstand, unseren herz-
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liehen Dank für die ausgezeichnete Zusammenarbeit während der Verhand­
lungen um Berlin. Wir haben die Hoffnung, daß diese Zusammenarbeit in 
gleicher Weise auch bis zum Abschluß des gesamten Berlin-Abi«ommens fort­
gesetzt werden wird. Manche Gefahr konnte dadurch von unserer Stadt abge­
wendet werden, daß die CDU/CSU mit Nachdruck auf der Zusammengehörig­
keit Berlins mit dem freien Teil Deutschlands bestanden hat. 

Die Aufwertung der DDR bis hin zur allgemeinen internationalen Anerkennung, 
die nun auch schon gelegentlich von unseren engsten Verbündeten In Aus­
sicht gestellt wird, wird zur Folge haben, daß die Angriffe der Kommunisten 
gegen unsere freie Gesellschaftsordnung nun in verstärktem Maße in vielen 
Ländern und auf internationaler Ebene geführt werden. Die Vertreter des SED-
Regimes werden dabei nicht müde werden, überall in der Welt den Namen 
„Berlin" mit der Hauptstadt der DDR zu verbinden. Sie werden alle Anstren­
gungen unternehmen, um die geographische Lage Berlins dazu auszunutzen, 
auch im internationalen Handel und Verkehr auf die Dauer Vorteile für sich 
selbst herauszuholen. 

Es wird daher nunmehr verstärkter Anstrengungen und der besonderen So­
lidarität aller Deutschen bedürfen, weiterhin In unserem Lande und In der Welt 
deutlich zu machen, daß in Berlin und von Berlin aus nicht nur die Stimme 
der kommunistischen Diktatur, sondern auch weiterhin die Stimme der freien 
Deutschen unüberhörbar ertönt. 

(Beifall) 

Solange die CDU und die CSU noch nicht in der Lage sind, dieses politische 
Ziel verantwortlich als Träger der Bundesregierung und als Mehrheit im Deut­
schen Bundestag — wie hoffentlich ab 1973 - zu verfolgen, bitte ich namens 
meiner Berliner Freunde Sie alle — den Bundesparteitag, den Bundesvorstand, 
die Landesverbände, die Fraktionen in den Landtagen —, alles zu tun, um 
durch Ihr Verhalten und, nachdem die SPD die demonstrative Bundespräsenz 
aufgeben will, durch demonstrative CDU/CSU-Präsenz in Berlin unseren ent­
schlossenen Willen zum Ausdruck zu bringen, daß jedenfalls wir die Selbst­
bestimmung aller Deutschen nicht aufgegeben haben 

(Beifall) 

und daß für uns Berlin nicht Hauptstadt eines kommunistischen deutschen 
Teilstaates bleiben, sondern eines Tages wieder die freie Hauptstadt eines 
freien Deutschland werden soll. 

(Beifall) 
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Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Als nächster hat Herr Langguth vom 
RCDS-Bundesvorstand das Wort. 

Gerd Langguth: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Unser Ehrenvor­
sitzender Kurt Georg Kiesinger hat vorhin darauf hingewiesen, daß es in un­
serer Partei l<einen echten Generationskonfiikt gebe. Das trifft zumindest dann 
zu, v\/enn man den Anteil der jungen Generation in den anderen Parteien 
sieht, wenn man sieht, wie sehr z. B. der Sozialdemol<ratlsche Hochschulbund 
— das ist ganz klar — von der DKP programmiert wird. Es wird von unserer 
Seite als ein echter Skandal angesehen, wenn z. B. In der vorletzten Num­
mer des sozialdemokratischen „Vorwärts" letztlich eine Koalition an den Hoch­
schulen zwischen dem kommunistischen Spartakus und dem SHB als ehren­
werter angesehen wird denn eine derzeit aus politischen Gründen nicht durch­
führbare Koalition zwischen RCDS und SHB. 

Ich habe das hier deswegen genannt, um auf die Situation und das Verhältnis 
zwischen junger Generation und den übrigen Anhängern der Parteien hinzu­
weisen, weil innerhalb der Hochschulen feststellbar Ist, daß sich die einzige 
antiautoritäre Protestbewegung immer mehr in einem doktrinär-kommunisti­
schen Sinne kanalisieren läßt. 

Wir müssen uns — deswegen komme ich auf den Rechenschaftsbericht von 
Herrn Dr. Kiesinger zurück — ganz klar die Frage stellen, wie es kommen 
konnte, daß breite Kreise der jungen Generation sich so sehr In ein Aktions­
bündnis mit der radikalen Linken bringen lassen. Wir müssen uns fragen, 
weshalb es die CDU nicht verstanden hat, sich der jungen Generation in den 
zurückliegenden Jahren verständlicher zu machen. Wir müssen innerhalb der 
CDU Konsequenzen daraus ziehen. Die Konsequenzen können nicht heißen, 
daß man krampfhaft Irgendwelche linken iFormen übernimmt. Die Konsequen­
zen können nur heißen, eine selbstlose Politik zu machen, aber nicht eine Po­
litik, die stärker als bisher die geistigen Grundlagen der CDU offenlegt. Das 
scheint besonders wichtig zu sein, weil es nur dann möglich ist, die junge 
Generation verstärkt zu gewinnen. Wir brauchen eine stärkere offensive Po­
litik vor allem auch an den Hochschulen. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen und darauf hinweisen, daß gerade der 
RCDS In seinen Bemühungen an der Hochschule, gerade im Bereich der 
Assistentenschaft und der Professorenschaft Im Kampf um eine vernünftige 
Hochschulreform, Im Kampf gegen den Spartakus alleingelassen wird. 

Herr Generalsekretär Heck hat in der Beilage zu seinem Rechenschaftsbericht 
darauf hingewiesen, daß es notwendig wäre, CDU-Hochschulgruppen aufzu­
bauen. Das Ist etwas, das von uns ausdrücklich begrüßt wird, nämlich des-
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wegen, damit auch Professoren, Assistenten und Studenten gemeinsann an 
den Hoclischulen Politik machen. Ich sage:.eine gemeinsame Politik, keine 
Politik gegeneinander. 

Ruth Beckmann: Tagungspräsidium: Das Wort hat nun Herr Dichgans aus dem 
Rheinland. 

Dr. Hans Dichgans: Frau Vorsitzende! Liebe Parteifreunde! In der Frage, ob 
sich die CDU eine oder zwei Führungsspitzen geben soll, gibt es in diesem 
Saal offenbar Meinungsverschiedenheiten. Wir sollten alle die Meinungen des 
anderen respektieren. Jeder von uns. Wir alle sollten aber insbesondere die 
Meinung des Parteitages respektieren. Ich hätte es begrüßt, wenn sich die 
beiden Kandidaten etwas deutlicher in diesem Sinne erklärt hätten. Aber das 
Bekenntnis zum freundschaftlichen Zusammenhalten hindert uns nicht daran, 
hier Meinungen zu äußern. Ich möchte Ihnen zu der Frage „eine oder zwei 
Parteispitzen?" drei Überlegungen unterbreiten. 

Erstens. Die Frage wird zum Problem, wenn zwei gute Persönlichkeiten — ich 
will auch das Adjektiv „starke" nicht vermeiden, als Gegensatz zu „schwach" 
— für eine Position in Betracht kommen. Erfreulicherweise ist das der Fall. 
Zwei gute Persönlichkeiten zu einer vollen Übereinstimmung zu bringen, ist 
ziemlich schwierig. Es erfordert erfahrungsgemäß einen hohen Aufwand an 
Zeit und Energie. Das Ergebnis ist oft ein Kompromiß, hinter dem keiner von 
beiden mit vollem Herzen steht, ein Kompromiß, der dann den Kampfeseifer 
der Beteiligten schwächt. 

Nuancen in der Kommentierung eines solchen Kompromisses kommen in der 
Presse sehr leicht unter die Schlagzeile „Meinungsverschiedenheiten der Füh­
rungsspitze". Wir kennen das doch: Der Präsident des Bundesverbandes der 
deutschen Industrie und der Präsident des Deutschen Industrie- und Handels­
tages sprechen beide im Namen der Wirtschaft, sagen aber nicht immer das 
gleiche. Es gibt Beispiele, die uns noch näher liegen. In der gestrigen Kon­
ferenz der rheinisch-westfälischen Delegierten wurde auf gewisse Nuancen 
zwischen Äußerungen der CDU einerseits und der CSU andererseits hinge­
wiesen, Nuancen, die völlig legitim sind. Aber wir, die CDU, müssen uns die 
Frage steilen: ist es wirklich zweckmäßig, daß wir die CDU mit Inneren 
Spannungen in der Parteispitze belasten? Ich glaube im Gegenteil, der Bun­
deskanzler sollte bei all seinen Aktionen nicht nur die Aspekte der Fraktion, 
sondern daneben, gleichgewichtig die Aspekte der Partei in Betracht ziehen, 
für die er selbst unmittelbar verantwortlich sein sollte. 

Meine Parteifreunde, wenn ich Ihnen von einer Teilung der Parteispitze abra­
te, tue ich es auch aus zwanzigjähriger beruflicher Erfahrung im Bereich der 
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Organisationsberatung, wo ich als Hauptgeschäftsführer tätig bin. Eine gespal­
tene Organisation scheint mir einfach eine schlechte Organisation zu sein. 

(Beifall) 

Die zweite Überlegung. Die Gruppen, die sich nachdrücklich für eine Spaltung 
der Spitze einsetzen, haben in mehreren Fällen deutlich erl<lärt, daß sie gleich­
wohl für den Kanzlerkandidaten Rainer Barzel eintreten. Ich frage nun die 
Parteifreunde: Wenn der Kanzlerkandidat Rainer Barzel heute hier eine Nie­
derlage erfährt, schwächen wir damit nicht seine Kraft im politischen Raum? 
Das wollen die Autoren dieser Aktion gewiß nicht. Aber es kommt nicht auf 
den Willen, sondern auf die Wirkung an. Ich glaube, wenn hier der Parteitag 
zum Ausdruck bringt, daß er seinem eigenen Kanzlerkandidaten nur begrenzt 
vertraut, so muß das auch die Wahl^Aussichten der CDU schwächen. 

Die dritte und letzte Überlegung. Wenn man zwei Kandidaten hat, die man bei­
de mit Recht für gute Kandidaten hält, dann darf man sich um die Entscheidung 
nicht dadurch herumdrücken, daß man den Posten kurzerhand doppelt besetzt 
und die Entscheidung, die man selbst vermeidet, auf eine innere Ausein­
andersetzung zweier Persönlichkeiten verlagert. Unsere Wähler betrachten die 
CDU mit Recht als eine Einheit. Sie muß deshalb, meine ich, innerhalb und 
außerhalb des Parlaments auch einheitlich geführt werden. 

(Beifall) 

Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Meine Damen 'und Herren, im Saal schei­
nen Unklarheiten darüber zu bestehen, was jetzt diskutiert wird. Wir haben die 
Themen Ostpolitik :und Finanzen zurückgestellt. Jetzt können Fragen der Füh­
rungsstruktur diskutiert werden. Ich bitte, entsprechende Wortmeldungen einzu­
reichen. 

Als nächster hat Herr Blank aus dem Rheinland das Wort. 

Theo Blank: Frau Vorsitzende! IWIeine Damen und Herren! Bevor ich auf das 
Thema über Trennung oder Vereinigung beider Spitzenämter zu sprechen kom­
me, gestatten Sie mir eine Bemerkung. 

Es befremdet mich eigentlich, wie wenig wirkliche innerparteiliche Demokratie 
hier praktiziert wird, wenn ich mir im Augenblick den Radau und die mangelnde 
Präsenz in desem Gremium ansehe. 

(Beifall) 

Ich habe volles Verständnis dafür, daß die Redner, die nach Herrn Kohl und 
Herrn Barzel auftreten, nicht mehr die gleiche Attraktion haben wie sie. Aber 
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ich meine, es wäre docli ein gutes Zeichen, wenn Sie die Argumente, die ich 
vortrage, wenigstens anhören, wenn Sie ihnen vielleicht auch nicht folgen wol­
len, ich halte es nicht ifür richtig, daß hier im Augenbllcl< ein aligemeiner Auf­
bruch stattfindet. 

Zum Thema selber. Wer immer sich für die Trennung der Ämter des Bundespar-
teivorsitzenden und des Kanzlerl<andidaten ausspricht, hat sich zuallererst mit 
dem Argument auseinanderzusetzen, daß es bisher zum bewährten politischen 
Stil der CDU gehört hat, beide Ämter In einer Hand zu vereinigen, und daß die 
CDU mit dieser Marschroute nicht schlecht gefahren ist. 

in der Tat kann sich sicherlich niemand von Ihnen mehr vorstellen, daß eine 
politische Persönlichl<eit wie Konrad Adenauer nicht zugleich Parteivorsitzen­
der und Kanzlerprätendent der Union gewesen wäre. Dennoch läßt sich dieses 
Argument leicht widerlegen. Wer nämlich zur Begründung seiner Forderung 
nach Verbindung beider Spitzenämter auf die ungebrochene Tradition der CDU 
verweist, der übersieht, daß — von 1949, als es noch keinen Bundeskanzler 
gab, abgesehen — die CDU noch nie vor der Situation stand, im Wahlkampf ei­
nen Kanzlerkandidaten präsentieren zu müssen, der nicht unmittelbar zuvor die 
Richtlinien der Politik bestimmt und sich über die Massenmedien ein bestimm­
tes positives Image erwerben können. 

Daß ein gewählter Bundeskanzler auch der Vorsitzende der seine Regierung 
tragenden Partei oder Parteien sein soll, mag vielleicht ein berechtigtes Anlie­
gen sein; das will Ich nicht untersuchen. Vorerst dreht es sich aber um die Fra­
ge, den Mann — oder vielleicht auch die Frau — zu finden, der In der Lage 
sein könnte, uns in die Regierungsverantwortung zurückzubringen. 

Wenn wir so weit sind, dann bietet uns der Parteitag 1973 Gelegenheit genug, 
unter anderen Voraussetzungen die Frage nach der Trennung oder Vereini­
gung beider Ämter erneut zu überlegen und zu beantworten. 

Wissenschaftliche Untersuchungen und Wahlanalysen in den letzten Jahren ha­
ben immer mehr der Erkenntnis Bahn gebrochen, daß weniger die Attraktion 
einer einzelnen Persönlichkeit als vielmehr die Präsentation einer gediegenen 
Mannschaft den Wähler für eine bestimmte Partei einzunehmen geeignet ist. 
Wie sonst wäre es zu erklären, daß die SPD 1969 trotz der erheblichen Popu­
larität, der erheblichen überlegenden Popularität unseres verehrten Ehrenvor­
sitzenden relativ an Stimmen gewinnen konnte. Die SPD verdankt ihren rela­
tiven Wahlsieg, soweit Personalien überhaupt eine Rolle spielen, Ihrerdamals 
akzeptabel erscheinenden Mannschaft. Nur so Ist es zu erklären, daß sie zu 
einem umgekehrten Wahlergebnis gekommen ist, jedenfalls umgekehrt zur 
mangelnden Faszination ihres Spitzenkandidaten. 
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Wenn wir uns diese Einsicliten zunutze nnachen, dann vermag ich niclit einzu­
sehen, wieso die Trennung der Ämter des Parteivorsitzenden und des l^anz-
lerl<andidaten der CDU zum Nachteii gereichen sollte. In einer Zeit, wo das 
„teamworl<" allgemein hoch geschätzt wird, kann es für eine politische Partei 
unmöglich zum Schaden gereichen, daß sie für verantwortliche Führungspo­
sitionen mehr als nur einen Mann anzubieten hat. 

(Beifall) 

Nach dem Mißerfolg des Wahlslogans „Auf den Kanzler l<ommt es an" soll­
ten wir uns dieses Mal nicht scheuen, endlich mehr als nur einen Mann anzu­
bieten. Wenn höchste Repräsentanten — u n d Herr Barzel hat das eben auch 
getan — der CDU gegen die Ämtertrennung ins Feld führen, sie sei die Insti­
tutionalisierung der Zwietracht, so, meine ich, ließe sich das leicht widerlegen. 
Es dreht sich meines Erachtens, Herr Dr. Barzel, nicht darum, daß hier irgend­
eine Lösung institutionalisiert werden sollte, sondern es dreht sich allein dar­
um, daß wir eine pral<tische Entscheidung im Lichte der augenblicl<lichen Er­
kenntnisse, im Lichte der augenblicklichen Politik und Notwendigkeiten treffen. 

Wenn Sie von Institutionaiisierung sprechen, dann rücken Sie diese praktische 
Frage aus durchsichtigen Gründen In die Nähe einer politischen Grundsatz­
entscheidung. 

Ferner muß ich dem aus trauriger Erfahrung entgegenhalten, daß auch die 
Personalunion keinesfalls die Gewähr dafür ist, daß Rivalität, Zwietracht und 
Neid ausgeschlossen sind. Wir haben in der CDU trotz langjähriger Ämter­
koppelung leidvolle Erfahrungen machen müssen, wie diese Partei teilweise 
In Personaldiskussionen zerstritten war. Wenn schon der Ehrgeiz der Oben­
stehenden — und das erscheint mir natürlich — oft genug die Kooperation 
beeinträchtigt, dann wird doch durch eine klare Aufteilung der Spitzenfunktio­
nen ihr Geltungstrieb besser und für die Partei und den Staat nützlicher ka­
nalisiert als durch die nur zum Neid stimulierende Machthäufung in einer Hand. 

(Beifall) 

Wenn Sie, Herr Dr. Barzel, die Solidarität dieser Partei ansprechen, dann wun­
dert es mich, daß Sie dabei die Loyalität außer acht lassen. Ich meine, es müßte 
für Persönlichkeiten, die hier anstehen, Bundesvorsitzender zu werden, auch 
eine Möglichkeit geben, daß sie loyal mit anderen zusammenarbeiten. 

(Beifall und Zischen) 

Sie selber haben gesagt: Erst wird diskutiert und dann wird entschieden. Dann 
halten auch Sie sich daran: Diskutieren Sie, entscheiden Sie mit uns und hal-
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ten Sie sich dann an die Beschlüsse. Dann ist es unnötig, daß einer alles ma­
chen muß. Die Partei kann auch mit einer Stimme sprechen, ohne daß nur ein 
Mann sie repräsentiert. 

(Beifall) 

Zur Begründung der Ämtertrennung darf meines Erachtens auch nicht überse­
hen werden, daß lunser Bundeskanzler zu seiner Wahl auch die Stimmen der 
CSU braucht. Unter diesem Aspekt erscheint es mir geradezu anmaßend, gene­
rell zu fordern, daß der Vorsitzende der CDU auch zugleich der Kanzlerkan­
didat sein müsse. Das heißt doch nichts anderes, als unserer Schwesterpartei 
für Immer und generell das Recht abzusprechen, den Kanzler aus ihren Reihen 
zu stellen. 

(Beifall) 

IVIachen wir mit der Solidarität mit der CSU ernst — ohne sie sehe ich keine 
Möglichkeit, noch einmal an die Macht in diesem Staat zurückzukommen —, 
dann muß es auch jedem CSU-Mann möglich sein, hier Kanzlerkandidat zu' 
werden. Oder als welchen Loyalitätsbeweis würden wir es ansehen, wenn Herr 
Strauß apodiktisch darauf bestünde, der einzigmögiiche Kanzlerkandidat könne 
nur der Vorsitzende der CSU sein! 

Ich möchte abschließend noch darauf hinweisen, daß sich die Ämter des Par­
teivorsitzenden und des Kanzlerkandidaten in gewisser Weise natürlich ergän­
zen, teilweise aber auch hemmen. Wer auch immer im Kandidaten-Roulette 
hier zur Diskussion steht, auch für den hat der Tag nur 24 Stunden. Ich habe 
das Gefühl, daß die Meisterung der überaus schwierigen Aufgabe, die Partei 
politisch, personell, finanziell auf den nächsten entscheidenden Bundestags­
wahlkampf 1973 vorzubereiten, mehr Ist und mehr sein muß als ein „half-time-
job," den man neben anderen Verpflichtungen noch übernehmen kann. Wahr­
scheinlich stünde die CDU heute besser da, würde finanziell nicht in den 
Kinderschuhen stecken, würde finanziell nicht ein solches Debakel aufweisen, 
wenn wir uns daran gewöhnt hätten, den Parteivorsitz nicht als bloße Draufgabe 
an die Kanzlerschaft anzusehen. 

(Beifall) 

Gerade unter dem Aspekt, 1973 gewinnen zu müssen, verbietet sich für mich 
die Vereinigung beider Ämter in e'iner Person. Das heißt nicht, daß ich gegen 
einen Kandidaten bin. Das heißt, ich bin für eine Konzeption. Wenn es einen 
Kandidaten gibt, der nur eine Konzeption als die für ihn tragbare hält — gut, 
dann iist er nicht der für mich tragbare Kandidat. Ich bin nicht dafür, daß wir 
hier schmutzige Wäsche waschen. Aber ich bin dafür, daß wir ganz klar sagen: 
Zur Solidarität gehört auch die Loyalität. Verzeihen Sie, Herr Dr. Barzel, Sie 
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haben nicht gesagt, daß Sie auch unter einem anderen Parteivorsitzenden zur 
Mitarbeit bereit wären. Wären sie das, dann wären Sie für mich auch wähibar. 

(Beifall) 

Ich sage hier zum Schluß: Es gibt sicherlich Gründe für beides — für mich 
Gründe genug, daß die CDU sich an die alte Soidatenweisheit hält: Getrennt 
marschieren und vereint schlagen. 

(Beifall) 

Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Herr Blank, ein besonderes Dankeschön 
an Sie, daß Sie den Frauen auch Führungsqualitäten zutrauen. Das ist keine 
so alltägliche Meinung. 

(Beifall) 

Als nächster hat Herr Köppler aus dem Rheinland das Wort. 

Heinrich Köppler: Frau Präsidentini Meine Damen und Herren! Liebe Partei­
freunde! Ich hoffe nicht, daß es Ihnen lästig wird, wenn Sie hintereinander 
mehrfach aus dem Rheinland zu der Frage, die ja wohl die entscheidende 
Frage unserer heutigen Tagesordnung ist, angesprochen werden. Ich glaube, 
wir sollten die Entscheidung, die heute von uns verlangt wird und die wir 
heute treffen müssen, ohne Spitzen und ohne unterschwellige Sottisen mit­
einander diskutieren. 

(Beifall) 

Wir haben das in den letzten Wochen und Monaten draußen in unseren Kreis­
verbänden getan; wir haben es in den Landesverbänden, in den Vereinigun­
gen getan. Ich glaube, inzwischen hat sich für jeden, der diese Diskussion 
über die optimale Führungsstruktur unserer Partei ernst geführt hat, doch 
eirres herausgestellt, daß es Gründe für die eine und Gründe für die andere 
Lösung gibt. 

Wir sollten jetzt hier nicht so tun, als ginge es darum, eine Diskussion erst 
hier zu beginnen, die eigentlich heute abgeschlossen werden soll, nachdem 
wir sie lange geführt haben. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich hätte mich auch nicht zu Wort gemeldet, wenn nicht einige Sachargumente 
zu diesem Thema gebracht worden wären, die meines Erachtens eine Antwort 
und auch eine Entgegnung verlangen. Ich glaube, wir stehen vor der Wahl, 
nicht, ob wir einen Mann herausstellen, der alles tun soll, sondern ob wir 

93 



einen an die Spitze eines Teams stellen wollen, oder ob wir vier Spitzen 
institutionalisieren wollen. 

(Beifall) 

Das ist die Alternative, vor der dieser Parteitag steht. 

Ich kann aus meiner Erfahrung heraus nur sagen: Ich warne davor, es den 
Inhabern der vier Spitzenfunktionen, die wir mit Freunden aus unseren Reihen 
besetzen, zu überlassen, wie sie die notwendige Koordination und manchmal 
auch Subordination unter sich ausmachen. Ich glaube, wir würden sie über­
fordern, wenn wir das von ihnen erwarteten. 

Im übrigen frage ich mich: Sollen wir eigentlich unseren Parteivorsitzenden, 
den wir heute zu wählen haben, so verstehen und so definieren, daß er zwar 
alle Vollmachten für die Partei hat, aber nicht auch alle Vollmachten für die 
Formulierung der Politik dieser Partei, soweit Gremien einem Vorsitzenden 
Vollmachten geben können? Ich meine damit folgendes: Wenn ich manches 
Argument, das hier für die Verteilung der Funktionen vorgebracht worden ist, 
überdenke, so meine ich, daß wir leicht in die Gefahr geraten, den Vorsitzen­
den unserer Partei in eine Position zweiten Ranges zu versetzen. 

Es ist die Rede davon gewesen, daß wir heute morgen sorgenvolle Referate 
gehört haben. Ich glaube, nicht nur die Referate waren mit Recht sorgenvoll, 
sondern auch die Lage, die es zu klären gibt, ist sorgenvoll. Aber ich frage 
alle, die das in der Argumentation vorgebracht haben: Wie war denn die 
Struktur, in der diese Situation entstanden ist? 

Ich meine, wir sollten ein Wort in der weiteren Diskussion vermeiden, ein 
Wort, das ein wenig mit seinem eigenen Beigeschmack spekuliert: das Wort 
von der „Ämterhäufung". Es geht doch nicht darum, daß hier irgend jeman­
dem Gelegenheit gegeben werden soll, Ämter und Würden auf sich zu häufen, 
sondern es geht darum, daß die optimale Führungsstruktur zu Lasten eines 
Mannes gefunden werden soll, dem wir alle helfen müssen, wenn er die Auf­
gabe, deren Erfüllung wir von ihm erwarten, bewältigen soll. 

(Beifall) 

In diesem Zusamenhang ist wiederholt von der Solidarität die Rede gewesen. 
Ich glaube, Solidarität ist eine selbstverständliche Voraussetzung für jeden 
Wahlausgang, den dieser Parteitag bestimmen wird. Solidarität brauchen wir 
in jedem Falle. Solidarität können wir von beiden Freunden, die sich dem 
Parteitag für diese Wahl zur Verfügung gestellt haben, erwarten. Wir kennen 
sie beide lange genug; wir wissen, daß sie solidarisch sind und mit dieser 
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Partei solidarsch sind. Ich glaube, wir sollten ^Fragen in dieser Riclitung an 
die Kandidaten in Zukunft unterlassen. 

(Lebhafter Beifall) 

Rulh Beckmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Bevor ich das 
Wort an Herrn Biedenl<opf aus Westfalen weitergebe, möchte ich darauf auf­
merksam machen, daß hier eine Reihe von Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte 
die Redner, doch sehr straff zu sprechen. 

Das Wort hat nun Herr Biedenkopf aus Westfalen. 

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf: Meine Damen und Herren! Wir haben hier eine 
Struktur- und eine Personaldebatte. Die Delegierten sollen Strukturprobleme 
entscheiden, welche die Führungspitze der Partei betreffen, und sie sollen 
eine Personalentscheidung treffen. Ich würde mich gern auf die Strukturfrage 
beschränken. 

Beide Kandidaten, zwischen denen wir zu entscheiden haben, sind trotz un-
terschiedlcher Temperamente so hervorragend, daß sich die CDU nur be­
glückwünschen kann, daß sie zwei Männer dieser Qualität hat, zwischen de­
nen sie wählen kann. 

(Beifall) 

Aber eine Trennung der Personalfrage und der Strukturfrage ist nicht mög­
lich; denn beide Kandidaten stehen nicht nur für eine unterschiedliche Struk­
tur der Parteispitze, mehr noch — mir scheint, darauf müssen wir in unserer 
Diskussion hinweisen —, sie kandideren im Ergebnis für zwei verschiedene 
Ämter. Für Rainer Barzel ist — das hat die Diskussion in der Vergangenheit — 
auch mit ihm selbst deutlich gemacht — der Parteivorsitz die essentielle Vor­
aussetzung für die Kanzlerkandidatur, und der Parteivorsitz ist die nach seiner 
Auffassung notwendige Vorentscheidung dafür, daß die Kanzlerkandidatur 
durch das gemeinsame Auswahlgremium gesichert ist. Nur so ist das Junktim 
zu verstehen, daß Rainer Barzel in diesem Zusammenhang aufgestellt hat, 
und das nicht ein persönliches, sondern ein strukturelles und konzeptionelles 
Junktim ist. 

Für Helmut Kohl dagegen geht es ausschließlich um den Parteivorsitz. Ich 
gehe jedenfalls in meinen Bemerkungen davon aus, daß er nicht die Absicht 
hat, ein weiteres Amt in der Zeit zu suchen, die hier zur Diskussion steht, 
und das ist — darauf muß nachhaltig hingewiesen werden — die nächste 
Legislaturperiode unserer Partei. 

Diese Vermischung von Struktur- und Personalfrage bringt uns Delegierte in 
eine sehr schwierige Lage. Viele Delegierte wollen einen Kanzlerkandidaten 

95 



Rainer Barzel — sie sind von seiner Arbeit überzeugt —, und sie wollen einen 
Parteivorsitzenden Helmut Kohl, weil sie ihn für den besseren Parteivorsitzen­
den halten. 

(Beifall) 

Aus dieser Vermischung zweier unterschiedlicher Zielsetzungen, die in einer 
Entscheidung nicht rational entschieden werden kann, ergibt sich für viele 
Delegierte, mich eingeschlossen, das Gefühl, daß wir zu einer Personalent­
scheidung aufgefordert werden, die wir durch persönliche Gründe allein nicht 
fassen können, und daß wir zu einer Strukturentscheidung aufgefordert wer­
den, deren Gesichtspunkten wir nicht voll Rechnung tragen können. 

Mir scheint es wichtig, meine Damen und Herren, darauf hinzuweisen, daß 
diese Vermischung zum einen auf die ungeklärte Frage der Auswahl eines 
Kanzlerkandidaten zurückzuführen ist. Es bestehen unterschiedliche Vorstel­
lungen, auch andere, als jene, die Rainer Barzel hier vorhin vorgetragen hat. 
So ist Herr Höcherl in der letzten Woche in einem Interview der Auffassung 
gewesen, daß erst ein gemeinsames Wahlprogramm erstellt werden muß und 
dann ein gemeinsamer Kanzlerkandidat gewählt werden kann. 

Aber das Dilemma ist auch — verzeihen Sie, wenn ich das in aller Offenheit 
sage — auf die nach meiner Auffassung unzureichende Vorbereitung dieser 
Slrukturdiskussion durch den amtierenden Vorstand unserer Partei zurück­
zuführen. 

(Beifall) 

Wir werden hier als Delegierte mit Strukturfragen beschäftigt, ohne daß uns 
wirklich klar gesagt wird, welche wesentlichen Gesichtspunkte der Bundes­
vorstand selbst sieht. Ich hätte es als eine Aufgabe des Bundesvorstandes 
angesehen, uns eine solche Belehrung vor dem Parteitag, und zwar rechtzeitig 
vor dem Parteitag, zu geben. 

Die Delegierten müssen also in einem Rahmen entscheiden, der Struktur- und 
Personalfragen vermischt und damit beides belastet. 

Ich möchte Sie auffordern, bei diesen Entscheidungen drei Grundsatzfragen 
zu erwägen und dann eine Abwägung vorzunehmen. Die erste und wichtigste 
Grundsatzfrage scheint mir zu sein, daß Rainer Barzel die Partei für die 
nächsten zwei Jahre In erster Linie — das muß so sein, und das hat er auch 
in seinem Referat zum Ausdruck gebracht — als den Kampfverband, gerich­
tet auf 1973 zur Wiedererlangung der Kanzlerschaft, sieht. Das heißt, die 
Partei wird im wesentlichen eine Kanzlerpartei, bis dahin eine Kanzlerkandi­
datenpartei. 
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Helmut Kohl ist der Auffassung, daß die Arbeit, die Partei von einer Kanzler­
partei zu einer echten Parteiorganisation zu konsolidieren und fortzuentwik-
keln, 'in den nächsten zwei Jahren fortgesetzt werden muß, wenn wir die 
Wahlen gewinnen wollen. 

Wir müssen uns also überlegen — nun kommt eine zusätzliche Komponente 
in unsere Entscheidung — wie wir die Wahlen besser gewinnen können: wie 
in der Vergangenheit als Kanzlerpartei oder als eine in der Zukunft schlag­
kräftige Organisation. 

Es ist hier — das möchte ich quasi in einem Nebensatz anmerken — darauf 
hingewiesen worden, daß Herr Barzel einen Prestigeverlust erlitte, wenn wir 
gegen seine Strategie entschieden. Ich bin nicht dieser Auffassung. 

(Beifall) 

Ich bin der Auffassung, daß es einem Kandidaten für das Amt des Parteivor­
sitzenden zur Ehre gereicht, wenn er bereit ist, eine so wichtige Frage in das 
Votum der Delegierten zu geben, und wenn er weiter bereit ist, die Delegier­
ten unbeeinflußt, ohne Junktim und ohne den Hinweis auf einen Prestigeverlust 
entscheiden zu lassen. 

(Beifall) 

Wir bemühen uns hier um ein Demokratieverständnis, das wir nicht wieder 
dadurch unterbuttern können, daß wir in die alte Honoratiorenpolitik zurück­
fallen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, zweitens stellt sich die Frage, ob es hier um die 
Spaltung der Parteispitze geht. Die Spaltung der Parteispitze steht nicht zur 
Diskussion. Es ist ganz offen und klar erklärt worden — und ich gehe von der 
Verbindlichkeit dieser Erklärung aus —, daß unser Wahlkampf eine Nummer 1 
braucht. Es ist die Frage, ob wir zur Reorganisation und Fortentwicklung 
unserer Partei neben diesem Mann einen Parteivorsitzenden haben sollten, 
der auf ihn zuarbeitet. Darüber diskutieren wir. Daß diese Nummer 1 auf der 
Bundesebene aktiv werden muß, daß sie dort im Mittelpunkt stehen muß, daß 
sie die Oppositionsführung gegenüber der jetzigen Regierung in der Hand 
haben muß, ist unter funktionellen Gesichtspunkten ebenso unbestritten. Was 
Herr Köppler hinsichtlich der Gefahr der vier Spitzen gesagt hat, halte ich 
nicht für realistisch. 

(Widerspruch) 

Der dritte Punkt Ist die programmatische Fortentwicklung unserer Partei. In 
seinem Interview mit Herrn Gaus hat Herr Barzel gesagt, daß er neben sich als 
Parteivorsitzenden einen Mann haben müsse, der diese programmatische Auf-
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gäbe in erster Linie übernehme. Er hat uns diesen Mann nicht genannt. Für 
meine Person ist der vorgeschlagene Generalsekretär zwar ein hervorragen­
der Organisator, aber nicht dieser Mann. 

(Beifall) 

Die vorgeschlagene Kommission ist in meinen Augen keine Alternative. 

Wir müssen somit abwägen. Es gibt keine ganz richtige und keine ganz fal­
sche Entscheidung. Zweifellos werden sich Friktionen ergeben, wenn zwei 
Männer miteinander zusammenarbeiten müssen. Meine Damen und Herren, 
wir wissen aber aus der Praxis von Kollegialorganen, daß diese Friktionen 
auch auftreten, wenn einer führt und die anderen diese Führung nicht voll 
akzeptieren und deshalb unter Wasser schießen. Die zweite Form der Intrige 
Ist unter Umständen viel gefährlicher als der Zwang, offen zusammenarbeiten 
zu müssen. 

(Beifall) 

Hier wird an Loyalität, Disziplin und Kollegialität appelliert. Das ist eine Selbst­
verständlichkeit für eine Partei, die eine Wahl gewinnen will. Die entscheiden­
de Frage ist für mich, ob die Nachteile, die mit der Ämterkombination in Kauf 
genommen werden, notwendig in Kauf genommen werden müssen, um die 
Parteispitze zu Integrieren und eine Nummer 1 zu gewährleisten. Ich kann 
diese Frage nur mit Nein beantworten. Die ganze Diskussion der letzten Jahre 
an unseren Hochschulen, in unseren Unternehmen und überall, auch die Dis­
kussion über die Mitbestimmung ist darauf gerichtet, daß man in Teamstruk­
turen zusammenarbeiten muß. Die Soziaiausschüsse sind für Parität in den 
Aufsichtsräten. Sie aber halten es noch nicht eiinmal für möglich, daß zwei 
Personen auf ein gemeinsames Ziel hin zusammenarbeiten, wenn einer der 
beiden als Nummer 1 deklariert Ist. 

(Beifall und Widerspruch) 

Wenn diese Partei die Strukturfrage mit dem Argument beantwortet, daß sie 
nur so mit einer einheitlichen Stimme sprechen kann, so stellt sie sich damit 
ein Armutszeugnis aus. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich bin der Auffassung, daß Herr Rainer Barzel 
nichtig handelt, wenn er die Ämterkombination anstrebt. Er sucht das höchste 
Amt mit der größten Machtfülle, das unser Land zu vergeben hat. Er muß 
so handeln. Die Partei muß aber unabhängig davon fragen, was für sie richtig 
Ist. Ich bin der Auffassung, daß es für diese Partei richtig wäre, eine Nummer 1 
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zu haben und daneben ©inen Parteivorsitzenden zu haben, der der Nummer 1 
in den nächsten zwei Jahren dient und die Wahl gewinnen hilft. 

(Beifall) 

Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Das Wort hat nun Herr Weinert aus Nie­
dersachsen. Als nächster spricht Herr Adorno. 

Hubertus Weinert: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben hier 
sehr große Worte gehört. Wir haben auch sehr emotional vorgetragene Be­
gründungen gehört. Gestatten Sie mir deshalb, daß ich etwas mehr in die 
Realitäten hineingehe. Wenn wir mit dem Blick in die Vergangenheit über die 
Frage der Ämterzusammenlegung diskutieren, kann man das eigentlich nur 
tun, wenn wir vergleichbare Zeiten haben. Und diese haben wir nicht, meine 
Damen und Herren. 

Wie sieht es denn heute aus? Wir stehen heute iin der Opposition ohne Orga­
nisation. Wir haben einen politischen Gegner vor uns, der so zentralistisch 
geführt ist und mit einer Idee ausgestattet ist, daß wir alles tun müßten, um 
mit einer geschlossenen scharfen Spitze auftreten zu können. Wie sieht es 
denn im Bundestag aus? Ich möchte Sie an folgendes erinnern; auch Herr 
Dr. Kiesinger hat es dankeswerterweise erwähnt. Es war Herbert Wehner, der 
sich über alle demokratischen Grundsätze hinwegsetzte und gesagt hat: Wir 
brauchen keine Opposition. Mit diesem Ausspruch hat er einen Machtanspruch 
gekennzeichnet, der uns allen zu denken geben sollte. 

Ich bin der Ansicht, daß dieser Parteitag es daher fertigbringen sollte — bei 
aller kontroversen Diskussion —, unseren Kolleginnen und Kollegen im Bun­
destag, an der Spitze dem Fraktionsvorsitzenden, den Dank dafür auszuspre­
chen, daß sie sich bis heute dieser Auseinandersetzung im Bundestag gestellt 
haben. 

(Beifall) 

Ich möchte Sie bitten: Bleiben Sie am Ball. Zwingen Sie diese Koalitionsre­
gierung in zunehmendem Maße, ihre wirklichen gesellschaftspoltischen The­
sen auf den Tisch zu legen, die hinter den Reformvorschlägen sehr geschickt 
mit Worten verpackt sind. Behalten Sie die Nerven, wenn im Bundestag po­
lemisch und mit erhöhter Lautstärke debattiert wird. Lassen Sie sich Ihren 
Blick nicht blenden, und bleiben Sie bei den sachlichen Argumenten. Lassen 
Sie sich vor allen Dingen nicht degradieren. Lassen Sie nicht zu, daß der 
Deutsche Bundestag zu einer Abstimmungsmaschinerie mit dem Zweck der 
flankierenden Absicherung der politischen Maßnahmen der augenblicklichen 
Koalition degradiert wird. Kontrollieren Sie, wie es unser Venfassungsauftrag 
ist, diese Regierung nach wie vor so, wie Sie es bis jetzt getan haben. 
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Ich möchte aber noch ein anderes Element in die Debatte bringen, das die 
Partei betrifft. Ich wünschte mir, wir verstünden etwas mehr von Tal<tik. Meine 
Damen und Herren, wir haben es bei der SPD mit einer Partei zu tun, die 
fast nur tal^tisch denl^t. Sie bereitet ihre Züge ungefähr so wie ein Schach­
spieler vor, der Nebenzüge vorschiebt, um dann zum Hauptzug zu kommen. 
Es wäre deshalb sehr wichtig, daß man sich bei der kommenden Auseinander­
setzung Im Jahre 1973 auch der taktischen FUhrungselemente bedient. Wir 
müssen uns heute schon überiegen, wie unser Gegner wahrscheinlich den 
Wahlkampf führen wird. Wiir müssen jetzt schon vorausschauend Maßnahmen 
ins Auge fassen und Persönlichkeiten finden, um lihm zu begegnen. Solange 
wir Immer nur auf das, was andere tun, reagieren, werden wir die Richtung 
nicht selbst bestimmen; wir werden dann höchstens zu korrigieren versuchen. 

Sie werden natürlich fragen: Hat sich dieser Delegierte Weinert auch Gedan­
ken über die Frage des Kandidaten gemacht? Selbstverständlich! Ich rechne 
es auch jedem zu, daß er sich aus eigenem Studium dazu durchgerungen 
haoen wird, wen er heute wählt. Die Entscheidung, wen wir heute wählen, 
sollte nur von der Eignung des Kandidaten, nicht von den Meriten, die er 
mitbringt, bestimmt sein. In diesem Zusammenhang möchte ich folgendes sa­
gen: Wenn man die Artikel in der Presse, die regierungsfromm schreibt, ver­
folgt, stellt man fest, daß alles das, was gegen Herrn Rainer Barzel vorge­
bracht werden kann, an vorrangiger Stelle gebracht wird. Das bedeutet für 
mich ganz sachlich und nüchtern, daß man diesen Kandidaten fürchtet. Von 
daher gesehen gebietet es die taktische Einsicht, Ihm das Votum zu geben. 

(Beifall) 

Es Ist weiterhin notwendig, daß der Kandidat, den wir wählen, von seiner Er­
fahrung und von seiner Person her am besten dafür geeignet sein muß, daß 
der inzwischen eintretende Vertrauensschwund seit der Krimreise des Bun­
deskanzlers aufgehalten und eventuell wieder aufgeholt werden kann. Auch 
unter diesem Gesichtspunkt ergibt sich ganz klar dieses Votum. 

Und drittens ein innenpolitischer Aspekt, meine sehr verehrten Damen und 
Herren: Es geht nicht darum, daß man bei der kommenden Auseinanderset­
zung den Wahlkampf vielleicht erst 1973 anfängt. Einer hat hier gesagt: Vier­
mal 365 Tage, die Hälfte ist schon vorbei. Wir brauchen eine so dynamische 
Persönlichkeit, die imstande Ist, alle in Betracht kommenden Faktoren so in 
den Wahlkampf einzusetzen, daß der Geschlossenheit des politischen Geg­
ners eine genauso gleichwertige Geschlossenheit von der CDU/CSU entge­
gengesetzt werden kann. Nur so verspreche Ich mir im Endeffekt, wenn die 
Organisationen und die Mitglieder bis hinunter zum Kreisverband mitziehen 
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und sich dieser Auseinandersetzung stellen, daß wir 1973 den Wahlkampf ge­
winnen werden. 

(Beifall) 

Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Das Wort hat nun Herr Adorno, und als 
nächster spricht Herr Schmöle. 

Eduard Adorno: Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Zum erstenmal 
hat die CDU bei der Wahl ihres Bundesvorsitzenden eine Entscheidung zwi­
schen zwei Kandidaten zu treffen. Beide Kandidaten haben unterschiedliche 
Auffassungen darüber, wie die Partei geführt werden muß, um die Macht zu-
rOckzupewinnen. Leider ist diese Wahl belastet durch die Forderung des Alles 
oder Nichts, eine Forderung, die uns einem verhängnisvollen Konflikt ausge­
setzt hat und eine sachgerechte Entscheidung nicht erleichtert. 

Vor uns liegen schwere Aufgaben, In der Fraktion, aber auch in der Partei. 

Ist es dann aber richtig, angesichts der Fülle und der Schwere dieser Auf­
gaben, sie alle nur einem aufzubürden mit der Gefahr, den einen zu Ober­
lasten, die Fähigkeiten und Talente des anderen dagegen nicht voll zu nutzen? 
Können wir ein solches Risiko auf uns nehmen? Die Bundestagswahl des 
Jahres 1973 ist noch nicht gewonnen, und wir wissen um die Ausweglosig­
keit unserer Situation nach einer verlorenen Bundestagswahl. Für den bevor­
stehenden Kampf müssen daher nicht nur die Fraktion, sondern auch die 
Partei gerüstet sein. 

Daraus folgert aber zwingend, daß wir unsere besten Leute nicht der Gefahr 
der Überlastung aussetzen, sondern sie zusammenspannen In der Fraktion 
und in der Partei, um Ihre Fähigkeiten optimal zu nutzen. Es geht letzt nicht 
mehr um den Anspruch eines einzelnen, es geht nur darum, aus der Oppo­
sition, In der wir trotz aller Landlagswahl-Erfolge und trotz einer wirkungs­
vollen Arbelt im Parlament uns Immer noch befinden, wieder herauszukom­
men. Sicher Ist das Parlament ein wichtiger Ort politischer Auseinander­
setzungen und politischer Führung, aber er Ist es nicht ausschließlich. Die 
CDU kann sich deshalb nicht nur als Bundestagsfraktion der Öffentlichkeit 
darstellen, die CDU muß auch als Partei das politische Interesse und vor allem 
den politischen Willen des einzelnen Bürgers durch ihr Programm und durch 
ihre Organisation aktivieren. Während die Radikalen links und rechts Ihre 
Aktivität gefährlich steigern, reagiert die politische Mitte in unserm Land 
ihren politischen Tätgkeitsdrang weitgehend vor dem Fernsehen ab. 

Wir müssen also als Partei die politische Mitte in unserem Land mobilisieren. 
Dazu brauchen wir aber zunächst wieder eine Bundespartei, die mehr ist als 
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ein Interessenverband, mehr ist als eine Watiivereinigung. Wir müssen unsere 
Partei zusammenl^lammern, um ihr wieder organisatorische Schlagkraft und ein 
solides finanzielles Fundament zu verschaffen, von der Basis bis zur Spitze. 

Eine schwere Aufgabe. Wer will das bestreiten? Und wer will die Augen da­
vor verschließen, daß ein Mann diese Aufgabe neben der schweren Frak­
tionsarbeit nicht auch.noch meistern kann? Setzen wir daher nicht alles auf 
eine Karte. Laßt uns. neben der Fraktion auch die Partei voll zur Geltung 
bringen. Darin liegen für uns die größeren Chancen, die Wahl 1973 zu ge­
winnen. Deshalb trete ich für die Ämtertrennung ein, deshalb bin icfi für 
Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, es liegt eine 
Wortmeldung zur Geschäftsordnung vor. ich darf Herrn Mick bitten. 

Josef Mick: Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Seit 
Wochen und Monaten stehen wir in der Diskussion, die wir jetzt in einer Neu­
auflage zum 50. oder 100. Mal führen. 

(Beifall) 

Ich habe außer der programmatischen Erklärung der beiden Kandidaten bisher 
kein einziges neues Argument gehört. 

(Beifall) 

Weil, ich annehme, daß ich auch bei den kommenden Rednern keine neuen 
Argumente mehr hören werde, beantrage ich zu der Personaldebatte Schluß 
der Debatte. 

(Lebhafter Beifall) 

Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, es liegen noch 
folgende Wortmeldungen vor: Herr Schmöle, Herr Echternach, Herr Zeyer, 
Herr Semprich, Herr Dr. Geißler, Herr Hardt, Herr von Hassel, Herr Dr. Vogel, 
Herr Dr. Mahler und Herr Professor Dr. Zeitel. Möchte jemand gegen den 
Antrag sprechen? — Bitte schön. 

Matthias Wissmann: Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Partei­
freunde! Es ist ein erfreuliches Faktum in der Geschichte dieser Partei, daß 
nicht nur zwei Kandidaten um den Vorsitz der Partei kämpfen, sondern daß 
dieser Kampf auch offen und nicht hinter den Türen ausgetragen wird. 

(Beifall) 
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Gerade angesichts der Bedeutung dieser offenen Entscheidung meine ich, 
sollten wir nicht durch Geschäftsordnungsanträge eine notwendige Debatte 
abwürgen. 

(Beifall) 

Ich möchte daher gegen den eben vorgetragenen Antrag sprechen. 

Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Wir kommen zur Abstimmung. Wer ist 
für Schluß der Debatte? — Gegenprobe. — Das zweite ist die IVIehrheit. 

(Beifall) 

Wir fahren also fort. Das Wort hat Herr Schmöie. 

Hans Werner Schmöie: Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, liebe 
Parteifreunde. Lassen Sie mich bitte vorab eines sagen: Es ist hier verschie­
dentlich das Wort aufgel<ommen, daß einer der beiden Kandidaten versuche, 
in diesem Spiel Alles oder Nichts zu erreichen. Ich meine, daß das nicht weiter 
zur Debatte stehen kann, denn HerrDr. Barzel hat hier eindeutig gesagt, daß 
er dann, wenn der Parteitag heute jemand anders wählt, auch weiterhin der 
Partei mit aller Leidenschaft und mit allem Engagement zur Verfügung steht,' 
und alle, die ihn kennen, wissen, daß das keine leeren Worte sind, sondern 
daß das zutrifft. 

(Beifall) 

Meine lieben Parteifreunde, viele von uns haben heute dankbar begrüßt, daß 
Herr Dr. Schröder hier Stellung bezogen hat. Herr Dr. Schröder, wir wären 
Ihnen genauso dankbar oder vielleicht noch dankbarer gewesen, wenn Sie 
diese Stellungnahme zu früheren Zeitpunkten in der gleichen Offenheit und 
Klarheit, beispielsweise auch im Deutschen Bundestag, getroffen hätten, 

(Beifall und Bravo-Rufe) 

und das um so mehr, Herr Dr. Schröder, als Ihr Wort in der deutschen Öffent­
lichkeit und auch in unserer Partei zu Recht ein sehr großes Gewicht hat. 
Meine Damen und Herren, Herr Dr. Schröder hat gesagt, daß eine Ämterhäu­
fung schädlich für unsere Partei sei. Liebe Freunde, wir sollten uns auch daran 
erinnern, daß es hier nicht nur darum geht, vielleicht darüber sachlich zu ent­
scheiden, ob für die Bundespartei eine Ämterhäufung zweckmäßig oder nicht 
zweckmäßig Ist, sondern wir sollten in unsere Überlegungen auch einbezie­
hen, daß ja :in vielen Landesparteien Ämterhäufungen oder Ämterkombinatio­
nen angestrebt und auch als sinnvoll betrachtet werden. 

(Beifall) 
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Oder glauben wir etwa nicht, daß beispielsweise die Verbindung der Funk­
tion des Landesvorsitzenden der CDU Rheinland-Pfalz und des Ministerpräsi­
denten dieses Landes eine sinnvolle Ämterl<ombination ist? 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ich gehe doch wohl zu Recht davon aus, daß Herr Dr. Kohl 
dann, wenn er heute gewählt werden würde, auch das Amt des Ministerpräsi­
denten in Rheinland-Pfalz behielte. Wir glauben, daß dann keiner sagen würde, 
diese Ämterkombination wäre für unsere Partei schädlich. 

(Beifall) 

Ich glaube deshalb, liebe Parteifreunde, daß wir mit der Festlegung, ob das 
Vorstellungen sind, die anmaßend seien, vorsichtiger zu Werke gehen sollten 
und daß wir In unserer Diskussion mit unseren Kandidaten insgesamt pfleglich 
umgehen sollten; denn wir brauchen sie alle, morgen und insbesondere 1973. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, lassen Sie mich nur noch zwei Dinge zu dem sagen, 
was Herr Professor Biedenkopf ausgeführt hat. .Er hat sinngemäß gesagt, daß 
Dr. Barzei die Partei vornehmlich als Kampfverband zur Wiedererlangung der 
Kanzlerschaft im Jahr 1973 ansehe und auch ansehen müsse und daß Herr 
Dr. Kohl im Gegensatz dazu die Partei als einen Verband zur Erarbeitung 
grundsätzlicher Konzeptionen, zur Ermöglichung der Erringung der Mehrheit 
1973 ansehe. Ich glaube, meine Freunde, daß man das nicht in solcher Welse 
sehen darf, weil beides nämlich nicht voneinander zu trennen ist, sondern 
weil wir beides brauchen. Wir brauchen die Kampfkraft unserer Partei und 
die Bereitschaft zur Wiedererlangung der Kanzlerschaft, weil das die Frage 
um Macht oder Nichtmacht in unserem Lande ist, weil wir dann, wenn wir 
nicht Macht wollten, kein politischer Verband mehr wären und weil wir dazu 
die politischen grundsätzlichen Aussagen brauchen. Das alles ist, glaube ich, 
eine politische Binsenwahrheit. 

Meine 'lieben Freunde, Herr Dr. Barzei hat meines Erachtens heute einen sehr 
guten Vorschlag gemacht, der für unsere Partei sehr großes Gewicht haben 
könnte. Er hat gesagt, daß er, wenn er zum Vorsitzenden gewählt würde, eine' 
Strukturkommisssion von fünf Personen zur ständigen Beratung der Zukunfts­
fragen der politischen Arbeit einberiefe, ich glaube, daß wir die Chance hätten, 
mit einem solchen Gremium und mit den vielen führenden intelligenten Mitglie­
dern unserer Partei in Zusammenarbeit mit einem Führungsmann und einem 
Führungsteam unseren Standort so zu definieren, daß wir In der Lage sind, die 
Wahl 1973 zu gewinnen. 
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Lassen Sie mich auf ein Letztes l<ommen, Herr Professor Biedenl<opf. Sie tia-
ben an die Adresse der Sozialausscliüsse gesagt, dal3 sie irgendwo einmal ein 
paritätisches IVIodell gefordert hätten, aber heute nicht mehr so sehr an die 
Solidarität glauben und hier einen Führungsverband sehen. Ich glaube, man 
sollte das nicht In dieser Form sehen. Es gibt durchaus die gute Möglichkeit — 
wir haben das in Nordrhein-Westfalen und in vielen anderen Ländern gese­
hen —, daß man mit einer verantwortlichen Führungsperson ein Team zusam­
menstellt, das dann gemeinsam arbeitet. Team und verantwortliche Führungs­
person widersprechen sich nicht gegenseitig, liebe Freunde. 

(Beifall) 

Ich meine deshalb, liebe Freunde, wir sollten diese Frage nach Sachlichl<eitS'-
gesichtspunkten beraten und beschließen, und wir sollten wissen, daß wir in 
dieser Entscheidung jemandem eine Last autbürden, unter der er ungemein 
schwer zu arbeiten und zu tragen hat. Wir sollten uns darüber alle klar sein 
und alle verantwortlichen Kräfte unserer Partei, Herrn Dr. Kohl, Herrn Dr. 
Schröder und Herrn Dr. Barzel, gleichwohl wie es heute ausgehen mag, darum 
bitten, daß sie ihre Arbeitskraft, ihre Leistung und ihr Ansehen weiterhin in 
den Dienst unserer Partei stellen. Denn das brauchen wir, wenn wir 1973 diese 
Regierungskoalition verabschieden wollen. 

(Beifall) 

Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, das Wort hat 
Herr Echternach aus Hamburg. 

Jürgen Echternach (mit Beifall empfangen): Frau Präsidentini Meine Damen 
und Herren! Ich imeine, daß es nicht mehr notwendig ist, sich hier noch zu 
Wort zu melden, um Gründe für oder gegen den einen oder anderen Kandida­
ten vorzutragen. Die Gründe, die die Junge Union mit großer Mehrheit veran­
laßt haben, Sie zu bitten, Herrn Dr. Kohl zum Parteivorsitzenden zu wählen; 
sind von Herrn Dr. Biedenkopf noch einmal überzeugend vorgetragen worden. 

(Beifall) 

Beide Kandidaten haben hier ihre unterschiedlichen Konzeptionen für die Arbeit 
der Partei deutlich gemacht. Es sind genügend Argumente für die Wahl beider 
Kandidaten vorgetragen worden. Ich meine, alle Delegierten dieses Parteitages 
sind Manns genug, sich nunmehr auch zu entscheiden. 

Ich glaube aber — dazu zwingt mich die Tatsache, daß wir die Strukturdiskus­
sion zusammen mit der Personaldiskussion führen —, daß es notwendig ist, 
einige Worte zur Struktur unserer Führungsspitze zu sagen. Der Generalsekre-
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tär hat soeben am Ende seiner vierjährigen Amtsperiode ein recht düsteres 
Bild von dieser Partei gezeichnet. Er hat gemeint, die Fraktionsgremien hätten 
die Parteigremien in ihrer politischen Kompetenz überflügelt. Er hat eri<lärt, der 
CDU habe die geschlossene Hinwendung der Partsispitze zu ihren inneren 
Problemen gefehlt. Er hat gemeint, es sei notwendig, unsere Finanzen solide 
abzustützen. Er hat erklärt, die CDU müsse eine Organisationskommission bil­
den, um eine Bestandsaufnahme vorzunehmen und entsprechende Vorschläge 
auszuarbeiten. Er hat gemeint, die CDU habe sich in den vergangenen Jahren 
mehr und mehr von einer Bundespartei zu einem Parteiverband entwickelt. 

Meine Damen und Herren, mir geht es nicht darum, irgend jemandem irgend­
welche Vorwürfe zu machen; denn die Verantwortlichen haben sich sicherlich 
nach besten Kräften bemüht. Hier geht es darum, auf die Strukturprobleme 
hinzuweisen, die bei einer solchen vierjährigen Bilanz deutlich werden. 

Nachdem wir vier Jahre lang die Möglichkeit hatten, diese in Braunschweig 
1967 geschaffene Institution des Generalsekretärs auszuprobieren, muß ich 
doch jetzt die Frage stellen, ob sie sich in dieser Form bewährt hat oder oh 
mr zu einer neuen Struktur der Führungsspitze unserer Partei kommen müs­
sen. Meine Damen und Herren, hat sich nicht gezeigt und zeigt sich nicht auch 
wieder In dieser Bilanz, die der Generalsekretär uns heute vorgetragen hat, 
daß ein Mann überfordert ist, wenn er gleichzeitig für die politischen und 
organisatorischen Probleme in unserer Partei verantwortlich sein soll? 

Meine Damen und Herren, wie anders wäre es zu erklären, daß etwa die Bun­
desorgane dieser Partei in wesentlichen Funktionen nicht funktionieren, daß 
beispielsweise der Bundesausschuß weitgehend verkümmert ist, der doch In­
tegrationselement zwischen der Spitze der Partei und zwischen den Landesver­
bänden sein soll, daß beispielsweise die von der Satzung dreimal im Jahr 
zwingend vorgeschriebenen Gespräche zwischen der Spitze der Partei und 
den Landesvorsitzenden und den Vereinigungen nicht stattfinden? Ist das 
nicht ein Ergebnis der Tatsache, daß offenbar ein Mann überfordert ist, wenn 
er all den unterschiedlichen Funktionen gerecht werden will, die wir dem Gene­
ralsekretär vom Statut her aufgebürdet haben? Ist es dann ein Wunder, wenn 
nachher hier Klage geführt wind, daß etwa die Landesverbände gegenüber der 
Bundespartei zu selbständig werden? Ist es nicht bedauerlich, daß unsere 
Bundesfachausschüsse, die doch dem Bundesvorstand regelmäßig zuarbeiten 
sollen, diesen Parteivortand mit den Vorschlägen und Resolutionen, die sie er­
arbeiten, praktisch nie erreichen? 

Meine Damen und Herren, beide Kandidaten für das Amt des Parteivorsitzen-
den haben uns eben eindrucksvoll dargelegt, welche Aufgaben auf diese Par­
tei 'in den nächsten zwei Jahren zukommen. Wir wissen, daß der Parteivor^ 
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sitzende allein gär nicht alles schaffen kann, daß er eine Entlastung braucht, 
daß er einen Mann neben sich braucht, der ihm politisch zur Seite steht und ihn 
entlastet. Und er braucht gleichzeitig einen Mann, der die organisatorischen 
Probleme — nicht nur die innere Reorganisation, sondern vor allem auch die 
Vorbereitung im Hinblick auf die entscheidende Bundestagswahl 1973 — in 
Angriff nimimt. 

In dieser Situation brauchen wir eine Trennung zwischen der politischen Füh­
rung auf der einen Seite und der politischen Exekutive auf der anderen Seite. 
Wir brauchen deshalb die Trennung der Funktion des Generalsekretärs als ei­
nes politischen Mannes von der organisatorischen Spitze der Bundesgeschäfts­
steile, die Trennung der Funktionen, die in der Satzung 1967 in Braunschweig 
zu unserem Schaden leider vermischt worden sind. 

Aus diesem Grunde bittet Sie die Junge Union — wir werden einen entspre­
chenden Antrag gleich einbringen —, noch auf diesem Parteitag und vor der 
Wahl des Generalsekretärs eine neue Struktur der Spitze unserer Partei da­
hingehend zu beschließen, daß wir neben den Parteivorsitzenden einen Ge­
schäftsführenden Vorsitzenden stellen, der ein politischer Repräsentant sein 
soll, und daß wir gleichzeitig die Eigenverantwortlichkeit des Bundesgeschäfts­
führers für den organisatorischen Teil der Parteiarbeit in der Satzung ver­
ankern. 

Ich weiß, meine Damen und Herren, daß es für viele Delegierte fast eine Zu­
mutung ist, sich in dieser Situation spontan mit einem solchen Antrag kon­
frontiert zu sehen. Ich bitte Sie dennoch, ihn an der Sache zu messen, ihn 
wohlwollend zu prüfen und nicht deswegen abzulehnen, weil er Ihnen erst so 
spät vorgelegt worden ist. 

Lassen Sie mich, da .ich das Wort habe, noch auf eine Bemerkung eingehen, 
die der Parteivorsitzende in seiner Rede eben gemacht hat. Er hat davon 
gesprochen, daß diese Partei keine Generationskrise, keinen Konflikt mit der 
jungen Generation hat, und dieses Wort ist richtig. Denn die Junge Union 
dieser CDU ist Teil der CDU, und sie bekennt sich dazu, auch wenn sie eine 
eigenständige Funktion hat, die Funktion, eine Brücke zu schlagen zwischen 
der Partei und der jungen Generation. Aber wenn sie dieser Brückenfunktion 
gerecht werden soll — und diese Funktion ist um so schwerer zu erfüllen, je 
weiter etwa "die Erwartungen und Vorstellungen der jungen Generation von 
der Politik der Partei entfernt sind — und wenn diese Funktion schwierig .ist 
— und die letzte Bundestagswahl hat gezeigt, wie schwierig sie für uns ist —, 
dann, sollte man auch der Jungen Unon zugestehen, daß sie dazu Eigenstän­
digkeit und auch Freiheit zur Kritik braucht. Ich bitte Sie dabei, das Vertrauen 
zur Jungen Union zu haben, daß sie diese Aufgabe auch im Interesse der 
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Union ausübt. Und ich kann Ihnen versichern, daß wir bei allem, was wir 
vorgeschlagen haben — auch bei allem, was wir kritisiert haben, und was wir 
auch In Zukunft kritisieren werden —, immer handeln aus der gemeinsamen 
Verantwortung, die wir für die Politik dieser Union mittragen. 

(Beifall) 

Siegfried DQbel, Tagungspräsidium: Als nächster spricht Herr Zeyer vom Lan­
desverband Saar. 

Werner Zeyer: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Lassen Sie mich auf einige Aspekte hinweisen, die vielleicht in der Diskussion 
des heutigen Nachmittags bislang zu kurz gekommen sind. Herr Dr. Kiesinger 
hat in seiner Rede heute vormittag mit Nachdruck darauf hingewiesen, daß 
die CDU einen Bundestagswahlkampf zu führen haben wird, der schwerer, 
viel schwerer sein wird als alle vorausgegangenen. Nur wenn wir die absolute 
Mehrheit der Mandate erringen, wird das Ziel erreicht sein. 

Unsere politischen Gegner werden es sich nicht nur etwas kosten lassen, 
sondern sie werden sich auch noch manches einfallen lassen, um an der 
Macht bleiben zu können. Sie werden ihre Pfeile bündelweise abfeuern. Es 
mag einen Mann ehren, wenn er die Brust hinhält und auch bereit ist, diese 
Pfeile auf sich zu ziehen. Ob damit aber auch der Partei sehr gedient ist, 
erscheint zumindest fraglich. 

Wir haben den letzten Bundestagswahlkampf mit dem Slogan „Auf den Kanz­
ler kommt es an" geführt. Natürlich kam es auf den Kanzler an, aber leider 
nicht auf ihn allein; sonst wäre Herr Brandt heute nicht Bundeskanzler. Herr 
Dr. Kiesinger hat den zurückliegenden Bundestagswahlkampf mit unerhörtem 
persönlichen Einsatz geführt; er hat sich sicher mit Bravour geschlagen. Wenn 
dennoch die bewußten Zehnteiprozent bei der Endauszählung fehlten, so des­
halb, weil mancher Wähler der SPD als Partei seine Stimme gab, einer Partei, 
die es 1969 verstanden hatte, sich als solche zu profilieren und sich dadurch 
eine breite Ausgangsbasis zu schaffen. 

Ich meine, die CDU wäre gut beraten, daran zu denken und sich vor allem 
heute hieran zu erinnern. Denn mit der Wahl des Bundesvorsitzenden wird 
zugleich der Wahlkampf 1973 eingeläutet. Die Delegierten entscheiden mit 
der Wahl des Parteivorsitzenden inzidenter über die Grundsatzkonzeption der 
Wahlkampfführung. Ich denke, die CDU sollte sich eine breite Ausgangsbasis 
schaffen. Lassen Sie es mich ganz deutlich sagen: Unsere heutige Stimmab­
gabe für den einen oder den anderen Kandidaten ist kein Votum gegen den 
jeweils anderen. Beide erfreuen sich größter Wertschätzung, und beide haben 
sich um die Partei verdient gemacht; und die Partei braucht beide. Beide 
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sprechen bestimmte Wählerschichten an. Es gibt aber auch Wählergruppen, 
die nicht von beiden gleichermaßen, wohl aber von dem einen oder von dem 
anderen allein gewonnen werden können. 

Hierin liegt vielleicht die große Chance für die kommende Bundestagswahl. 
Zehntelprozente können eventuell wiederum entscheidend sein. Wir sollten 
uns deshalb heute mit der Wahl des Bundesparteivorsitzenden die Ausgangs­
basis nicht selbst einengen, sondern diese so breit wie möglich anlegen und 
so stark wie möglich ausbauen. Diese breite und starke Basis kann aber nur 
geschaffen werden, wenn sich der heutige Delegiertentag für die Ämtertren­
nung entscheidet. Aus diesem Grunde gebe lich auch Herrn Dr. Kohl meine 
Stimme. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Als nächster spricht Herr Semprich aus 
Schleswig-Holstein. 

Kurt Sempricli: Herr PräsidentI IVIeine Damen und Herrenl Liebe Parteifreundel 
Das Wort von der Ämterhäufung in dem Zusammenhang, in dem es hier bis­
her gebraucht worden ist, ist schon mit dem Hinweis darauf zurückgewiesen 
worden, daß ein Ministerpräsident schließlich ein Amt hat, das auch — ins­
besondere in einer Zeit, in der die Bundesratsangelegenheiten von so emi­
nenter Wichtigkeit sind — den ganzen Mann und den ganzen Tag erfordert. 

(Vereinzelt Beifall) 

Der Erfolg, auf den wir zumarschieren möchten, wird ein Erfolg sein, der von 
personellen, insbesondere aber auch von organisatorischen Maßnahmen ab­
hängig ist, die nicht alleine an eine Person gebunden sind. Wir haben gewiß 
ein großes Stück Parteiarbeit vor uns; es gilt, dem Wähler draußen klar zu 
machen, um was es geht; es gilt, ihn zu mobilisieren. Aber, meine Damen 
und Herren, der Wähler will nicht wissen, wie wir mit unseren eigenen Par­
teiangelegenheiten fertig werden. Der Wähler will von uns politische Aussa­
gen haben. Ein Parteivorsitzender kann also nicht ein herausgehobener Ge­
neralsekretär sein, sondern er muß die Politik mitgestalten. Er muß — und 
zwar eindeutig und einfach — politische Aussagen machen. 

Das, meine Damen und Herren ist an der Spitze eines Teams wesentlich 
leichter — wenn nicht sogar überhaupt nur möglich —, als etwa in einem 
Zweiergespann, wie es hier zur Wahl steht. Das ersetzt auch nicht die von 
Herrn Dr. Schröder so beschworene Kameradschaft. Meine Damen und Her­
ren, das hat mit gegenseitigem guten Willen gar nichts zu tun. Es ist einfach 
aus gemachter Erfahrung nicht praktikabel. Daran sollten Sie denken. 
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Sehen Sie lin die Landesverbände hinein, bei denen wir die Einheit dieser 
beiden Funl<tionen haben! Schauen Sie zu den anderen Parteien! ich wage 
die Frage: Was wäre wohl aus der ietzten Regierungbildung geworden, wenn 
Herr Brandt und Herr Scheel nicht diese Ämtergewait gehabt hätten, die sie 
danfials auszeichnete? 

Sehen Sie in die anderen demoi<ratlschen Länder des Westens! ich glaube, 
daß man sich bei diesen Positionen nicht von ungefähr auf einen l\/lann einigt. 

Dr. Barzel, meine Damen und Herren, hat der CDU In der Opposition Profil 
gegeben, was für eine Oppositionspartei, die so lange Regierungspartei war, 
nicht leicht gewesen -ist. Er hat die Öffentlichkeit damit vertraut gemacht, daß 
auch die CDU eine konstruktive Opposition leisten kann. Er hat den Willen 
unserer Partei artikuliert, und er ist dabei, lihn auch weitestgehend zu perso­
nifizieren. Dazu sollten wir Ihm hier heute mit unserer Entscheidung helfen. 

Gesunder Wille zur politische flacht Ist nach meiner Überzeugung Voraus­
setzung für das Echo in unserer Bevölkerung. Die CDU ist immer, auch heute 
noch, eine Wählerpartei. Der Wähler sieht in erster Linie auch den reprä­
sentierenden Mann, ob wir das wahrhaben wollen oder nicht. 

Wenn hier gesagt wird, eine Niederlage von Herrn Barzel heute habe keine 
Auswirkungen — ob Sie das nun Prestigeverlust oder anders nennen —, dann 
kann Ich nur sagen: Wir sollten uns hüten, diesen Tatbestand zu bagatelli­
sieren. 

(Beifall) 

Er ist gefährlich. In diese Situation, eine Personaldebatte und eine Struktur­
debatte zu führen, haben wir uns selbst hinein gebracht. Wir müssen mit die­
ser Situation fertig werden. Es ist nach meiner Überzeugung nur logisch, 
wenn Herr Dr. Barzel für seine Person hier keine Alternative anbieten kann 
und von uns die Entscheidung erwartet, auf die nicht nur die politische Öffent­
lichkeit in unserem Volk, sondern große Teile unsers Volkes schauen. Ich bin 
der Meinung, wir sollten dieser Bevölkerung Dr. Rainer Barzel als den Mann 
der Spitze präsentleren. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu dem Antrag der Jungen Union sagen, den 
Herr Echternach hier vorgetragen hat. Ich bin der letzte, der gerade Anträge 
der Jungen Union hier nicht ernst nehmen würde. Ich meine aber, daß es 
fast unerträglich ist, in dem Sachstand der Debatte, in der Spannung, in der 
wir uns befinden, jetzt mit einer Debatte über die Organisation der Partei­
spitze anzufangen. 

(Beifall) 
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Dazu hätten wir wirklich an anderer Stelle Zeit gehabt. Das hätte man wirk­
lich in den unteren Gliederungen der Parteiorganisation besser vorbesprechen 
können, als jetzt hier mit einem Patentrezept uns aus dem Dilemma helfen 
zu wollen. Hier hilft kein Patentrezept, hier hilft nur Bekennen. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ehe ich das 
Wort weitergebe, möchte ich bekanntgeben, daß die Redaktionskonferenz 
morgen früh um 8 Uhr im Hotel Berlin tagt. 

Das Wort hat Dr. Geißler, Rheinland-Pfalz. Ihm folgt Herr Herbst, Braunschweig. 

Dr. Heinrich GelBler: Herr Vorsitzender! IVleine Damen und Herren! Uiebe 
Parteifreunde! Ich möchte zunächst feststellen, daß es gut war, den Antrag 
unseres Parteifreundes IVlick abzulehnen, und daß wir uns entschlossen ha­
ben, die Dikussion weiterzuführen. Wir haben eine gute Diskussion gehabt. 
Wir haben sie bisher in dieser schwierigen Frage so geführt, daß unabhängig 
vom Ausgang der Wahl unsere gemeinsame Arbeit morgen weitergehen kann. 
IVleine Damen und Herren, ich glaube, daß diese Diskussion die Christlich 
Demokratische Union ehrt. Es ist das erste IVlal in der Parteiengeschichte 
Deutschlands, daß eine solche Personaldiskussion für alle Bürger offen er­
kennbar geführt wurde. 

(Beifall) 

Aber, wir unterhaljlen uns hier über ein altes Thema, ich möchte sogar fast 
sagen: ein uraltes Thema. Ich sehe hier viele alte Freunde aus den verschie­
denen Landesverbänden, die gestern und heute in und zu dieser Ausein­
andersetzung ihre private Meinung vertreten haben und hier auch mit guten 
Gründen — wie bisher schon gehabt — den Gedanken der Personalunion 
vertreten haben, Parteifreunde, von denen ich aber weiß, daß sie es früher zu­
sammen mit mir bitter beklagt haben, daß der Parteivorsitzende, der damals 
Kanzler, Regierungschef war, gerade wegen dieser Personalunion seine eigent­
liche Aufgabe für die Partei nicht voll wahrnehmen konnte. Die Schwächen 
dieser Partei, die heute morgen noch einmal dargelegt worden sind, resul­
tieren ja gerade aus der fast notwendigen Vernachlässigung der Partei, die 
eben mit einer Personalunion — gleich, ob mit dem Amt des Regierungschefs 
oder mit dem des Oppositionsführers — verbunden list. 

Lieber Heinrich Köppler und viele andere, die diese Konzeption, die ich hier 
gerade dargelegt habe, heute nicht mehr wahrhaben wollen, ich weiß, daß 
wir uns zu einer anderen Zeit in der Bundestagsfraktion selber in vielen Ge-



sprächen in dieser Analyse alle einig gewesen sind. Soll das heute nicht 
mehr wahr sein? 

(Beifall) 

Aus dieser Christlich Demokratischen Union eine Partei zu machen, die über 
die Aktualität des Tages, auch der großen politischen Tagesfragen, und eines 
Wahljahres hinaus wirksam bleibt, das wird die Aufgabe des Parteivorsitzen­
den sein. Diese Aufgabe ist heue morgen als Herkules-Arbeit bezeichnet wor­
den. Wenn wir den bisherigen Zustand der Partei ändern wollen, brauchen 
wir einen Parteivorsitzenden, der mit der Hauptkraft seiner Arbeit der Partei 
zur Verfügung steht. 

Meine Damen und Herren, wie ich weiß, sind viele von uns mit einem nicht 
guten Gefühl hierher nach Saarbrücken gekommen, und zwar deswegen, 
weil die Alternative zu dieser Wahl des Parteivorsitzenden — Ich will es offen 
ansprechen — für viele nicht mehr echt zu sein scheint. Ginge es tatsächlich 
nur um die Wahl des Parteivorsitzenden, ich glaube, für die meisten wäre 
dann die Wahlentscheidung leichter, nämlich die Entscheidung für den Kan­
didaten, der sich für den Parteivorsitz besser eignet. 

Ich will es meinem Parteifreund Barzel gegenüber klar und oftfen ausspre­
chen: Ich habe es von Anfang an sehr bedauert, daß den Delegierten diese 
Möglichkeit, auf diesem Parteitag den besten Kandidaten unbeschadet aller 
anderen Rücksichten für diese Partei zu wählen, durch den Anspruch Rainer 
Barzels auf beide Ämter genommen ist. 

(Beifall) 

Das gilt vor allem für diejenigen Delegierten, die nicht verstehen können, daß 
man dieser Partei verwehren will, einen guten Parteivorsitzenden und einen 
guten Kanzlerkandidaten zu haben. Das muß auch heute noch möglich sein. 
Vorhin ist vom Parteifreund Schmöle gesagt worden, der Geist der Union 
verlange — so hat er es sinngemäß gesagt —, daß alle Kandidaten unab­
hängig vom Ausgang der Wahl auch nach dieser Entscheidung voll der Partei 
zur Verfügung stehen sollten. 

Wir bitten darum, das von jedem Kandidaten erwarten zu können; denn keiner 
hat sein Mandat allein aus sich, sondern er hat Amt und Aufgabe aus dem 
Mandat und dem Vertrauen der Parteifreunde. 

Die Forderung nach der Ämtertrennung begründet sich aus der Aufgaben­
stellung einer modernen Partei. Dazu ist hier in diesem Zusammenhang das 
Notwendige gesagt worden. Diese Aufgabenstellung einer modernen' Partei 
kann auf der Bundesebene — und hier sind qualitative Unterschiede zur 
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Aufgabenstellung einer auf ein Land begrenzten Partei — weder vom Kanz­
ler noch vom Oppositionsführer auf lange Sicht geleistet werden. Das wissen 
wir, so glaube ich, aus der Realität der parlamentarischen Arbeit. 

Es ist die Binsenwahrheit gesagt worden, die CDU brauche die absolute 
Mehrheit. Es gibt die zweite Binsenwahrheit, daß die Antwort auf die Frage, 
ob wir sie bel<ommen, davon abhängt, ob es uns gelingt die l<ritische Schicht 
der Wechselwähler zu gewinnen, das strategische Wählerpotential der auf­
steigenden Arbeitnehmer, daß diese Tatsache ferner davon abhängt — und 
das scheint mir eine ganz entscheidende Frage zu sein —, mit welcher Kon­
zeption die Christlich Demol<ratische Union der heutigen sozialen Situation 
begegnet. 

Beruhigen wir uns nicht angesichts der Tatsache, daß wir eine ausgebaute 
soziale Sicherung in unserem Lande haben, daß wir eine gute und fort­
schrittliche Gesellschafts- und Sozialpolitik in den vergangenen 20 Jahren 
aufbauen konnten. Die Situation ändert sich rasch. Die Bürger beginnen 
unsicher zu werden. Die soziale und wirtschaftliche Verflechtung, die tech­
nische und technologische Entwicklung führen heute immer mehr dazu, daß 
die Menschen sich in dieser Gesellschaft mehr und mehr unsicher fühlen, daß 
sie sich als Objekte der gesellschaftlichen und des wirtschaftlichen Gesche­
hens empfinden und daß sie sich — was gerade von den jungen Bürgern bei 
uns artikuliert worden ist — heute an anonyme Apparaturen und Mächte aus­
geliefert fühlen, daß die Arbeitnehmer ihre Leistungsbereitschaft im Betrieb 
.nicht mehr bestätigt finden, daß wir wellweite Entwicklungen haben mit einer 
revolutionären Zielsetzung. 

Meine Damen und Herren, das führt zu der Forderung für eine moderne Par­
tei, daß wir eine Parteiarbelt leisten müssen, die eine langfristige Konzeption 
enthält. Das Schicksal dieser Partei hängt ab von dem politischen Bild, den 
geistigen Inhalten, die die Christlich Demokratische Union den Bürgern in 
einer modernen Industriegesellschaft bietet; es hängt davon ab, ob die CDU 
als Partei langfristig unabhängig und dann aber doch wieder rückgekoppelt 
auf die Tagesfragen der großen Politik in dieser geistigen Auseinanderset­
zung Position bezieht. Diese langfristige Konzeption — diese Leistungsge­
sellschaft zu humanisieren, ein Bild der Industriegesellschaft von morgen zu 
entwerfen, das die Menschen akzeptieren und sie für unsere Arbeit gewinnt, 
muß die Partei leisten. Sie kann nicht von der Aktualität der Regierung und 
der Opposition erbracht werden. 

Setzen wir daher die Christlich Demokratische Union in dieser wichtigen 
geistesgeschichtlichen und gesellschaftspolitischen Situation in die Lage, 
dieses Konzept zu entwickeln. Dazu gehört, daß wir eine Entscheidung treffen, 
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die garantiert, daß ein Mann ungeteilt mit seiner Hauptl<raft diese Aufgabe 
für die kommenden Jahre übernimmt. 

(Beifall) 

Siegfried Dübei, Tagungspräsidium: Icli gebe jetzt Herrn Herbst aus Braun­
schweig das Wort. Anschließend spricht Herr von Hassel, Schleswig-Holstein. 

hieiner Herbst: Herr Vorsitzenderl Meine Damen und Herren! Liebe Partei­
freunde! Es ist hier heute in der Diskussion um den Bundesvorsitzenden 
immer wieder das Argument gebraucht worden, der Bundesvorsitzende müsse 
ausschließlich oder in der Hauptsache der Partei zur Verfügung stehen. Die­
ses Argument ist mit Sicherheit verständlich aus der leidvollen orgamsato-
rischen Vergangenheit der Christlich Demokratischen Union. 

Ich will nicht das Für und Wider hier noch einmal wiederholen. Ich kann mich 
aber des Eindrucks nicht erwehren, daß die CDU oder manche unter uns 
jetzt in die Gefahr geraten, nun eine geistige Nabelschau zu betreiben und den 
Blick nach innen überzubetonen. 

Wir ihaben hier auch mit Recht gehört, daß es uns darauf ankommt, uns poli­
tisch und organisatorisch für die nächste Bundestagswahl zu formieren. Für mich 
ist es deshalb unausweichlich, daß die Funktion des Bundesvorsitzenden mit 
seinem Schwerpunkt nach außen in die Öffentlichkeit gerichtet ist. Es ist des­
halb für mich nicht überzeugend, wenn hier gefordert wird, der Bundesvor­
sitzende müsse sich vor allen Dingen um die Finanzen und um die OrganiSta-
tion der Partei kümmern. Herr Geißler, mein Vorredner, hat Wer darauf hinge­
wiesen und gesagt, woher rühre denn unsere Schwäche, sie rühre doch daher, 
daß wir früher diese Kombination der Ämter gehabt haben. 
Meine Damen und Herren, auch dieses Argument sticht meiner Auffassung 
nach nicht. Schauen wir doch einmal zu unserem politischen Gegner. Schauen 
wir einmal zur SPD. In der SPD ist es auch eine gewisse Tradition, daß die 
Rolle des Oppositionsführers und Parteiführers und jetzt die Rolle des Bun­
deskanzlers und Parteivorsitzenden in einer Hand vereinigt sind. Man wird der 
SPD alles, nur nicht das zum Vorwurf machen können, daß sie organisatorisch 
ihren Apparat nicht in Ordnung habe. 

Ich will mich kurz fassen. Ich kann nicht beanspruchen, nun die gleiche Auf­
merksamkeit zu genießen wie andere potentere Redner vor mir. Aber lassen 
Sie mich schließlich noch eines sagen. Für mich ist es unausweichlich und eine 
zwingende sachliche Notwendigkeit, daß der Bundesvorsitzende eine alltäg­
liche hautnahe räumliche und sachliche Verbindung zu den aktuellen Fragen 
der Bundespolitik hat. Das scheint mir gar nicht anders möglich zu sein. 

(Beifall) 
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Ich bitte meine Worte hier auch nicht als Argument gegen die Person eines 
Kandidaten zu verstehen. Für mich scheint diese zwingend notwendige Ver­
bindung bei dieser Auswahl, die wir haben, nur in der Person von Rainer Bar-
zel gewährleistet zu sein. Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Es spricht jetzt Herr von Hassel, Schles­
wig-Holstein, anschließend Herr Dr. Vogel, Rheinland-Pfalz. 

Kai-Uwe von Hassel: Herr PräsidentI Meine Damen und Herren! Ich möchte 
Ihre Aufmerl<samkeit nur einige wenige Mdnuten in Anspruch nehmen. Jeder 
von uns weiß, daß das Thema der Ämterhäufung, der Ämtertrennung ein be­
liebtes Thema nicht nur dieses Parteitages, sondern gleichermaßen draußen 
in unseren Kreisen und in unseren Ortsverbänden ist. Hinsichtlich der Ämter­
häufung teile 'ich die Bedenken. Ich habe meinerseits Konsequenzen gezogen 
und eine Fülle von Ämtern abgebaut, um mich auf weniges zu konzentrieren. 

Das Thema der Ämtertrennung list populär und einprägsam. Aber man muß 
wissen, daß die Ämterzusammenfassung für weite Bereiche auch einen ganz 
großen Vorteil bedeuten kann. 

Ich freue mich genau wie der Vorvorredner, Dr. Geißler aus Rheinland-Pfalz, 
daß heute hier, und zwar vier Stunden seit Beginn der Nachmittagssitzung, von 
Anfang an bis jetzt in voller Besetzung in guter, aufrichtiger und sehr offener 
Form diskutiert worden ist. Wenn ich in dieser Diskussion meinen Beitrag 
löiste, so aus der Erfahrung, die ich 13 Jahre als einer der stellvertretenden. 
Bundesvorsitzenden, 15 Jahre im Präsidium und 20 Jahre in einem Landesver­
band habe sammeln können. 

Aus diesen Erfahrungen folgende Bemerkungen: Unsere Entscheidungen auf 
diesem Parteitag müssen unsere Stellung als heutige Opposition und künftige 
Regierungspartei stärken. Wir müssen alles unterlassen, was sie schwächen 
könnten. 

Wo aber ist der Ort, an dem unsere Rolle als heutige Opppositionspartei und 
als künftige Regierungspartei ausgetragen wird? Der Platz, an dem das im be­
sonderen und sichtbar über die Medien für das gesamte deutsche Volk ge­
schieht, ist der Deutsche Bundestag. Hier wird die Rolle der Opposition und 
die Rolle der CDU und CSU gewertet. Hier kann sie handeln, hier kann sie 
sich verteidigen, hier kann sie Stellung beziehen, hier kann sie sich, an diesem 
Platz, im Forum der Nation, mit den anderen Parteien messen. 

(Beifall) 
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,1 Deshalb muß,uns alles darauf ankommen, so scheint mir, daß sich hier die 
, höchste konzentrierte Autorität, die eine Stimme für Partei und Bundestagsfrak­
tion ausdrücken kann, daß wir diese Stimme im Deutschen Bundestag haben. 

(Beifall) 

Ich komme zum dritten Punkt. Schon heute, meine Freunde, gehören die Par­
teivorsitzenden aller Parteien dem Deutschen Bundestag an. Das sind der Vor­
sitzende Dr. Kurt Georg Kiesinger, der Vorsitzende Franz-Josef Strauß, der 
Vorsitzende Brandt und der Vorsitzende Scheel. 

An anderer Stelle habe ich, und zwar dieser Tage, in Erinnerung gerufen, daß 
es gerade die CDU gewesen ist, die die Sozialdemokraten in der Legislatur­
periode zwischeri 1961 und 1965 ;im Bundestag wegen Äußerungen kritisierte, 
die der Parteivprsitzende Willy Brandt außerhalb des Bundestages, dem er 
nicht angehörte, gemacht hat. Die Sozialdemokraten verbaten sich damals im 
Bundestag, diese Aussagen ihres Parteivorsitzenden zu kritisieren, da er sich 
dort nicht verteidigen könne. 

.Deshalb meine ich, daß diese,Zusammenfassung von Parteivorsitz und Frak­
tionsvorsitz auch aus diesem Grunde richtig ist. 

, (Beifall) 

Für uns kommt ein wesentlicher vierter Gesichtspunkt hinzu. CDU und CSU 
haben seit 1949 gemeinschaftlich die Politik Konrad Adenauers, Ludwig Er­
hards und Kurt Georg Kiesingers mitgetragen, sie, haben sie mitgestaltet. Den 
schweren Weg, der vor uns liegt, werden wir mehr denn je nur dann erfolgreich 
gefien und bestehen können, wenn wir, CDU und CSU, ohne Bruch, ohne ge­
genseitige Profilneurose, ohne kritische iDIstanz weiter zusammenhalten und 
zusammenstehen. Auch.dafür gibt es nur einen Ort, nämlich die Gemein­
schaftsfraktion und' ihre Organe. Hier vollzieht sich die Willensbildung und 
hier ist der Platz, um die Handlungsgemeinschaft herzustellen. 

Meine Freunde, man sagte in diesen Tagen, wenn man eine Ämterkonzentra­
tion wolle, verhindere man eine eigenständige Profiiierung der CDU. Die Frage 
lautet: Profilierung gegen wen? Gegen die SPD? — Klar. Gegen die FDP? — 
Klar. Gegen die CSU? — Ich meine, daß eine bewußte kritische Distanz zur 
CSU bedeuten würde, daß wir damit — das ist aus den langen Erfahrungen 
Sichtbar geworden-^ leider nicht den Gedanken der Union der CDU und der 
CSU fördern, sondern daß dann die Wiege neuer Probleme geschaffen wird, 
die uns nachher schlecht bekommen werden. 

(Beifall) 
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Deshalb bin ich dafür, daß wir eine erste Autorität haben, die Parteivorsitz und 
Fraktionsvorsitz in sich vereinigt, gerade in dieser Situation heute. 

(Beifall) 

Ich habe Verständnis für andere Argumente. Ich möchte demjenigen, der.das» 
vielleicht noch einmal in Ruhe durchdenkt und die Gedankengänge nachvoii-
zieht, einiges in Erinnerung bringen, ich bin 1950/51 in Schleswig-Holstein 
selber großer Sachverständiger auf dem Gebiet des Stürzens von Parteivor­
sitzenden und Ministerpräsidenten gewesen. Damals haben wir die Ämtertren­
nung gehabt — mit dem Ergebnis, daß sie nicht funktionierte. Wir haben beide 
gebeten zurückzutreten, und haben einen Mann berufen. Wenn wir in Schles-
vyig-Holstein, In Norddeutschland, Jahre hindurch in dieser Form eine feste 
Bastion gebildet haben, so deshalb, weil wir uns auf einen konzentriert haben. 

Bitte lesen Sie nach, was In der Zeit Weimars gewesen ist; bitte lesen Sie die 
Memoiren Brünings, wie er sich In der Auseinandersetzung mit seinem Partei­
vorsitzenden verzehrt hat! 

Wenn Sie in eine Reihe von Bundesländern hineinschauen, können Sie bei der 
CDU und auch ibel'der SPD finden, daß es dort, wo es für diese oder die an­
dere Partei nicht funktioniert, manchmal an dieser Frage gelegen hat. Vielleicht 
ist das jetzt in Bayern auch der Fall; ich verweise auf den gestrigen Parteitag 
in Immenstadt.-

Dort, wo wir in den Bundesländern die Konzentration herbeigeführt haben, 
haben wir einen großen Erfolg errungen. Soll Ich Sie daran erinnern, mit wel­
chem Schwung die Niedersachsen kamen,-'als sie konzentrierten, die Hessen, 
als sie konzentrierten, die Nordrhein-Westfalen, als sie-konzentrierten? WpHen: 
Sie aus. den Landesverbänden mir einmal sagen, warum Sie das getan haben, 
wenn nicht aus der Überlegung heraus, daß damit der größere Erfolg erzielt, 
werden kann? ;:; 

(Leljhafter Beifall),. . . . . " . 

Daher scheint mir, daß wir gut daran tun, aus der Geschichte unserer Partei 
In den vergangenen Jahren zu lernen. 

Meine' Freunde, in Niedersachsen, in Nordrheln-Westfalen und In Hessen hat 
sich auch gezeigt, daß gerade die Konzentration auf eine Spitze zugleich die 
programmatische lund auch die organisatorische Fortentwicklung der Partei 
dynamisch gefördert hat. ., ^ ,• 

(Prof. br. Burgbacher: Auch in Rheinland-Pfalz?) 

Auch in Rheinland-Pfalz. 
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Für mich ^ •damit möchte ich schließen — besteht gar l<ein Zweifel daran, 
daß derjenige, der Vorsitzender wird — wer auch immer es sein mag —, nach 
der Wahl mit seinem neuen iPräsidium eine Arbeitsteilung, eine Aufgabenvertei­
lung, eine Mitverantwortung für jeden im Präsidium festlegen wind, und unter 
einer Führung wird jeder seine Aufgabe übernehmen können. 

(Lebhafter Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungsprästdium: Meine Parteifreunde, es liegt eine Wort­
meldung zur Geschäftsordnung vor. Das Wort hat Herr Frerichs vom Landes­
verband Rheinland. 

Dr. Göke Frerichs: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Herr Bundete-
tagspräsident von Hassel hat zur Konzentration aufgerufen. Ich möchte die 
Redner, die jetzt noch das Wort ergreifen wollen, bitten, sich diese Mahnung 
selbst zu Herzen zu nehmen. Ich stelle den Antrag auf Schluß der Rednerliste. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Sie haben den 
Antrag zur Geschäftsordnung gehört. Ich darf die Rednerliste verlesen. Es 
sprechen noch: Herr Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz), Herr Dr. Mahler (Baden-
Württemberg), Herr Prof. Dr. Zeitel (Baden-Württemberg), Herr Langguth 
(RCDS), Herr Dr. Stoltenberg (Schleswig-Holstein), Herr Katzer (Rheinland), 
Frau Dr. Ingrid Obermüller-Kochs (Baden-Württemberg), Herr Dr. Wörner (Ba­
den-Württemberg) und Frau Dr. Laurien (Rheinland-Pfalz). 

(Unruhe) 

Stimmt jemand gegen den Antrag auf Schluß der Rednerliste? — Das ist, so­
weit ich feststelle, nicht der Fall. Dann kommen wir zur Abstimmung über den 
Antrag zur Geschäftsordnung. Wer für den Antrag auf Schluß der Rednerliste 
ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Stimmenthaltungen? — Das erste war eindeutig die Mehrheit. Damit ist die 
Rednerliste geschlossen. 

(Beifall) 

Ich rufe als nächsten Redner Herrn Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz) auf. Anschlie­
ßend hat Herr Dr. Mahler aus Baden-Württemberg das Wort. 

Dr. Bernhard Vogel: iHerr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich glaube 
in der Tat, all die, die mit dem unguten Gefühl hier nach Saarbrücken ge­
kommen sind, wir hätten zu lange die Auseinandersetzung In dieser Parte! 
auf offenem Markte ausgetragen, müssen heute erkennen, daß dies ein gro­
ßer Tag der Christlich Demokratischen Union gewesen ist, weil sie fair und 
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offen die Argumente des Für und Wider hier auf den Tisch gelegt hat, weil 
sie zum erstenmal diese Entscheidung nicht von anderen Gremien vorweg­
nehmen ließ, sondern hier dieses Gremium tatsächlich um seine Meinung 
gefragt hat. 

(Vereinzelter Beifall) 

Ich glaube, die Diskussion, die wir bisher geführt haben, hat gezeigt, daß 
man unterschiedlicher Meinung sein kann und trotzdem das gemeinsame Ziel 
nicht aus den Augen zu verlieren braucht. Ich glaube, wir müssen diese Inte­
gration auch über diesen Abend hinaus beweisen, und wir müssen beide 
Kandidaten in unser Führungskonzept einbinden, den wir brauchen sie beide 
genauso, wie wir — ganz gleich, was wir nachher beschließen — gemeinsam 
auf morgen weiterarbeiten müssen. 

Meine Damen und Herren, dies muß aber eine Integration In diese Partei sein. 
Ausschüsse, Beratungsgremien und was es dergleichen mehr gibt, sind gut. 
Aber eine Partei, die selbstbewußt geführt wird, deren Präsidium und deren 
Vorstand wirklich führt, ist besser. Deshalb 'ist es erforderlich, zu einer Ar­
beitsteilung in den Aufgaben zu kommen, weil auch diese Partei sich artiku­
lieren muß. Wir kennen die Stellungnahmen der Bundestagsfraktion zu den 
wichtigsten politischen Tagesfragen, zur Wirtschaftspolitik, zur Währungs­
politik oder was es sonst sein mag. Meistens kennen wir aber die Stellung­
nahme dieser Partei gar nicht oder viel zu spät. Sie muß sich in den kom­
menden Monaten und Jahren auch artikulieren, denn in dieser Artikulation 
und in der Organisationsstruktur liegt ihre eigentliche Schwäche. 

Beides vom Fraktionsvorsitzenden zu verlangen, hieße von ihm zu verlangen, 
auf beiden Schultern zu tragen. Er ist doch zunächst einmal der Vorsitzende 
der Fraktion zweier großer Parteien im Bundestag, und er ist doch zunächst 
einmal die Alternative zur Regierung im Bund — aber nicht zugleich auch 
derjenige, der für die Partei verbindlich und, wenn es sein muß, auch einmal 
in einer gewissen Distanz zu dieser oder Jener Fraktion sprechen kann. Meine 
Damen und Herren, ich glaube, wir spüren den Unterschied, zwischen der 
Personalunion des Ministerpräsidenten eines Landes und des Partei versitzen­
den und der Personalunion des Fraktionsvorsitzenden im Bundestag und des 
Parteivorsitzenden. 

Das von Herrn von Hassel eben angeführte Argument läßt sich ebenfalls wi­
derlegen. Zu keiner Zeit hat die Christlich Soziale Union eine Personalunion 
von Parteivorsitzendem und Ministerpräsidenten des Landes Bayern gekannt, 
und sie ist gut damit gefahren. 

Meine Damen und Herren, viele von uns, die wir heute hier sind, haben im 

119 



Bundestag mit Rainer Barzei zusammengearbeitet und dabei gute Erfahrun­

gen gemacht. 
(Beifall) 

Es ist für uns alle gut, daß er, wie wir aus dieser Arbelt wissen, ein guter 
Fraktionsvorsitzender ist. Aber gestatten Sie es mir als einem, der ebenso­
lange oder sogar noch länger mit Helmut Kohl zusammengearbeitet hat, zu sa­
gen, daß man mit ihm Teamarbeit betreiben kann. Wir haben mit ihm Wahlen 
gewonnen, wie Sie es in Ihren Ländern auch getan haben. Wir sind aber be­
sonders stolz darauf, daß es uns nicht nur gelungen ist, die Wahlen zu ge­
winnen, sondern auch gelungen ist, zu der Mehrheit der Frauen auch die 
Mehrheit der Männer und vor allem die Mehrheit der jungen Generation zu 
gewinnen. Daran sollten wir denken. Man kann die eine oder andere Wahl 
auch ohne die Jugend gewinnen. Die Zukunft dieser Partei kann man aber 
auf Dauer eben nicht ohne die Mehrheit der jungen Generation gewinnen. 

Meine Damen und Herren, es geht — das ist das Erfreuliche heute abend — 
letztlich nicht um Personen und ihre Ansprüche und Vorstellungen, sondern 
es geht um die Sachentscheidung, die diese Partei zu Ende zu diskutieren 
hat und hoffentlich auch zu Ende diskutiert. Nachdem wir dieser Partei in 
mühsamem Ringen und mit außergewöhnlichen Anstrengungen auf den letz­
ten Parteitagen zu einem Programm verhelfen haben, geht es doch jetzt dar­
um, ob diese Partei auch stark genug list, aus sich heraus einen Vorsitzenden 
zu wählen und dadurch eine eigenständige Partei zu werden. Ich persönlich 
bin für Barzei und Kohl. Deshalb muß ich bei der Wahl des Parteivorsitzenden 
meine Stimme für Helmut Kohl abgeben. 

(Beifall) 

Siegfried DQbel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich habe fol­
gendes bekanntzugeben: Die Antragskommission trifft sich morgen früh um 
8 Uhr im Hotel „Haus Berlin". 

Als nächster hat Herr Dr. Mahler und anschließend Herr Professor Zeitel, 
beide Landesverband Baden-Württemberg, das Wort. 

Dr. Gerhard Mahler: Herr Vorsitzender! Liebe Parteifreunde! Die Ausführun­
gen von Herrn Dr. Barzei über die Bildung einer Führungsmannschaft waren 
nicht überzeugend. Heute ist die Zeit der Mannschaft, die Zelt des Teams, 
wobei der Kanzlerkandidat selbstverständlich die Nummer 1 sein muß. Heute 
Ist nicht mehr die Zeit, meine Parteifreunde, alles auf eine Person auszurich­
ten. Dem strebt Herr Dr. Barzei doch im Grunde nach. Das Risiko list zu groß, 
alles auf eine Karte, alles auf zwei Augen zu setzen. Nur ein Team ist in der 
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Lage, das breite gesellschaftspolitische Spel<trum der Union auszuschöpfen, 
die 50%-Schallgrenze 1973 zu erreichen, die Bandbreite zwischen 45 % und 
50 % zu gewinnen und vor allem die Stimmen der sozialen Aufsteiger auf die 
Seite der CDU zu ziehen. Deshalb bin ich für eine Ämtertrennung; deshalb 
bin ich für Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Als nächster hat Herr Professor Zeitel 
das Wort. Anschließend folgt Herr Langguth vom RCDS. 

Prof. Dr. Gerhard Zeitel! Meine Damen und Herren, ich möchte Ihre Zeit nicht 
ungebührlich in Anspruch nehmen. 

(Beifall) 

Nach dem Gang der bisherigen Disl<ussion, die ich wirklich als eine unge­
wöhnlich fruchtbare Diskussion bezeichnen möchte, liegt mir aber daran, 
Dank an den amtierenden Generalsekretär abzustatten, der zu dieser Bele­
bung der Diskussion sicher beigetragen hat. 

(Beifall) 

Zweitens möchte ich zum Ausdruck bringen, daß die Ämtertrennung nicht 
pauschal behandelt werden kann und daß die Frage einer Ämterverknüpfung 
auf der Landesebene und auf der Bundesebene verschieden zu beurteilen ist, 
einfach weil die konzeptioneilen Anforderungen und auch die Arbeitsbelastung 
auf beiden Ebenen verschieden sind. 

Drittens möchte ich zum Ausdruck bringen, daß wir, wenn diese Partei noch 
mehr, als es am heutigen Tage geschehen ist, zu einem politischen Diskus­
sionsforum werden soll — gestatten Sie mir das mit aller Offenheit zu sagen 
— zu einem ausgewogeneren Verhältnis zwischen Fraktionsarbeit und Partei­
arbeit kommen müssen. 

(Beifall) 

Die letzte Bemerkung, die ich machen möchte, bezieht sich darauf, daß wir, 
wenn wir die nächsten Wahlen überzeugend gewinnen wollen, zu einer klaren 
Funktionstrennung aller Personen kommen müssen. Deshalb bin ich für die 
Ämtertrennung. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidiüm: Als nächster spricht Herr Langguth vom 
RCDS, anschließend Herr Dr. Stoltenberg, Schleswig-Holstein. 

Gerd Langguth: Meine Damen und Herren, ich will keine Argumente wieder­
holen, sondern hier einen wesentlichen Aspekt nennen, der uns vom RCDS 
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bewogen hat, die Kandidatur von Herrn Kohl für das Amt des Partei Vorsitzen­
den zu unterstützen. Es ist das !\/loment, daß In Rheinland-Pfalz von Minister­
präsident Kohl ein überzeugender Wahll<ampf geführt wurde und daß dort die 
Mehrheit der Jungwähler für die CDU gestimmt hat. Das ist für uns ein we­
sentliches Argument — ein Argument um das zu betonen, nicht gegen Rainer 
Barzel, sondern für Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, nun hat Herr 
Dr. Stoltenberg das Wort. Anschließend spricht unser Freund Katzer, Rhein­
land. 

Dr. Gerhard Stoltenberg (mit Beifall begrüßt): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich glaube, diese lange Diskussion — In Ihren vielen Beiträgen 
um die Sache und um die beste Lösung für unsere Union bemüht — hat eines 
ganz klar gezeigt: Strukturfragen sind auch politische Fragen, Organisations­
fragen und die sachliche Bewertung von Personen stehen In einem engen und 
unlösbaren Zusammenhang. Man kann nicht ein Thema isolieren; so wichtig 
und nützlich theoretische Analysen über die Strukturform sind — alles gehört 
zusammen. 

(Beifall) 

Und ein zweites Ist in dieser Diskussion sichtbar geworden: Die Aufgabe für 
uns stellt sich so, die politische Integration und zugleich die politische Pro­
filierung unserer Partei noch weiter zu verbessern und die Organisation aus 
Ihrem Defizit herauszubringen, das wir immer noch haben, obwohl wir ohne 
Zweifel in den ietzten Jahren auch In der Opposition schon erhebliche Fort­
schritte In der Festigung und der Verlebendigung unserer Parteiarbeit ge­
macht haben. 

Ich möchte eines hier, gegen Schluß der Debatte, nach den Beiträgen von 
Rainer Barzel und Helmut Kohl, nach der Rede unseres scheidenden Vor­
sitzenden, Bundeskanzler Kiesinger, und dem Bericht unseres Generalsekre­
tärs, hervorheben. In dieser Diskussion ist eines deutlich geworden: Nach 
dieser Debatte kann niemand von politischen Richtungskämpfen in dieser 
Organisation und auf diesem Parteitag sprechen. 

(Lebhafter Beifall) 

Hier hat jeder in seiner Sprache gesprochen — und das Ist unser gutes Recht, 
das wir in einer Zeit des Konformismus und des zunehmenden Konformitäts­
drucks von den jetzt Regierenden betonen und aufrecht erhalten —, aber alle 
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von denselben Grundsätzen und Zielvorstellungen her, und alle von dem 
Willen, ihre Abeit für die Sache der Union und unseres Landes zu leisten. 

Und ein weiteres ist auch ganz klar geworden: Die Aufgabe ist es — und hier 
sind wir durch manche Traditionen in unserer Partei auch belastet, neben den 
großen Vorzügen unserer Tradition und Geschichte: Partei und Fraktion, Bun­
despartei, Landesverbände und -Vereinigungen, CDU und CSU organisatorisch 
wie in Ihren führenden Persönlichkeiten so zusammenzuführen, daß wir ohne 
unnötigen Reibungsverlust für das gemeinsame Ziel erfolgreich arbeiten, das 
gemeinsame Ziel, das von den beiden Kandidaten wie von Dr. Kiesinger und 
Dr. Heck heute morgen so klar formuliert ist. 

Ich möchte nun, meine Freunde, nach Selbstkritik — und an Selbstkritik haben 
der Vorsitzende und der Generalsekretär heute morgen nicht gespart; ich be­
ziehe mich als Mitglied des Präsidiums gern in diese Selbstkritik ein — und 
nach Kritik doch auch eines unterstreichen, was nach meiner Überzeugung in 
den letzten Jahren an Fortschritten sichtbar geworden ist. ich glaube, daß wir 
in diesem Präsidium, das jetzt seine Amtsperiode beendet, einen Schritt voran 
getan haben in einer für die breitere Öffentlichkeit sichtbaren und auch wirk­
samen Aufgabenverteilung. Wir haben ja in diesem Präsidium Funktionen dele­
giert: Hans Katzer für die Gesellschaftspolitik, Helmut Kohl für die Bereiche der 
Publizistik, die wichtigen Bund-Länder-Fragen, Gerhard Schröder für die Au­
ßenpolitik, Frau Dr. Wex für die Probleme der Frauen, der Familie, der Kul­
turpolitik, ich selbst für die Wirtschafts- und Finanzpolitik, um nur die stellver­
tretenden Vorsitzenden jetzt beispielhaft zu nennen. Ich glaube, daß wir für die 
Öffentlichkeit sichtbar einen Anfang gemacht haben, dies auch wirksam In der 
deutschen Politik zu sein. Dies wird, wie ich weiß, von den jetzt Regierenden 
manchmal schmerzlicher empfunden, als es selbst in unserem Bewußtsein le­
bendig ist. 

Hier müssen wir weitergehen. Das ist unser Strukturproblem in der Führung 
über den beispielhaft genannten Kreis hinaus oder diejenigen, die nun diese 
Ämter wahrnehmen: Dies müssen wir auf eine noch breitere Basis stellen. 
Und ich sage Ihnen ausdrücklich als meine Meinung — ich unterstreiche damüt 
fast alle Beiträge in dieser sachlich geführten Diskussion — : Jeder der beiden 
Kandidaten ist qualifiziert, diese Partei zu führen, und ich sehe keinen Schaden 
für die Partei, unabhängig davon, wer gewählt wird. Jeder aber, meine Freun­
de, hat natürlich auch andere große Pflichten und Aufgaben, die hier beschrie­
ben sind. 

Und deshalb bleibt unabhängig vom Ergebnis dieser Wahl die entscheidende 
Frage: von wem in weichem Zusammenhang der anderen Aufgaben und 
Pflichten die politischen Führungs- und Koordinationsaufgaben des Vorsitzen-
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